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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. Dezember 1958 

9 — 27201 — 4712/58 VI 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die friedliche 
Verwendung der Kernenergie und den Schutz 
gegen ihre Gefahren (Atomgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Atomkernenergie 
und Wasserwirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 198. Sitzung am 14. November 
1958 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
zu dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stel- 
lung zu nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen erhoben. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die friedliche Verwendung der Kernenergie und den 
Schutz gegen ihre Gefahren (Atomgesetz) 

Inhaltsübersicht 

§§ 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

Zweckbestimmung des Gesetzes 1 

Begriffsbestimmungen 2 

ZWEITER ABSCHNITT 
Uberwachungsvorschriften 

Einfuhr und Ausfuhr 3 

Beförderung von Kernbrennstoffen 4 

Verwahrung, Besitz und Ablieferung von Kernbrennstoffen .... 5 

Genehmigung zur Aufbewahrung von Kernbrennstoffen 6 

Genehmigung von Anlagen 7 

Verhältnis zur Gewerbeordnung 8 

Bearbeitung, Verarbeitung und sonstige Verwendung von Kern- 
brennstoffen außerhalb genehmigungspflichtiger Anlagen 9 

Ausnahmen vom Erfordernis der Genehmigung 10 

Ermächtigungsvorschriften (Genehmigung, Anzeige, allgemeine Zu- 
lassung) 11 

Ermächtigungsvorschriften (Schutzmaßnahmen) 12 

Vorsorge für die Erfüllung gesetzlicher Schadensersatzverpflich- 
tungen 13 

Deckungsvorsorge und Einstandspflicht für Fälle, bei denen eine 
Haftung nach § 25 in Betracht kommt 14 

Haftpflichtversicherung 15 

Sonstige Vorsorge 16 

Inhaltliche Beschränkungen, Auflagen, Widerruf 17 

Entschädigung 18 

Staatliche Aufsicht 19 

Sachverständige 20 

Kosten 21 

DRITTER ABSCHNITT 
Verwaltungsbehörden 

Zuständigkeit für Einfuhr- und Ausfuhrgenehmigungen, Über- 
wachung der Einfuhr und Ausfuhr 22 

Verwahrungsbehörde 23 

Zuständigkeit der Landesbehörden 24 
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§§ 

VIERTER ABSCHNITT 
Haftungsvorschriften 

Haftung für Anlagen im Sinne des § 7 25 

Haftung für den Besitz radioaktiver oder von einer Kernspaltung 
oder Kernvereinigung betroffener Stoffe in anderen Fällen .... 26 

Mitwirkendes Verschulden des Verletzten 27 

Umfang des Schadensersatzes bei Tötung 28 

Umfang des Schadensersatzes bei Körperverletzung 29 

Geldrente 30 

Höchstbeträge 31 

Verjährung 32 

Verwirkimg 33 

Weitergehende Haftung 34 

Mehrere Verursacher 35 

Übernahme der Deckungsvorsorge bei Beförderungen 36 

Freistellungsverpflichtung des Bundes 37 

Verteilungsverfahren 38 

Ausschluß von Ansprüchen 39 

Leistungsfreiheit und Rückgriff 40 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Strafvorschriften 

Mißbrauch von Kernenergie 41 

Mißbrauch radioaktiver Stoffe 42 

Vorbereitungshandlungen 43 

Geldstrafe und Polizeiaufsicht 44 

Tätige Reue 45 

Strafbarer Umgang mit Kernbrennstoffen 46 

Ordnungswidrigkeiten • 47 

Strafbare Verletzung von Schutzvorschriften, Auflagen und An- 
ordnungen 48 

Verletzung von Hersteilungs- und Lieferungspflichten 49 

Einziehung 50 

Entschädigung 51 

Verhältnis zu anderen Strafvorschriften 52 

Geheimnisverrat 53 

SECHSTER ABSCHNITT 
Schluß Vorschriften 

Erfassung von Schäden aus ungeklärter Ursache 54 

Erlaß von Rechtsverordnungen 55 

Aufhebung und Änderung von Rechtsvorschriften 56 

Abgrenzungen 57 

Geltung in Berlin 58 

Inkrafttreten 59 
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Zweckbestimmung des Gesetzes 

Zweck dieses Gesetzes ist, 

1. eine möglichst freie und ungehinderte Ent- 
wicklung der Erforschung und der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie zu ermöglichen und 
zu fördern, 

2. Leben, Gesundheit und Sachgüter vor den Ge- 
fahren der Kernenergie und der schädlichen 
Wirkung ionisierender Strahlen zu schützen, 

3. zu verhindern, daß durch Anwendung oder 
Freiwerden der Kernenergie die innere oder 
äußere Sicherheit der Bundesrepublik gefähr- 
det wird, 

4. die Erfüllung internationaler Verpflichtungen 
der Bundesrepublik auf dem Gebiet der Kern- 
energie und des Strahlenschutzes zu gewähr- 
leisten. 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. besondere spaltbare Stoffe (Kernbrennstoffe): 

a) Plutonium 239, 

b) Uran 233, 

c) mit den Isotopen 235 oder 233 angereicher- 
tes Uran, 

d) jeder Stoff, der einen oder mehrere der 
vorerwähnten Stoffe enthält, 

e) Uran und uranhaltige Stoffe der natürlichen 
Isotopenmischung, die so rein sind, daß 
durch sie in einer geeigneten Anlage 
(Reaktor) eine sich selbst tragende Ketten- 
reaktion aufrechterhalten werden kann. 

Der Ausdruck „mit den Isotopen 235 oder 233 
angereichertes Uran" bedeutet Uran, das die 
Isotope 235 oder 233 oder diese beiden Iso- 
tope in einer solchen Menge enthält, daß das 
Verhältnis der Summe dieser beiden Isotope 
zum Isotop 238 größer ist, als das in der Natur 
auftretende Verhältnis des Isotopes 235 zum 
Isotop 238. 

2. Ausgangsstoffe: 

a) Uran, das die in der Natur auftretende 
Isotopenmischung enthält und nicht unter 
Absatz 1 fällt, 

b) Uran, dessen Gehalt an Uran 235 unter 
dem natürlichen Gehalt liegt, 

c) Thorium, 


d) jeder der erwähnten Stoffe in Form von 
Metall, Legierung, chemischer Verbindung 
oder von Konzentrat sowie 

e) Uran- und Thoriumerze. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Überwachungsvorschriften 

§ 3 

Einfuhr und Ausfuhr 

(1) Wer Kernbrennstoffe einführt oder ausführt, 
bedarf der Genehmigung. 

(2) Die Genehmigung zur Einfuhr ist zu erteilen, 
wenn 

1. gegen die Zuverlässigkeit des Einführers 
keine Bedenken bestehen und 

2. gewährleistet ist, daß die einzuführenden 
Kernbrennstoffe unter Beachtung der Vor- 
schriften dieses Gesetzes und der zwi- 
schenstaatlichen Verpflichtungen der Bun- 
desrepublik auf dem Gebiete der Kern- 
energie verwendet werden. 

(3) Die Genehmigung zur Ausfuhr ist zu erteilen, 
wenn 

1. gegen die Zuverlässigkeit des Ausführers 
keine Bedenken bestehen und 

2. gewährleistet ist, daß die auszuführenden 
Kernbrennstoffe nicht in einer die zwi- 
schenstaatlichen Verpflichtungen der Bun- 
desrepublik auf dem Gebiete der Kern- 
energie oder die innere oder äußere 
Sicherheit der Bundesrepublik gefährden- 
den Weise verwendet werden. 

(4) Andere Rechtsvorschriften über die Einfuhr 
und Ausfuhr bleiben unberührt. 

(5) Der Einfuhr oder Ausfuhr im Sinne dieses 
Gesetzes steht jede sonstige Verbringung in den 
Geltungsbereich oder aus dem Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes gleich. 

§ 4 

Beförderung von Kernbrennstoffen 

(1) Wer Kernbrennstoffe außerhalb eines abge- 
schlossenen Geländes befördert, auf dem Kern- 
brennstoffe staatlich verwahrt werden oder eine 
nach §§ 6, 7 und 9 genehmigte Tätigkeit ausgeübt 
wird, bedarf der Genehmigung. Die Genehmigung 
kann einem Beförderer nur für den Einzelfall erteilt 
werden. Die Genehmigungsurkunde ist bei der Be- 
förderung mitzuführen und der für die Kontrolle 
zuständigen Stelle und den von ihr Beauftragten 
auf Verlangen vorzuzeigen. 

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 

1. gegen die Zuverlässigkeit des Beförderers 
und der den Transport ausführenden Per- 
sonen keine Bedenken bestehen und ein 
weisungsbefugter Transportbegleiter die 
für die Beförderung von Kernbrennstoffen 
erforderliche Fachkunde besitzt. 
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2. gewährleistet ist, daß die Kernbrennstoffe 
unter Beachtung der für den jeweiligen 
Verkehrsträger geltenden Rechtsvorschrif- 
ten über die Beförderung gefährlicher 
Güter befördert werden oder, soweit 
solche Vorschriften fehlen, auf andere 
Weise jede nach dem Stand von Wissen- 
schaft und Technik gebotene Vorsorge 
gegen Schäden durch die Beförderung der 
Kernbrennstoffe getroffen ist, 

3. jede erforderliche Vorsorge für die Er- 
füllung gesetzlicher Schadensersatzver- 
pflichtungen (§13 Abs. 5) getroffen ist, 

4. jeder erforderliche Schutz gegen Störmaß- 
nahmen oder sonstige Einwirkungen 
Dritter gewährleistet ist. 

(3) Für die Beförderung mit der Eisenbahn ist 
einem EisenbahnunternehmGr auf Antrag eine all- 
gemeine Genehmigung auf jeweils längstens drei 
Jahre zu erteilen, wenn die Voraussetzungen des 
Absatzes 2 Nr. 2 bis 4 gegeben sind, der Unter- 
nehmer zuverlässig ist und gewährleistet ist, daß 
der Unternehmer den Transport durch zuverlässige 
Personen ausführen läßt. Absatz 1 Satz 3 findet 
keine Anwendung. 

(4) Die für die jeweiligen Verkehrsträger gelten- 
den Rechtsvorschriften über die Beförderung gefähr- 
licher Güter bleiben unberührt. 

§ 5 

Verwahrung, Besitz und Ablieferung von 
Kernbrennstoffen 

(1) Kernbrennstoffe sind staatlich zu verwahren. 
Hierbei ist jede nach dem Stand von Wissenschaft 
und Technik gebotene Vorsorge gegen Schäden 
durch die Aufbewahrung von Kernbrennstoffen zu 
treffen und jeder erforderliche Schutz gegen Stör- 
maßnahmen oder sonstige Einwirkungen Dritter zu 
gewährleisten. 

(2) Außerhalb der staatlichen Verwahrung darf 
niemand Kernbrennstoffe in unmittelbarem Besitz 
haben, es sei denn, daß er die Kernbrennstoffe 

1. auf Grund einer Genehmigung nach § 6 
aufbewahrt, 

2. in einer nach § 7 genehmigten Anlage 
oder auf Grund einer Genehmigung nach 
§ 9 bearbeitet, verarbeitet oder sonst ver- 
wendet, 

3. nach § 4 berechtigt befördert. 

(3) Wer Kernbrennstoffe in unmittelbarem Be- 
sitz hat, ohne nach Absatz 2 dazu berechtigt zu 
sein, hat sie der Verwahrungsbehörde auf seine 
Kosten unverzüglich abzuliefern. 

(4) Die Ablieferungspflicht entfällt, wenn die 
Kernbrennstoffe einem nach § 4 berechtigten Beför- 
derer übergeben werden 

1. zum Zweck einer nach § 3 genehmigten 
Ausfuhr oder 

2. zum Zweck einer Abgabe an einen nach 
Absatz 2 Nr. 1 oder 2 berechtigten 
Empfänger. 


(5) Die Herausgabe von Kernbrennstoffen aus 
der staatlichen Verwahrung nach Absatz 1 oder aus 
der genehmigten Aufbewahrung nach § 6 kann nur 
verlangt werden, wenn der Empfänger gemäß Ab- 
satz 2 Nr. 1 oder 2 zum Besitz der Kernbrennstoffe 
berechtigt ist. 

§ 6 

Genehmigung zur Aufbewahrung von 
Kernbrennstoffen 

(1) Wer Kernbrennstoffe außerhalb der staat- 
lichen Verwahrung aufbewahrt, bedarf der Geneh- 
migung. 

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn ein 
Bedürfnis für eine solche Aufbewahrung besteht 
und wenn 

1. gegen die Zuverlässigkeit des Antrag- 
stellers und der für die Leitung und Be- 
aufsichtigung der Aufbewahrung verant- 
wortlichen Personen keine Bedenken be- 
stehen und die für die Leitung und Beauf- 
sichtigung der Aufbewahrung verantwort- 
lichen Personen die hierfür erforderliche 
Fachkunde besitzen, 

2. jede nach dem Stand von Wissenschaft 
und Technik gebotene Vorsorge gegen 
Schäden durch die Aufbewahrung der 
Kernbrennstoffe getroffen ist, 

3. jede erforderliche Vorsorge für die Erfül- 
lung gesetzlicher Schadensersatzverpflich- 
tungen getroffen ist, 

4. jeder erforderliche Schutz gegen Störmaß- 
nahmen oder sonstige Einwirkungen Drit- 
ter gewährleistet ist. 

§ 7 

Genehmigung von Anlagen 

(1) Wer eine Anlage zur Erzeugung oder zur 
Spaltung von Kernbrennstoffen oder zur Aufar- 
beitung bestrahlter Kernbrennstoffe errichtet, be- 
treibt oder sonst innehat, bedarf der Genehmigung. 

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 

1. gegen die Zuverlässigkeit des Antragstel- 
lers und der für die Errichtung, Leitung 
und Beaufsichtigung des Betriebs der An- 
lage verantwortlichen Personen keine Be- 
denken bestehen und die für die Errich- 
tung, Leitung und Beaufsichtigung des 
Betriebs der Anlage verantwortlichen Per- 
sonen die hierfür erforderliche Fachkunde 
besitzen, 

2. jede nach dem Stand von Wissenschaft 
und Technik gebotene Vorsorge gegen 
Schäden durch die Errichtung und den Be- 
trieb der Anlage getroffen ist, 

3. jede erforderliche Vorsorge für die Erfül- 
lung gesetzlicher Schadensersatzverpflich- 
tungen getroffen ist. 


5 



Drucksadle 759 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


4. jeder erforderliche Schutz gegen Stör- 
maßnahmen oder sonstige Einwirkungen 
Dritter gewährleistet ist. 

(3) Der Errichtung einer Anlage steht die we- 
sentliche Veränderung einer bestehenden Anlage 
gleich, 

(4) Im Genehmigungsverfahren sind alle Behör- 
den des Bundes, der Länder, der Gemeinden und 
der sonstigen Gebietskörperschaften zu beteiligen, 
deren auf anderen Rechtsvorschriften beruhender 
Zuständigkeitsbereich berührt wird. Bestehen zwi- 
schen der Genehmigungsbehörde und einer betei- 
ligten Bundesbehörde Meinungsverschiedenheiten, 
so hat die Genehmigungsbehörde die Weisung des 
Bundesministers für Atomkernenergie und Wasser- 
wirtschaft einzuholen. Im übrigen wird das Geneh- 
migungsverfahren nach den Grundsätzen der §§ 17 
bis 19 und 49 der Gewerbeordnung durch Rechts Ver- 
ordnung geregelt. 

(5) § 26 der Gewerbeordnung gilt sinngemäß für 
Einwirkungen, die von einer genehmigten Anlage 
auf ein anderes Grundstück ausgehen. 

§ 8 

Verhältnis zur Gewerbeordnung 

(1) Die Vorschriften der Gewerbeordnung über 
genehmigungspflichtige Anlagen nach § 16 der Ge- 
werbeordnung sowie über die Untersagung der fer- 
neren Benutzung solcher Anlagen finden auf ge- 
nehmigungspflichtige Anlagen im Sinne des § 7 
keine Anwendung. 

(2) Für überwachungsbedürftige Anlagen nach 
§ 24 der Gewerbeordnung, die in genehmigungs- 
pflichtigen Anlagen im Sinne des § 7 Verwendung 
finden, kann die Genehmigüngsbehörde im Einzel- 
fall Ausnahmen von den auf Grund des § 24 der 
Gewerbeordnung ergangenen Rechtsvorschriften 
zulassen, soweit dies durch die besondere technische 
Eigenart der Anlagen nach § 7 bedingt ist. 

§ 9 

Bearbeitung, Verarbeitung und sonstige Verwen- 
dung von Kernbrennstoffen außerhalb genehmi- 
gungspflichtiger Anlagen 

(1) Wer Kernbrennstoffe außerhalb von Anlagen 
der in § 7 bezeichneten Art bearbeitet, verarbeitet 
oder sonst verwendet, bedarf der Genehmigung. 

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 

1. gegen die Zuverlässigkeit des Antrag- 
stellers und der für die Leitung und Be- 
aufsichtigung der Verwendung der Kern- 
brennstoffe verantwortlichen Personen 
keine Bedenken bestehen und die für die 
Leitung und Beaufsichtigung der Verwen- 
dung der Kernbrennstoffe verantwort- 
lichen Personen die hierfür erforderliche 
Fachkunde besitzen, 

2. jede nach dem Stand von Wissenschaft 
und Technik gebotene Vorsorge gegen 
Schäden durch die Verwendung der Kern- 
brennstoffe getroffen ist, 


3. jede erforderliche Vorsorge für die Er- 
füllung gesetzlicher Schadensersatzver- 
pflichtungen getroffen ist, 

4. jeder erforderliche Schutz gegen Störmaß- 
nahmen oder sonstige Einwirkungen Drit- 
ter gewährleistet ist. 

§ 10 

Ausnahmen vom Erfordernis der Genehmigung 

Durch Rechtsverordnung können zur Erleichterung 
der wissenschaftlichen Forschung und der Lehre 
Ausnahmen vom Erfordernis der Genehmigung nach 
§§ 3 bis 7 und 9 zugelassen werden, soweit es sich 
um geringe Mengen von Kernbrennstoffen oder um 
Anlagen handelt, durch welche die in § 1 Nr. 2 und 
3 bezeichneten Zwecke des Gesetzes nicht gefähr- 
det werden können. 

§ 11 

Ermäciitigungsvorschrifteii 

(Genehmigung, Anzeige, allgemeine Zulassung) 

(1) Soweit nicht durch dieses Gesetz für Kern- 
brennstoffe und für Anlagen im Sinne des § 7 eine 
besondere Regelung getroffen ist, kann durch 
Rechts Verordnung zur Erreichung der in § 1 be- 
zeichneten Zwecke bestimmt werden, 

1. daß der Umgang und Verkehr mit radio- 
aktiven Stoffen (Aufsuchung, Gewinnung, 
Erzeugung, Lagerung, Bearbeitung, Ver- 
arbeitung, sonstige Verwendung und Be- 
seitigung sowie Erwerb und Abgabe an 
andere), die Beförderung und die Ein- 
und Ausfuhr dieser Stoffe einer Genehmi- 
gung oder Anzeige bedürfen, 

2. daß die Errichtung und der Betrieb von 
Anlagen zur Erzeugung ionisierender 
Strahlen einer Genehmigung oder Anzeige 
bedürfen, 

3. daß Anlagen, Geräte und Vorrichtungen, 
die radioaktive Stoffe enthalten oder ioni- 
sierende Strahlen erzeugen, nach einer 
Bauartprüfung durch eine in der Rechts- 
verordnung zu bezeichnende Stelle all- 
gemein zugelassen werden können. 

(2) Die Rechtsverordnung kann Genehmigungen 
und allgemeine Zulassungen im Rahmen der Zweck- 
bestimmung dieses Gesetzes von persönlichen und 
sachlichen Voraussetzungen abhängig machen. 

§ 12 

Ermäditigungsvorschriften 

(Schutzmaßnahmen) 

(1) Durch Recbtsverordnung kann zur Erreichung 
der in § 1 bezeichneten Zwecke bestimmt werden, 

1. welche Vorsorge- und Überwachungs- 
maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten, 
Dritter imd der Allgemeinheit beim Um- 
gang und Verkehr mit Kernbrennstoffen 
und sonstigen radioaktiven Stoffen, bei 
der Errichtung und beim Betrieb von An- 


6 



Deutscher Bundestag ~ 3. Wahlperiode 


Drucksache 759 


lagen der in §§ 7 und 11 Abs. 1 Nr. 2 
bezei ebneten Art, beim Umgang mit 
Anlagen, Geräten und Vorrichtungen der 
in § 11 Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten Art 
sowie bei der Beförderung dieser Stoffe, 
Anlagen, Geräte und Vorrichtungen zu 
treffen sind, 

2. welche Vorsorge dafür zu treffen ist, daß 
bestimmte Strahlendosen und bestimmte 
Konzentrationen radioaktiver Stoffe in 
Luft und Wasser nicht überschritten wer- 
den, 

3. daß und in welchem Umfang Personen, die 
sich in strahlengefährdeten Bereichen auf- 
halten oder aufgehalten haben, verpflich- 
tet sind, sich Messungen zur Bestimmung 
der Strahlendosen an ihrem Körper, ärzt- 
lichen Untersuchungen und Heilverfah- 
ren zu unterziehen und daß diese Unter- 
suchungen durch besonders ermächtigte 
Ärzte vorzunehmen sind, 

4. daß und auf welche Weise über die Er- 
zeugung, die Gewinnung, den Erwerb, 
den Besitz, die Abgabe und den sonstigen 
Verbleib von Ausgangsstoffen, Kern- 
brennstoffen und sonstigen radioaktiven 
Stoffen und über Messungen von Dosis 
und Dosisleistungen ionisierender Strah- 
len Buch zu führen ist und Meldungen zu 
erstatten sind, 

5. daß und auf welche Weise nicht mehr 
verwendete radioaktive Stoffe aufzu- 
bewahren, abzuliefern, zu beseitigen oder 
behördlich sicherzustellen sind, 

6. auf welche Weise der Schutz von Kern- 
brennstoffen und sonstigen radioaktiven 
Stoffen sowie von Anlagen im Sinne der 
§§ 7 und 11 Abs. 1 Nr. 2 gegen Störmaß- 
nahmen und sonstige Einwirkungen Drit- 
ter zu gewährleisten ist, 

7. daß die Aufsichtsbehörde Verfügungen 
zur Durchführung der auf Grund der 
Nummern 1 bis 6 ergangenen Rechtsvor- 
schriften erlassen kann. 

(2) Das Grundrecht auf körperliche Unversehrt- 
heit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes) 
wird nach Maßgabe des Absatzes 1 Nr. 3 einge- 
schränkt. 

§ 13 

Vorsorge für die Erfüllung gesetzlicher Schadens- 
ersatzverpflichtungen 

(1) Die Verwaltungsbehörde setzt im Genehmi- 
gungsverfahren Art, Umfang und Hohe der vom 
Antragsteller zu treffenden Vorsorge für die Er- 
füllung gesetzlicher Schadensersatzverpflichtungen 
(Deckungsvorsorge) fest. Die Festsetzung dst im Ab- 
stand von Jeweils zwei Jahren nach der Genehmi- 
gung sowie bei erheblicher Änderung der Verhält- 
nisse erneut vorzunehmen. 


(2) Die Vorsorge nach Absatz 1 muß 

1. bei Anlagen und Tätigkeiten, bei denen 
eine Haftung nach § 25 in Betracht kommt, 
in einem angemessenen Verhältnis zur 
Gefährlichkeit der Anlage oder der Tätig- 
keit stehen; sie soll im Regelfall nicht 
hinter dem Höchstmaß des Versicherungs- 
schutzes Zurückbleiben, der auf dem Ver- 
sicherungsmarkt zu zumutbaren und zu 
dem wirtschaftlichen oder sonstigen In- 
teresse an dem Betrieb einer derartigen 
Anlage oder an der Ausübung einer der- 
artigen Tätigkeit in angemessenem Ver- 
hältnis stehenden Aufwendungen erhält- 
lich list, 

2. in den übrigen Fällen einer Tätigkeit, die 
auf Grund dieses Gesetzes oder auf Grund 
einer nach diesem Gesetz erlassenen 
Rechtsverordnung der Genehmigung be- 
darf, die Erfüllung gesetzlicher Schadens- 
ersatzverpflichtungen in dem nach den 
Umständen gebotenen Ausmaß sicher- 
steilen. 

(3) Im Rahmen der durch Absatz 2 gezogenen 
Grenzen und zur Erreichung der in § 1 bezeichneten 
Zwecke können durch Rechtsverordnung nähere 
Vorschriften darüber erlassen werden, welche Maß- 
nahmen zur Vorsorge für die Erfüllung gesetzlicher 
Schadensersatzverpflichtungen erforderlich sind. 

(4) Der Bund — ausgenommen die Deutsche 
Bundesbahn — und die Länder sind nicht zur Dek- 
kungsvorsorge verpflichtet. Soweit für ein Land 
©ine Haftung nach § 25 in Betracht kommt, setzt die 
Genehmigungsbehörde in entsprechender Anwen- 
dung der Absätze 1 und 2 und der zu Absatz 3 er- 
gehenden Rechtsverordnung fest, in welchem Um- 
fang und in welcher Höhe das Land unbeschadet 
weiterer Verpflichtungen nach § 39 für die Erfül- 
lung gesetzlicher Schadensersatzverpflichtungen 
ohne Deckung durch die Freistellungsverpflichtung 
des Bundes nach § 37 ©inzustehen hat. Diese Ein- 
standspflicht steht bei Anwendung dieses Gesetzes 
der Deckungs Vorsorge gleich. 

(5) Gesetzliche Schadensersatzverpflichtungen im 
Sinne dieses Gesetzes sind die auf gesetzlichen 
Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts 
beruhenden Schadensersatzverpflichtungen. Scha- 
densersatzverpflichtungen, die sich aus § 7 Abs. 5 
dieses Gesetzes in Verbindung mit § 26 der Ge- 
werbeordnung ergeben, gehören nur insoweit zu 
den gesetzlichen Schadensersatzverpflichtungen im 
Sinne dieses Gesetzes, als der Schaden durch Un- 
fall entstanden ist. 

§ 14 

Deckungsvorsorge und Einstandspflicht für Fälle, 
bei denen eine Haftung nach § 25 in Betracht kommt 

Für die Deckungs vor sorge bei Anlagen und Tätig- 
keiten, bei denen eine Haftung nach § 25 in Be- 
tracht kommt, gelten die besonderen Vorschriften 
der §§ 15 und 16. 
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§ 15 

Haftpflichtversicherung 

(1) Wird die Deckungsvorsorge durch eine Haft- 
pflichtversicherung erbracht, so gelten für diese 
§§ 158 c bis h des Gesetzes über den Versicherungs- 
vertrag sinngemäß; bei Anwendung des § 158 c 
Abs. 4 des Gesetzes über den Versicherungsvertrag 
bleibt die Freistellungsverpflichtung des Bundes 
nach § 37 außer Betracht. Die Anwendbarkeit von 
§156 Abs. 3 des Gesetzes über den Versicherungs- 
vertrag ist ausgeschlossen. 

(2) Die Haftpflichtversicherung muß diie gesetz- 
lichen SchadensersatzverpfMchtungen einschließen, 
welche infolge von Wirkungen der in § 25 bezeich- 
ne ten Art solchen Personen entstehen, die 

1. mit Zustimmung des zur Deckimgsvor- 
sorge Verpflichteten neben diesem oder 
an seiner Stelle die Anlage betreiben oder 
benutzen oder betrieben oder benutzt 
haben; 

2. befugte rweii'se Sach-, Dienst- oder Werk- 
leistungen zur Planung, Errichtung, Be- 
nutzung, Inbetriebhaltung oder Instand- 
setzung der Anlage oder zur Beseitigung 
von Abfällen bewirken oder bewirkt 
haben; 

3. von dem zur Deckungs Vorsorge Verpflich- 
teten oder einer in Nummer 1 oder 2 be- 
zeichneten Person zu einer der Planung, 
Errichtung, Benutzung, Inbetriebhaltung 
oder Instandsetzung der Anlage dienen- 
den Verrichtimg bestellt sind oder waren. 

§ 16 

Sonstige Vorsorge 

(1) Wird die Deckungsvorsorge anstatt durch 
eine Haftpflichtversicherung durch eine Freistel- 
lungs- oder Gewährleistungsverpflichtung eines 
Dritten erbracht, so finden auf diese Verpflichtung 
die Vorschriften des § 15 entsprechende Anwen- 
dung. 

(2) Wird die Deckungs vor sorge in einer ande- 
ren als der in § 15 und in Absatz 1 bezei ebneten 
Weise erbracht, so hat der zur Deckungsvorsorge 
Verpflichtete unbeschadet des § 39 bei Inanspruch- 
nahme der in § 15 Abs. 2 genannten Personen für 
Schäden der in § 25 bezeichneten Art in Höhe der 
nach § 13 Abs. 1 bestimmten Deckungs vor sorge und 
in gleicher Weise und in gleichem Umfang einzu- 
treten wie ein Versicherer nach § 15 bei Bestehen 
einer nach diesem Gesetz und den hierauf beruhen- 
den Rechtsverordnungen ausreichenden Haftpflicht- 
versicherung. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für den Bund und 
die Länder. 

§ 17 

Inhaltlidie Besdiränkungen, Auflagen, Widerruf 

(1) Genehmigungen imd lallgemeine Zulassun- 
gen nach diesem Gesetz oder nach einer auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung sind 


schriftlich zu erteilen. Sie können zur Erreichung 
der in § 1 bezeichneten Zwecke inhaltlich beschränkt 
und mit Auflagen verbunden werden. Soweit es 
zur Erreichung der in § 1 Nr. 2 und 3 bezeichneten 
Zwecke erforderlich ist, sind nachträgliche Aufla- 
gen zulässig. Genehmigungen, mit Ausnahme der- 
jenigen nach § 7, sowie allgemeine Zulassungen 
können befristet werden. 

(2) Genehmigungen und allgemeine Zulassungen 
können widerrufen werden, wenn eine ihrer Vor- 
aussetzungen von Anfang an nicht gegeben war 
oder später weggefallen ist und nicht durch nach- 
trägliche Auflagen in angemessener Zeit Abhilfe 
geschaffen werden kann. 

(3) Genehmigungen oder allgemeine Zulassun- 
gen sind zu widerrufen, wenn dies der Schutz der 
Allgemeinheit erfordert und nicht durch nachträg- 
liche Auflagen in angemessener Zeit Abhilfe ge- 
schaffen werden kann. 

§ 18 

Entschädigung 

(1) Im Falle des Widerrufs einer nach diesem 
Gesetz oder nach einer auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung erteilten Genehmi- 
gimg oder allgemeinen Zulassung muß dem Be- 
rechtigten eine angemessene Entschädigung in Geld 
geleistet werden. Wird der Widerruf von einer Be- 
hörde des Bundes ausgesprochen, so ist der Bund, 
wird der Widerruf von einer Landesbehörde ausge- 
sprochen, so ist das Land, dessen Behörde den Wi- 
derruf ausgesprochen hat, zur Leistung der Entschä- 
digung verpflichtet. Die Entschädigung ist unter 
gerechter Abwägung der Interessen der Allgemein- 
heit und des Betroffenen sowie der Gründe, die zum 
Widerruf führten, zu bestimmen. Die Entschädigung 
ist begrenzt durch die Höhe der vom Betroffenen 
gemachten Aufwendungen, bei Anlagen durch die 
Höhe ihres Zeitwerts. Wegen der Höhe der Ent- 
schädigung steht der Rechtsweg vor den ordent- 
lichen Gerichten offen. 

(2) Eine Entschädigungspflicht ist nicht gegeben, 
wenn 

1. der Inhaber die Genehmigung oder allge- 
meine Zulassung auf Grund von Angaben 
erhalten hat, die in wesentlichen Punkten 
unrichtig oder unvollständig waren, 

2. der Inhaber der Genehmigung oder allge- 
meinen Zulassung oder die für ihn im 
Zusammenhang mit der Ausübung der Ge- 
nehmigung oder allgemeinen Zulassung 
tätigen Personen durch ihr Verhalten An- 
laß zum Widerruf der Genehmigung oder 
allgemeinen Zulassimg gegeben haben, 
insbesondere durch erhebliche oder wie- 
derholte Verstöße gegen die Vorschriften 
dieses Gesetzes oder der auf Grund die- 
ses Gesetzes ergangenen Rechts Verord- 
nungen oder gegen Auflagen oder Anord- 
nungen der Aufsichtsbehörden, 

3. der Widerruf wegen einer nachträglich 
eingetretenen, in der genehmigten Anlage 
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oder Tätigkeit begründeten erheblichen 
Gefährdung der Beschäftigten, Dritter 
oder der Allgemeinheit ausgesprochen 
werden mußte. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
nachträgliche Auflagen nach § 17 Abs. 1 Satz 3. 

(4) Wenn das Land eine Entschädigung zu lei- 
sten hat, sind der Bund, ein anderes Land oder eine 
sonstige Gebietskörperschaft entsprechend ihrem 
sich aus der Gesamtlage ergebenden Interesse am 
Widerruf verpflichtet, diesem Land Ausgleich zu 
leisten. Entsprechendes gilt, wenn der Bund eine 
Entschädigung zu leisten hat. 

§ 19 

Staatliche Aufsicht 

(1) Der Umgang und Verkehr mit Kernbrenn- 
stoffen und sonstigen radioaktiven Stoffen, die Er- 
richtung und der Betrieb von Anlagen der in §§ 7 
und 11 Abs. 1 Nr. 2 bezeichneten Art, der Umgang 
mit Anlagen, Geräten und Vorrichtungen der in 
§ 11 Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten Art sowie die Be- 
förderung dieser Stoffe, Anlagen, Geräte und Vor- 
richtungen unterliegen der staatlichen Aufsicht. Die 
Aufsichtsbehörden haben insbesondere darüber zu 
wachen, daß die Vorschriften dieses Gesetzes und 
der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts- 
verordnungen, die hierauf beruhenden Anordnun- 
gen und Verfügungen der zuständigen Verwaltungs- 
behörden sowie die mit Genehmigungen und allge- 
meinen Zulassungen verbundenen Auflagen einge- 
halten werden. 

(2) Die Beauftragten der Aufsichtsbehörde und 
die von ihr nach § 20 zugezogenen Sachverständi- 
gen oder die Beauftragten anderer zugezogener Be- 
hörden sind befugt, Orte, an denen sich Aus- 
gangsstoffe, Kernbrennstoffe und sonstige radio- 
aktive Stoffe, Anlagen der in §§ 7 und 11 Abs. 1 
Nr. 2 bezeichneten Art oder Anlagen, Geräte und 
Vorrichtungen der in § 1 1 Abs. 1 Nr. 3 bezeich- 
neten Art befinden oder an denen hiervon herrüh- 
rende Strahlen wirken, oder Orte, für die diese 
Voraussetzungen den Umständen nach anzunehmen 
sind, jederzeit zu betreten und dort alle Prüfungen 
anzustellen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben not- 
wendig sind. Sie können hierbei von den verant- 
wortlichen oder dort beschäftigten Personen die 
erforderlichen Auskünfte verlangen. Tm übrigen 
gilt § 24 b der Gewerbeordnung entsprechend. Das 
Grundrecht des Artikels 13 des Grundgesetzes über 
die Unverletzlichkeit der Wohnung wird einge- 
schränkt, soweit es diesen Befugnissen entgegen- 
steht. 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann anordnen, daß 
ein Zustand beseitigt wird, der diesem Gesetz, den 
darauf beruhenden Reditsverordnungen, dem Be- 
scheid über die Genehmigung oder allgemeine Zu- 
lassung oder einer nachträglich angeordneten Auf- 
lage widerspricht oder aus dem sich durch die Wir- 
kung ionisierender Strahlen Gefahren für Leben, 
Gesundheit oder Sachgüter ergeben können. Sie 
kann insbesondere anordnen. 


1. daß und welche Schutzmaßnahmen zu tref- 
fen sind, 

2. daß Kernbrennstoffe und sonstige radio- 
aktive Stoffe bei einer von ihr bestimm- 
ten Stelle aufbewahrt oder verwahrt wer- 
den, 

3. daß der Umgang mit Kernbrennstoffen 
und sonstigen radioaktiven Stoffen, die 
Errichtung und der Betrieb von Anlagen 
der in §§ 7 und 11 Abs. 1 Nr. 2 bezeich- 
neten Art sowie der Umgang mit Anla- 
gen, Geräten und Vorrichtungen der in 
§ 11 Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten Art einst- 
weilen oder, wenn eine erforderliche Ge- 
nehmigung nicht erteilt oder rechtskräftig 
widerrufen ist, endgültig eingestellt wird. 

(4) Die staatlichen Aufsichtsbefugnisse nach an- 
deren Rechtsvorschriften und die sich aus den lan- 
desrechtlichen Vorschriften ergebenden allgemeinen 
Befugnisse bleiben unberührt. 

§ 20 

Sachverständige 

Im Genehmigungs- und Aufsichtsverfahren nach 
diesem Gesetz und den auf Grund dieses Gesetzes 
ergangenen Rechtsverordnungen können von den 
zuständigen Behörden Sachverständige zugezogen 
werden. § 24 b der Gewerbeordnung findet ent- 
sprechende Anwendung. 

§ 21 
Kosten 

(1) Für die in diesem Gesetz und den Rechts Ver- 
ordnungen hierzu vorgesehenen Genehmigungen 
und allgemeinen Zulassungen können Gebühren er- 
hoben und kann die Erstattung von Auslagen ver- 
langt werden; zu den Auslagen gehören die Kosten, 
die durch die Zuziehung von Sachverständigen ent- 
stehen. Gebühren und Auslagen trägt der Antrag- 
steller. Soweit Einwendungen Dritter gegen die Er- 
richtung von Anlagen im Sinne des § 7 zu prüfen 
sind, können dem Widersprechenden die durch eine 
offensichtlich unbegründete Einwendung erwach- 
senen Kosten auferlegt werden. 

(2) Für die staatliche Verwahrung können Ge- 
bühren erhoben und kann die Erstattung von Aus- 
lagen verlangt werden. Sie sind vom Einlieferer und 
vom Verwendungsberechtigten als Gesamtschuld- 
ner zu tragen. 

(3) Soweit bei der staatlichen Aufsicht die Zu- 
ziehung von Sachverständigen erforderlich war, hat 
der der Aufsicht Unterliegende die dadurch entste- 
henden Kosten zu tragen. 

(4) Aufwendungen für Schutzmaßnahmen und 
ärztliche Untersuchungen, die auf Grund einer nach 
diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnung oder 
einer hierauf beruhenden Anordnung durchgeführt 
werden, sind von demjenigen zu tragen, der nach 
dieser Rechtsverordnung einer Genehmigung für 
diejenige Betätigung bedarf, hinsichtlich deren die 
Schutzmaßnahme oder die ärztliche Untersuchung 
erforderlich wird. 
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(5) Die nach den Absätzen 1 und 2 zu erheben- ! 
den Kosten, die Voraussetzungen, unter denen von 
ihrer Erhebung abzusehen ist oder abgesehen wer- 
den kann, sowie das bei der Erhebung zu beach- 
tende Verfahren werden durch Rechts Verordnung 
geregelt. 

DRITTER ABSCHNITT 
Verwaltungsbehörden 

§ 22 

Zuständigkeit für Einfuhr- und 
Ausfuhrgenehmigungen 
Überwachung der Einfuhr und Ausfuhr 

(1) Uber Anträge auf Erteilung einer Genehmi- 
gung nach § 3 sowie über den Widerruf einer er- 
teilten Genehmigung entscheidet das Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft. Das gleiche gilt, soweit die 
auf Grund des § 11 ergehenden Rechts Verordnungen 
das Erfordernis von Einfuhrgenehmigungen vor- 
sehen. 

(2) Die Überwachung der Einfuhr und Ausfuhr 
nach § 3 obliegt dem Bundesminister der Finanzen 
oder den von ihm bestimmten Zolldienststellen, im 
Freihafen Hamburg dem Freihafenamt der Freien 
und Hansestadt Hamburg. 

(3) Soweit das Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft auf Grund des Absatzes 1 entscheidet, ist es 
unbeschadet seiner Unterstellung unter den Bundes- | 
minister für Wirtschaft und dessen auf anderen 
Rechtsvorschriften beruhender Weisungsbefugnisse j 
an die fachlichen Weisungen des Bundesministers , 
für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft gebun- 
den. 

§ 23 

Verwahrungsbehörde 

Für die staatliche Verwahrung von Kernbrenn- 
stoffen, für die Genehmigung der Beförderung von 
Kernbrennstoffen, für die Genehmigung und Beauf- 
sichtigung der Aufbewahrung von Kernbrennstoffen 
außerhalb der staatlichen Verwahrung sowie für 
den Widerruf dieser Genehmigungen ist die Physi- 
kalisch-Technische Bundesanstalt zuständig. Diese 
handelt hierbei nach den fachlichen Weisungen des 
Bundesministers für Atomkernenergie und Wasser- 
wirtschaft. 

§ 24 

Zuständigkeit der Landesbehörden 

(1) Die übrigen Verwaltungsaufgaben nach dem 
Zweiten Abschnitt und den hierzu ergehenden 
Rechtsverordnungen werden im Aufträge des Bun- 
des durch die Länder ausgeführt. Die Beaufsich- 
tigung der Beförderung von Kernbrennstoffen ob- 
liegt den allgemein für die Überwachung der Beför- | 
derung gefährlicher Güter -zuständigen Behörden, 
auch soweit diese nicht Landesbehörden sind. 

(2) Für die Genehmigungen nach §§ 7 und 9 und 
deren Widerruf sind die durch die Landesregierung 
bestimmten obersten Landesbehörden zuständig. 


Diese Behörden üben die Aufsicht über Anlagen 
nach § 7 und die Verwendung von Kernbrenn- 
stoffen außerhalb dieser Anlagen aus. Sie können 
im Einzelfall nachgeordnete Behörden damit beauf- 
tragen. über Beschwerden gegen deren Verfügun- 
gen entscheidet die oberste Landesbehörde. Soweit 
Vorschriften außerhalb dieses Gesetzes anderen 
Behörden staatliche Aufsichtsbefugnisse verleihen, 
bleiben diese Zuständigkeiten unberührt. 

VIERTER ABSCHNITT 

Haftungsvorschriften 

§ 25 

Haftung für Anlagen im Sinne des § 7 

(1) Wird durch die Wirkung eines Kernspaltungs- 
vorgangs oder der Strahlen eines radioaktiven Stof- 
fes, die von einer Anlage im Sinne des § 7 oder 
einer dem Betrieb einer solchen Anlage zugehöri- 
gen Einrichtung oder Handlung einschließlich der 
Abfallbeseitigung ausgeht, ein Mensch getötet oder 
der Körper oder die Gesundheit eines Menschen 
verletzt oder eine Sache beschädigt, so ist der In- 
haber der Anlage vorbehaltlich des § 39 verpflich- 
tet, den daraus entstehenden Schaden gemäß §§27 
bis 35 zu ersetzen. 

(2) Einer Sachbeschädigung steht es bei Anwen- 
dung der Vorschriften dieses Abschnitts gleich, 
wenn eine Sache durch die Wirkung von Strahlen 
eines radioaktiven Stoffes in ihrer Brauchbarkeit 
beeinträchtigt wird. 

§ 26 

Haftung für den Besitz radioaktiver oder von einer 

Kernspaltung oder Kernvereinigung betroffener 
Stoffe in anderen Fällen 

(1) Wird in anderen als den in § 25 bezeichneten 
Fällen durch die Wirkung eines Kernspaltungsvor- 
gangs oder der Strahlen eines radioaktiven Stoffes 
ein Mensch getötet oder der Körper oder die Ge- 
sundheit eines Menschen verletzt oder eine Sache 
beschädigt, so ist der Besitzer des von der Kern- 
spaltung betroffenen Stoffes oder des radioaktiven 
Stoffes, von dem die Strahlenwirkung ausgeht, ver- 
pflichtet, den daraus entstehenden Schaden gemäß 
§§ 27 bis 35 zu ersetzen. Die Ersatzpflicht tritt 
nicht ein, wenn der Schaden durch ein Ereignis ver- 
ursacht wird, das der Besitzer und die für ihn im 
Zusammenhang mit dem Besitz tätigen Personen 
auch bei Anwendung jeder nach den Umständen 
gebotenen Sorgfalt nicht vermeiden konnten und 
das weder auf einem Fehler in der Beschaffenheit 
der Schutzeinrichtungen noch auf einem Versagen 
ihrer Verrichtungen beruht. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend in Fällen, in de- 
nen ein Schaden der in Absatz 1 bezeichneten Art 

' durch die Wirkung eines Kernvereinigungsvorgangs 
verursacht wird. 

(3) In gleicher Weise wie der Besitzer haftet der- 
jenige, der den Besitz des Stoffes verloren hat, ohne 
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ihn auf eine Person zu übertragen, die nach diesem 
Gesetz oder nach einer auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung zum Besitz berechtigt 
ist. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 gelten 
nicht, 

1. wenn die radioaktiven Stoffe gegenüber 
dem Verletzten von einem Arzt oder 
Zahnarzt oder unter der Aufsicht eines 
Arztes oder Zahnarztes bei der Ausübung 
der Heilkunde angewendet worden sind; 

2. wenn zwischen dem Besitzer und dem 
Verletzten ein Rechtsverhältnis besteht, 
auf Grund dessen dieser die von dem 
Stoff ausgehende Gefahr in Kauf genom- 
men hat. 

§ 27 

Mitwirkendes Verschulden des Verletzten 

Hat bei der Entstehung des Schadens ein Ver- 
schulden des Verletzten mitgewirkt, so gilt § 254 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs; bei Beschädigung 
einer Sache steht das Verschulden desjenigen, der 
die tatsächliche Gewalt über sie ausübt, dem Ver- 
schulden des Verletzten gleich. 

§ 28 

Umfang des Schadensersatzes bei Tötung 

(1) Im Falle der Tötung ist der Schadensersatz 
durch Ersatz der Kosten einer versuchten Heilung 
sowie des Vermögensnachteils zu leisten, den der 
Getötete dadurch erlitten hat, daß während der 
Krankheit seine Erwerbsfähigkeit aufgehoben oder | 
gemindert, eine Vermehrung seiner Bedürfnisse 
eingetreten oder sein Fortkommen erschwert war. 
Der Ersatzpflichtige hat außerdem die Kosten der 
Beerdigung demjenigen zu ersetzen, dem die Ver- 
pflichtung obliegt, diese Kosten zu tragen. 

(2) Stand der Getötete zur Zeit der Verletzung 
zu einem Dritten in einem Verhältnis, vermöge des- 
sen er diesem gegenüber kraft Gesetzes unterhalts- 
pflichtig war oder unterhaltspflichtig werden 
konnte, und ist dem Dritten infolge der Tötung das 
Recht auf Unterhalt entzogen, so hat der Ersatz- 
pflichtige dem Dritten insoweit Schadensersatz zu 
leisten, als der Getötete während der mutmaßlichen 
Dauer seines Lebens zur Gewährung des Unter- 
halts verpflichtet gewesen wäre. Die Ersatzpflicht 
tritt auch dann ein, wenn der Dritte zur Zeit der 
Verletzung erzeugt, aber noch nicht geboren war. 

§ 29 

Umfang des Schadensersatzes bei Körperverletzung 

Im Falle der Verletzung des Körpers oder der 
Gesundheit ist der Schadensersatz durch Ersatz der 
Kosten der Heilung sowie des Vermögensnachteils 
zu leisten, den der Verletzte dadurch erleidet, daß 
infolge der Verletzung zeitweise oder dauernd 
seine Erwerbsfähigkeit aufgehoben oder gemindert, 
eine Vermehrung seiner Bedürfnisse eingetreten i 
oder sein Fortkommen erschwert ist. : 


§ 30 

Geldrente 

(1) Der Schadensersatz wegen Aufhebung oder 
Minderung der Erwerbsfähigkeit, wegen Vermeh- 
rung der Bedürfnisse oder wegen Erschwerung des 
Fortkommens des Verletzten sowie der nach § 28 
Abs. 2 einem Dritten zu gewährende Schadens- 
ersatz ist für die Zukunft durch Entrichtung einer 
Geldrente zu leisten. 

(2) Die Vorschriften des § 843 Abs. 2 bis 4 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs und des § 708 Nr. 6 der 
Zivilprozeßordnung finden entsprechende Anwen- 
dung. 

(3) Ist bei der Verurteilung des Verpflichteten 
zur Entrichtung einer Geldrente nicht auf Sicher- 
heitsleistung erkannt worden, so kann der Berech- 
tigte gleichwohl Sicherheitsleistung verlangen, wenn 
die Vermögensverhältnisse des Verpflichteten sich 
erheblich verschlechtert haben; unter der gleichen 
Voraussetzung kann er eine Erhöhung der in dem 
Urteil bestimmten Sicherheit verlangen. 

§ 31 

Höchstbeträge 

Der nach § 25 oder § 26 Ersatzpflichtige haftet 

1. im Falle der Tötung oder Verletzung eines 
Menschen, soweit es sich um den in § 30 
bezeichneten Schadensersatz handelt, nur bis 
zu einer Jahresrente von 15 000 Deutsche 
Mark; 

2. im Falle der Sachbeschädigung nur bis zur 
Höhe des gemeinen Wertes der beschädigten 
Sache zuzüglich der Kosten für die Sicherung 
gegen die von ihr ausgehende Strahlungs- 
gefahr. 

§ 32 

Verjährung 

(1) Die nach diesem Abschnitt begründeten An- 
sprüche auf Schadensersatz verjähren in zwei Jah- 
ren von dem Zeitpunkt an, in welchem der Ersatz- 
berechtigte von dem Schaden und von der Person 
des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt, ohne Rück- 
sicht auf diese Kenntnis in dreißig Jahren von dem 
schädigenden Ereignis an. 

(2) Schweben zwischen dem Ersatzpflichtigen und 
dem Ersatzberechtigten Verhandlungen über den zu 
leistenden Schadensersatz, so ist die Verjährung 
gehemmt, bis der eine oder der andere Teil die 
Fortsetzung der Verhandlungen verweigert. 

(3) Im übrigen finden die Vorschriften des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs über die Verjährung Anwen- 
dung. 

§ 33 

Verwirkung 

Der Ersatzberechtigte verliert die ihm auf Grund 
der Vorschriften dieses Abschnitts zustehenden 
Rechte, wenn er nicht innerhalb dreier Monate, 


11 



Drucksache 759 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


nachdem er von dem Schaden und der Person des 
Ersatzpflichtigen Kenntnis erhalten hat, dem Ersatz- 
pflichtigen den Schaden anzeigt. Der Rechtsverlust 
tritt nicht ein, wenn die Anzeige infolge eines von 
dem Ersatzberechtigten nicht zu vertretenden Um- 
standes unterblieben ist oder der Ersatzpflichtige 
innerhalb der bezeichneten Frist auf andere Weise 
von dem Schaden Kenntnis erhalten hat. 

§ 34 

Weitergehende Haftung 

Unberührt bleiben, soweit sich nicht aus § 39 et- 
was anderes ergibt, gesetzliche Vorschriften, nach 
denen der Inhaber einer Anlage im Sinne des § 7 
oder der Besitzer eines von einer Kernspaltung 
oder Kernvereinigung betroffenen oder eines radio- 
aktiven Stoffes im weiteren Umfange als nach den 
Vorschriften dieses Abschnitts haftet oder nach 
denen ein anderer für den Schaden verantwortlich 
ist. 

§ 35 

Mehrere Verursacher 

(1) Sind für einen Schaden, der durch die Wir- 
kung von Kernspaltungsvorgängen, Kernvereini- 
gungsvorgängen oder von Strahlen radioaktiver 
Stoffe verursacht ist, als Inhaber von Anlagen im 
Sinne des § 7 oder als Besitzer von der Kernspal- 
tung oder -Vereinigung betroffener oder radioakti- 
ver Stoffe mehrere einem Dritten kraft Gesetzes 
zum Schadensersatz verpflichtet, so hängt im Ver- 
hältnis der Ersatzpflichtigen untereinander die Ver- 
pflichtung zum Ersatz sowie der Umfang des zu lei- 
stenden Ersatzes von den Umständen, insbesondere 
davon ab, inwieweit der Schaden überwiegend auf 
Ursachen beruht, für die der eine oder der andere 
Teil verantwortlich ist. Das gleiche gilt, wenn der 
Schaden dem Inhaber einer Anlage oder dem Be- 
sitzer eines Stoffes entstanden ist, von der Haft- 
pflicht des einen Inhabers oder Besitzers gegenüber 
dem anderen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn neben dem 
Inhaber der Anlage oder dem Besitzer des Stoffes 
ein anderer kraft Gesetzes für den Schaden haftet. 

§ 36 

Übernahme der Deckungsvorsorge bei 
Beförderungen 

(1) Wer Kernbrennstoffe oder sonstige radio- 
aktive Stoffe zur Beförderung aufgibt (Absender), 
ist dem Beförderer gegenüber verpflichtet, Vor- 
sorge für die Erfüllung der gesetzlichen Schadens- 
ersatzverpflichtungen des Beförderers zu treffen, 
die sich aus der Beförderung ergeben. 

(2) Art, Umfang und Höhe dieser Vorsorge be- 
stimmen sich nach der Vorsorge, die der Beförderer 
nach § 13 zu treffen hätte. 

(3) Ist Absender der Bund oder ein Land, so tritt 
an die Stelle der Verpflichtung zur Deckungsvor- 
sorge eine entsprechende Verpflichtung zur Frei- 
stellung. 


§ 37 

Freistellungsverpflichtung des Bundes 

(1) Haben sich infolge von Wirkungen der in 
§ 25 bezeichneten Art gesetzliche Schadensersatz- 
verpflichtungen des zur Deckungsvorsorge nach 
§ 13 Abs. 2 Nr. 1 Verpflichteten oder einer in § 15 
Abs. 2 bezeichneten Person ergeben, so hat der 
Bund diese Personen, falls bis zum 31. Dezember 
1965 die erforderliche Genehmigung erteilt und mit 
dem Betrieb der genehmigten Anlage oder mit der 
Ausführung der genehmigten Tätigkeit begonnen 
worden ist, von solchen Schadensersatzverpflichtun- 
gen freizustellen, soweit diese den Höchstbetrag 
der Deckungsvorsorge übersteigen oder aus son- 
stigen Gründen aus der Deckungsvorsorge nicht zu 
decken sind. Die Freistellungsverpflichtung wegen 
der aus einem Schadensereignis sich ergebenden 
Schadensersatzverpflichtungen beschränkt sich auf 
den Höchstbetrag von 500 Millionen Deutsche Mark 
abzüglich des Betrages, in dessen Höhe die Dek- 
kungsvorsorge zur Deckung der entstandenen Scha- 
densersatzverpflichtungen in Anspruch genommen 
werden kann. 

(2) Die Freistellungsverpflichtung nach Absatz l 
bezieht sich nicht auf Schadensersatzverpflichtungen 

1. wegen Schäden an der Anlage und ihr 
zugehörigen Betriebsgrundstücken, Be- 
triebseinrichtungen, Betriebsgeräten oder 
Betriebsmaterialien aller Art einschließ- 
lich der Kernbrennstoffe,- 

j 2. wegen Schäden, die dem zur Deckungs- 

j Vorsorge Verpflichteten oder einer in § 15 

I Abs. 2 bezeichneten Person beim Betrieb 

der Anlage oder bei der in § 15 Abs. 2 
bezeichneten Tätigkeit entstehen. 

(3) Auf die Freistellungsverpflichtung des Bun- 
des finden §§ 34, 62 und 67 sowie die Vorschriften 
des Sechsten Titels des Zweiten Abschnitts des Ge- 
setzes über den Versicherungsvertrag einschließ- 
lich der Vorschriften über die Pflichtversicherung 
sinngemäß Anwendung, soweit sich nicht aus den 
nachfolgenden Vorschriften etwas anderes ergibt. 

§ 38 

Verteilungsverfahren 

(1) Ist damit zu rechnen, daß die gesetzlichen 
Schadensersatzverpflichtungen aus einem Scha- 
densereignis den Betrag von 500 Millionen Deutsche 
Mark übersteigen, so wird die Verteilung der zur 
Erfüllung gesetzlicher Schadensersatzverpflichtun- 
gen zur Verfügung stehenden Mittel sowie das 
dabei zu beobachtende Verfahren durch Gesetz bis 
zum Erlaß eines solchen Gesetzes durch Rechts- 
verordnung geregelt. 

(2) Die in Absatz 1 bezeichnete Rechtsverord- 
nung kann über die Verteilung der zur Erfüllung 
gesetzlicher Schadensersatzverpflichtungen zur Ver- 

1 fügung stehenden Mittel nur solche Regelungen 
I treffen, die zur Abwendung von Notständen erfor- 
; derlich sind. Sie muß sicherstellen, daß die Befrie- 
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digung der Gesamtheit aller Geschädigten nicht 
durch die Befriedigung einzelner Geschädigter un- 
angemessen beeinträchtigt wird. 

§ 39 

Ausschluß von Ansprüchen 

(1) Auf Grund einer gesetzlichen Schadensersatz- 
verpflichtung, die den Ersatz des durch Wirkungen 
der in § 25 bezeichneten Art entstandenen Schadens 
zum Gegenstand hat und bezüglich deren eine Frei- 
stellungsverpflichtung des Bundes besteht, ist Er- 
satz über den in § 37 Abs. 1 bestimmten Umfang 
hinaus nicht zu leisten. 

(2) Für Schäden, bezüglich deren eine Freistel- 
iungsverpflichtung des Bundes gemäß § 37 Abs. 2 
nicht besteht, ist eine Ersatzpflicht auf Grund des 
§ 25 ausgeschlossen. Auf Grund einer sonstigen ge- 
setzlichen Schadensersatzverpflichtung können der 
zur Deckungsvorsorge Verpflichtete und die in § 15 
Abs. 2 bezeichneten Personen wegen solcher Schäden 
nur in Anspruch genommen werden, wenn der Ge- 
schädigte nicht auf andere Weise Ersatz zu er- 
langen vermag. Die Möglichkeit eines anderwei- 
tigen Ersatzes bleibt außer Betracht, wenn es sich 
um einen gesetzlichen Schadensersatzanspruch ge- 
gen einen Dritten handelt. 

(3) Die Vorschriften des Absatzes 1 und des Ab- 
satzes 2 Sätze 2 und 3 gelten nidit, wenn der in 
Anspruch Genommene den Schaden vorsätzlidi her- 
beigeführt hat und wenn dies strafgerichtlich fest- 
gestellt ist oder die Einleitung oder Durchführung 
eines Strafverfahrens aus anderen Gründen als we- 
gen Mangels an Beweis nicht erfolgen kann. 

(4) Soweit der Bund für Schäden der in § 25 be- 
zeichneten Art haftet, gelten die Absätze 1 bis 3 
sinngemäß. 

(5) Wer gemäß Absatz 3 über den in Absatz 1 
bestimmten Umfang hinaus zum Schadensersatz be- 
rechtigt ist, kann einen soldien Anspruch nur gel- 
tend machen, soweit er eine Befriedigung in dem 
Verfahren nach § 38 nicht erlangt hat oder offen- 
sichtlich nicht erlangen kann. 

§ 40 

Leistungsfreiheit und Rückgriff 

(1) Der Bund ist, abgesehen von den Fällen, die 
sich bereits aus der entsprechenden Anwendung der 
in § 37 Abs. 3 bezeichneten Vorschriften ergeben, 
einer gemäß § 37 von der Haftung freizustellenden 
Person gegenüber von der Verpflichtung zur Lei- 
stung frei, 

1. wenn diese den Schaden vorsätzlich oder 
unter bewußtem Verstoß gegen gesetz- 
liche oder sonstige Sicherheits- oder 
Schutzvorschriften oder infolge grobfahr- 
lässiger Unkenntnis derartiger Vorschrif- 
ten herbeigeführt hat, 

2. wenn diese Angehöriger eines fremden 
Staates ist, bezüglich dessen durch Rechts- 
verordnung eine entsprechende Anord- 


nung getroffen ist. Eine solche Anord- 
nung darf nur ergehen, wenn die Gegen- 
seitigkeit nicht verbürgt ist, 

3. wenn diese ohne Zustimmung des Bundes 
einen Schadensersatzanspruch anerkannt 
oder befriedigt hat, es sei denn, daß sie 
die Anerkennung oder Befriedigung ohne 
offenbare Unbilligkeit nicht verweigern 
konnte. 

(2) Dem Geschädigten gegenüber kann sich der 
Bund nicht auf die Leistungsfreiheit nach Absatz 1 
berufen. 

(3) Der Bund ist berechtigt, gegen diejenigen 
Personen, im Verhältnis zu denen er von der Ver- 
pflichtung zur Leistung frei ist, Rückgriff zu neh- 
men, soweit er auf Grund des Absatzes 2 Leistungen 
erbringen muß. 

(4) Ergibt sich eine Freistellungsverpflichtung 
des Bundes daraus, daß der Haftpflichtversicherer 
einer freizustellenden Person, ein Bürge oder eine 
sonstige mithaftende Person einen Schadensersatz- 
anspruch ohne Zustimmung des Bundes anerkannt 
oder befriedigt haben, obwohl damit zu rechnen 
war, daß die Schäden die gemäß § 13 Abs. 1 fest- 
gesetzte Summe übersteigen werden, so ist der 
Bund diesen Personen gegenüber zum Rückgriff 
berechtigt, es sei denn, daß diese die Anerken- 
nung oder Befriedigung ohne offenbare Unbillig- 
keit nicht verweigern konnten. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Strafvorschriften 

§ 41 

Mißbrauch von Kernenergie 

(1) Wer es unternimmt, durch Freisetzung von 
Kernenergie eine Explosion zu bewirken und dadurch 
eine Gemeingefahr (§ 315 Abs. 3 des Strafgesetz- 
buchs) herbeizuführen, wird mit Zuchthaus nicht 
unter fünf Jahren bestraft. 

(2) Ist durch die Tat der Tod eines Menschen 
verursacht worden oder liegt sonst ein besonders 
schwerer Fall vor, so ist die Strafe Zuchthaus nicht 
unter zehn Jahren oder lebenslanges Zuchthaus. 

§ 42 

Mißbrauch radioaktiver Stoffe 

(1) Wer in der Absidit, die Gesundheit eines an- 
deren zu schädigen, es unternimmt, dessen Leib 
oder Leben durch Strahlung radioaktiver Stoffe oder 
sonst durch ionisierende Strahlen zu gefährden, 
wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft. 

(2) Unternimmt es der Täter durch die Tat, eine 
Gefahr für eine Vielzahl von Menschen herbeizu- 
führen, so ist die Strafe Zuchthaus nicht unter fünf 
Jahren. Ist durch ein solches Unternehmen der Tod 
eines Menschen verursacht v/orden oder liegt sonst 
ein besonders schwerer Fall vor, so ist die Strafe 
Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder lebens- 
langes Zuchthaus. 
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(3) Wer vorsätzlich durch ionisierende Strahlen 
fremde Sachen von bedeutendem Wert gefährdet, 
um sie in ihrer Brauchbarkeit zu beeinträchtigen, 
wird mit Gefängnis bestraft. In besonders schweren 
Fällen ist die Strafe Zuchthaus bis zu zehn Jahren. 
Der Versuch ist strafbar. 

§ 43 

Vorbereitungshandlungen 

Wer ein bestimmtes nach §§ 41 oder 42 Abs. 2 
strafbares Unternehmen vorbereitet, wird mit Zucht- 
haus bis zu zehn Jahren bestraft. Sind mildernde 
Umstände vorhanden, so kann auf Gefängnis nicht 
unter sechs Monaten erkannt werden. 

§ 44 

Geldstrafe und Polizeiaufsicht 

Neben einer Freiheitsstrafe nach §§ 41 bis 43 kann 
auf Geldstrafe von unbegrenzter Höhe und auf die 
Zulässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt werden. 

§ 45 

Tätige Reue 

Das Gericht kann die in §§ 41, 42 Abs. 1 und 2 
oder § 43 angedrohte Mindeststrafe unterschreiten, 
auf eine mildere Strafart erkennen oder von einer 
Bestrafung nach diesen Vorschriften absehen, wenn 
der Täter aus freien Stücken seine Tätigkeit aufgibt 
und die Gefahr abwendet. Wird die Gefahr ohne 
Zutun des Täters abgewendet, so genügt sein ernst- 
liches Bemühen, sie abzuwenden. 

§ 46 

Strafbarer Umgang mit Kernbrennstoffen 

(1) Wer vorsätzlich ohne die nach diesem Gesetz 
erforderliche Genehmigung 

1. Kernbrennstoffe einführt oder ausführt, 

2. Kernbrennstoffe befördert, 

3. Kernbrennstoffe außerhalb der staatlichen 
Verwahrung aufbe wahrt, 

Anlagen zur Erzeugung oder zur Spaltung 
von Kernbrennstoffen oder zur Aufarbei- 
tung bestrahlter Kernbrennstoffe errichtet, 
betreibt, sonst innehat oder wesentlich 
verändert, 

5. Kernbrennstoffe außerhalb von Anlagen 
zur Erzeugung oder zur Spaltung von 
Kernbrennstoffen oder zur Aufarbeitung 
bestrahlter Kernbrennstoffe bearbeitet, 
verarbeitet oder sonst verwendet, 

6. Kernbrennstoffe entgegen § 5 Abs. 3 und 4 
nicht unverzüglich abliefert, 

wird mit Gefängnis und mit Geldstrafe bis zu 
100 000 Deutsche Mark oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer vorsätzlich einer 
Vorschrift einer nach §§ 11 oder 12 ergangenen 


Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechts- 
verordnung auf diese Strafvorschrift verweist. 

(3) Wer durch eine der in Absatz 1 oder 2 be- 
zeichneten Handlungen wissentlich eine Gefahr für 
Leib oder Leben eines Menschen oder für fremde 
Sachen von bedeutendem Wert herbeiführt, die von 
einem Kernspaltungsvorgang oder von ionisieren- 
den Strahlen ausgeht, wird mit Gefängnis nicht 
unter drei Monaten bestraft. Daneben kann auf 
Geldstrafe bis zu 100 000 Deutsche Mark erkannt 
werden. 

(4) Wer fahrlässig eine der in Absatz 1 oder 2 
bezeichneten Handlungen begeht, wird mit Gefäng- 
nis bis zu zwei Jahren und mit Geldstrafe bis zu 
100 000 Deutsche Mark oder mit einer dieser Stra- 
fen bestraft. 


§ 47 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig der Fest- 
setzung der Deckungsvorsorge nach § 13 Abs. 1, 
Auflagen nach § 17 Abs. 1 oder vollziehbaren An- 
ordnungen der staatlichen Aufsichtsbehörde nach 
§ 19 Abs. 3 zuwiderhandelt, begeht eine Ordnungs- 
widrigkeit. 

(2) Eine Ordnungswidrigkeit begeht auch, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig 

1. einer Vorschrift einer nach § 11 oder § 12 
ergangenen Rechtsverordnung, 

2. einer auf Grund einer Rechtsverordnung 
nach § 12 Abs. 1 Nr. 7 getroffenen Ver- 
fügung der Aufsichtsbehörde 

zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(3) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 
oder 2 können, wenn sie vorsätzlich begangen sind, 
mit einer Geldbuße bis zu 100 000 Deutsche Mark 
geahndet werden. Sind die Ordnungswidrigkeiten 
fahrlässig begangen, so können sie mit einer Geld- 
buße bis zu 50 000 Deutsche Mark geahndet werden. 

(4) Eine Ordnungswidrigkeit begeht ferner, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig die nach § 4 erforder- 
liche oder eine auf Grund einer Rechtsverordnung 
nach § 11 oder § 12 vorgeschriebene Genehmigungs- 
urkunde bei der Beförderung nicht mitführt. Die 
Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
1000 Deutsche Mark geahndet werden. 

(5) Ist auf Grund einer nach § 11 ergangenen 
Rechtsverordnung für die Einfuhr oder Ausfuhr 
radioaktiver Stoffe eine Genehmigungspflicht vor- 
gesehen, so ist das Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft für die Verfolgung und Ahndung von Ord- 
nungswidrigkeiten zuständig, die durch Verstoß 
gegen diese Pflicht oder gegen eine vom Bundes- 
amt im Zusammenhang mit einer solchen Genehmi- 
gung erteilten Auflage begangen worden sind. Das 
Bundesamt übt auch die Befugnisse der obersten 
Verwaltungsbehörde im Sinne des § 66 Abs. 2 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten aus. 
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§ 48 

Strafbare Verletzung von Schutzvorschriften, 
Auflagen und Anordnungen 

Wer durch eine der in § 47 Abs. 1 oder 2 bezeich- 
neten vorsätzlichen Handlungen vorsätzlich oder 
fahrlässig eine Gefahr für Leib und Leben eines 
Menschen oder für fremde Sachen von bedeutendem 
Wert herbeiführt, die von einem Kernspaltungs- 
vorgang oder von ionisierenden Strahlen ausgeht, 
wird mit Gefängnis und mit Geldstrafe bis zu 
100 000 Deutsche Mark oder mit einer dieser Stra- 
fen bestraft. Führt der Täter die Gefahr wissentlich 
herbei, so ist die Strafe Gefängnis nicht unter 
3 Monaten; daneben kann auf Geldstrafe bis zu 
100 000 Deutsche Mark erkannt werden. 

§ 49 

Verletzung von Herstellungs- und 
Lieferungspflichten 

(1) Wer wissentlich eine Anlage zur Erzeugung 
oder zur Spaltung von Kernbrennstoffen oder zur 
Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe oder Ge- 
genstände, die zur Errichtung oder zum Betrieb 
einer solchen Anlage bestimmt sind, fehlerhaft her- 
stellt oder liefert und dadurch wissentlich eine Ge- 
meingefahr (§315 Abs. 3 des Strafgesetzbuchs) her- 
beiführt, die mit der Wirkung eines Kernspaltungs- 
vorgangs oder der Strahlung eines radioaktiven 
Stoffes zusammenhängt, wird mit Gefängnis nicht 
unter sechs Monaten bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren. 

(4) Wer die Gemeingefahr in den Fällen des Ab- 
satzes 1 nicht wissentlich, aber vorsätzlich oder 
fahrlässig herbeiführt, wird mit Gefängnis bestraft. 

§ 50 

Einziehung 

(1) Gegenstände, die durch eine in §§ 41 bis 43 
mit Strafe bedrohte Handlung hervorgebracht oder 
zu ihrer Begehung gebraucht worden oder bestimmt 
gewesen sind, können eingezogen werden. 

(2) Gegenstände, auf die sich eine in § 46 Abs. 1 
bis 3, §§ 48 oder 49 mit Strafe bedrohte Handlung 
oder eine in § 47 Abs. 3 Satz 1 mit Geldbuße be- 
drohte Handlung bezieht, können eingezogen 
werden. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten 
Gegenstände sind einzuziehen, wenn der Schutz der 
Allgemeinheit mit Rücksicht auf die Art der Gegen- 
stände oder auf die Besorgnis, daß sie der Begehung 
weiterer mit Strafe bedrohter Handlungen dienen, 
es erfordert. 

(4) Kann wegen der Tat keine bestimmte Person 
verfolgt oder verurteilt werden, so muß oder kann 
auf Einziehung selbständig erkannt werden, wenn 
die Voraussetzungen, unter denen die Einziehung 
vorgeschrieben oder zugelassen ist, im übrigen vor- 
liegen. Dasselbe gilt, wenn das Gericht von Strafe 
absieht. 


(5) Absatz 4 Satz 1 gilt entsprechend, wenn we- 
gen einer in § 47 Abs. 3 Satz 1 bezeichneten Ord- 
nungswidrigkeit keine Geldbuße festgesetzt werden 
kann. 

§ 51 

Entschädigung 

(1) Gehörten die eingezogenen Gegenstände zur 
Zeit der Rechtskraft der Entscheidung oder des 
Bußgeldbescheids weder dem Täter noch einem 
Teilnehmer oder waren sie mit dem Recht eines 
Dritten belastet, so ist der Berechtigte angemessen 
zu entschädigen. 

(2) Die Entschädigungspflicht entfällt, 

1. wenn der Berechtigte wenigstens leicht- 
fertig dazu beigetragen hat, daß die Sache 
oder das Recht Mittel oder Gegenstand 
der Tat oder ihrer Vorbereitung oder 
einer mit ihr in Zusammenhang stehenden 
anderen mit Strafe oder Geldbuße be- 
drohten Handlung gewesen ist; 

2. wenn er aus der Tat in verwerflicher 
Weise einen Vorteil gezogen hat oder 

3. wenn er den Gegenstand in Kenntnis der 
Umstände, die die Einziehung zulassen, in 
verwerflicher Weise erworben hat. 

§ 52 

Verhältnis zu anderen Strafvorschriften 

(1) Straftaten nach §§ 41, 42 Abs. 2 und § 43 
sind gemeingefährliche Verbrechen im Sinne des 
§ 138 des Strafgesetzbuchs. 

(2) Sie stehen den Sprengstoffverbrechen im 
Sinne des § 4 Abs. 3 Nr. 3 des Strafgesetzbuchs 
gleich. 

(3) Soweit eine Tat nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes allein oder in Verbindung mit Vorschrif- 
ten des Strafgesetzbuchs mit Strafe bedroht ist, 
finden §§ 5 bis 13 des Gesetzes gegen den ver- 
brecherischen und gemeingefährlichen Gebrauch 
von Sprengstoffen vom 9. Juni 1884 (Reichsgesetzbl. 
S. 61) keine Anwendung. 

(4) Für Verbrechen nach §§ 41 oder 42 Abs. 2 
sind die Schwurgerichte zuständig (§§ 79, 80 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes) . 

§ 53 

Geheimnisverrat 

(1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis 
oder ein einem Arzt oder Zahnarzt oder einer unter 
dessen Aufsicht tätigen Person in dieser Eigenschaft 
anvertrautes oder bekanntgewordenes Geheimnis 
unbefugt offenbart, das ihm als Angehörigen einer 
mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Be- 
hörde oder als amtlich zugezogenem Sachverstän- 
digen bei seiner Tätigkeit auf Grund dieses Ge- 
setzes bekannt geworden ist, wird mit Gefängnis 
bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Die 
Verfolgung tritt nur auf Antrag des Verletzten ein. 
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(2) Wer ein Geheimnis der in Absatz 1 genannten | 
Art, das ihm unter den dort bezeichneten Voraus- j 
Setzungen bekannt geworden ist, dazu mißbraucht, j 
sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil 
zu verschaffen oder einem anderen Schaden zuzu- 
fügen, wird mit Gefängnis bestraft. Daneben kann 
auf Geldstrafe erkannt werden. 


SECHSTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§ 54 

Erfassung von Schäden aus ungeklärter Ursache 

Schäden, die nach dem Stand der wissenschaft- 
lichen Erkenntnis aus der Einwirkung von Strah- 
len radioaktiver Stoffe herrühren und deren Ver- 
ursacher nicht festgestellt werden kann, sind beim 
Bundesminister für Atomkernenergie und Wasser- 
wirtschaft zu registrieren und zu untersuchen. 

§ 55 

Erlaß von Rechtsverordnungen 

(1) Rechtsverordnungen auf Grund der §§ 11, 12, 
13 und 21 Abs. 5 erläßt die Bundesregierung. Das 
gleiche gilt für Rechtsverordnungen auf Grund des 
§ 10, soweit Ausnahmen von dem Erfordernis einer 
Genehmigung nach § 7 zugelassen werden. Die übri- 
gen in diesem Gesetz vorgesehenen Rechtsverord- 
nungen erläßt der Bundesminister für Atomkern- 
energie und Wasserwirtschaft. 

(2) Die Rechtsverordnungen bedürfen der Zu- 
stimmung des Bundesrates. Dies gilt nicht für 
Rechtsverordnungen, die sich darauf beschränken, 
die in Rechtsverordnungen nach §§11 und 12 fest- 
gelegten physikalischen, technischen und strahlen- 
biologischen Werte durch andere Werte zu ersetzen. 

(3) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung die in §§ 11 und 12 bezeichneten Ermäch- 
tigungen ganz oder teilweise auf den Bundes- 
minister für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft 
übertragen. 

§ 56 

Aufhebung und Änderung von Rechtsvorschriften 

Das Gesetz Nr. 22 der Alliierten Hohen Kom- 
mission betreffend die Überwachung von Stoffen, 


Einrichtungen und Ausrüstungen auf dem Gebiet 
der Atomenergie vom 2. März 1950 (Amtsblatt der 
Alliierten Hohen Kommission in Deutschland S. 122) 
in der Fassung der Gesetze der Alliierten Hohen 
Kommission Nr. 53 vom 26. April 1951 (Amtsblatt 
der Alliierten Hohen Kommission in Deutschland 
S. 882 und 990) und Nr. 68 vom 14. Dezember 1951 
(Amtsblatt der Alliierten Hohen Kommission in 
Deutschland S. 1361) wird aufgehoben. 

§ 57 

Abgrenzungen 

(1) Auf den Umgang mit Kernbrennstoffen fin- 
den §§ 1 bis 4 des Gesetzes gegen den verbreche- 
rischen und gemeingefährlichen Gebrauch von 
Sprengstoffen vom 9. Juni 1884 (Reichsgesetzbl. 
S. 61) in der Fassung der Verordnung vom 8. August 
1941 (Reichsgesetzbl. I S. 531) und die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften so- 
wie landesrechtliche Vorschriften auf dem Gebiet 
des Sprengstoffwesens keine Anwendung. 

(2) Die Vorschriften der §§ 1, 3 bis 24 und 55 
finden unbeschadet der völkerrechtlichen Verpflich- 
tungen der Bundesrepublik keine Anwendung auf 
Atomwaffen, die der Bundesrepublik zu Verteidi- 
gungszwecken zur Verfügung stehen. 

§ 58 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. 1 S. 1) auch ini Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 59 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft, hinsichtlich der §§ 41 bis 53 jedoch 
im Land Berlin erst am Tage nach der Verkündung 
des Übernahmegesetzes im Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für Berlin. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Ein Bundesatomgesetz ist eine wesentliche Vor- 
aussetzung für die friedliche Erforschung und Nut- 
zung der Kernenergie in der Bundesrepublik. Zur 
Zeit gilt in der Bundesrepublik noch das Gesetz 
Nr. 22 der Alliierten Hohen Kommission vom 

2. März 1950 in der Fassung der Gesetze Nr. 53 und 
68 vom 26. April 1951 und 14. Dezember 1951, Die- 
ses Gesetz ist ein reines Verbotsgesetz, zum Teil 
mit, zum Teil ohne Erlaubnisvorbehalte. Seiner 
ursprünglichen Zielsetzung nach sollte es nicht nur 
die militärische Nutzung der Kernenergie in der 
Bundesrepublik, sondern auch den Aufbau einer 
friedlichen deutschen Atomwirtschaft verhindern. 
Das Gesetz Nr. 22 darf seit der Wiedererlangung 
der deutschen Souveränität durch den deutschen 
Gesetzgeber aufgehoben werden. Dies ist jedoch 
nur möglich, wenn gleichzeitig dafür ein Bundes- 
atomgesetz in Kraft tritt. Bis zu diesem Zeitpunkt 
hat das Gesetz Nr. 22 noch gewisse Schutzfunktio- 
nen zu erfüllen. Ohne seine weitere Geltung wäre 
die Nutzung der Kernenergie in zu weitgehendem 
Umfang von der zur Abwehr von Gefahren not- 
wendigen staatlichen Kontrolle freigestellt. 

Da das Gesetz Nr. 22 die augenblicklichen For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben in der Bundes- 
republik in einem nicht zu vertretenden Ausmaß 
beeinträchtigt, haben verschiedene Länder wegen 
des Fehlens einer bundesgesetzlichen Regelung die 
Verbote des Gesetzes Nr. 22, insbesondere das 
Verbot der Errichtung von Reaktoren, durch ihre 
Landesgesetzgebung aufgelockert. Zur Zeit gelten 
folgende Landesatomgesetze und -Verordnungen: 

1. Bayern: Gesetz zur vorläufigen Regelung 

der Errichtung und des Betriebs 
von Kernreaktoren und der An- 
wendung radioaktiver Isotopen 
vom 13. Juli 1957 
(Bayerisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt S. 147) 

Erste Verordnung zum Schutz der 
Allgemeinheit vor radioaktiven 
Gefährdungen vom 29. August 
1957 (Bayerisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 183) 

2. Hessen: Gesetz zur vorläufigen Regelung 

der Errichtung und des Betriebs 
von Kernreaktoren für For- 
schungszwecke und des Strahlen- 
schutzes vom 1. Oktober 1957 
(Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Hessen S. 141) 

3. Hamburg: Gesetz zur vorläufigen Anwen- 

dung der Kernenergie vom 18. 
Oktober 1957 (Hamburgisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt S. 
465) 


4. Nordrhein- Gesetz zur vorläufigen Regelung 

Westfalen: der Errichtung und des Betriebs 

von Atomanlagen vom 4. Februar 
1958 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für das Land Nordrhein- 
Westfalen S. 39) 

5. Baden- Gesetz zur vorläufigen Regelung 

Württemberg: der Anwendung der Kernener- 
gie vom 12. Mai 1958 (Gesetz- 
blatt für Baden-Württemberg 
S. 129) 

6. Schleswig- Gesetz über die Errichtung und 

Holstein: den Betrieb von Kernreaktoren 

für Forschung und Lehre und zur 
Regelung des Strahlenschutzes 
vom 30. Juni 1958 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Schleswig- 
Holstein S. 225) 

7. Berlin: Gesetz zur Regelung der wissen- 

schaftlichen Anwendung der 
Kernenergie (Atomgesetz) vom 
26. Juni 1958 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für Berlin S. 563). 

Die Ländergesetze können, so notwendig sie für 
eine Übergangszeit sind, keine ausreichende Rechts- 
grundlage für den Aufbau einer deutschen Atom- 
wirtschaft und für einen wirksamen Strahlenschutz 
geben. Die Wahrung der Rechts- und Wirtschafts- 
einheit in der Bundesrepublik fordert ein Bundes- 
atomgesetz. Ohne ein Bundesatomgesetz ist ins- 
besondere eine befriedigende Lösung der Haf- 
tungs- und Versicherungsfragen ausgeschlossen. Die 
Bundesregierung hat deshalb bereits vor mehreren 
Jahren die Arbeit an einer Bundesatomgesetzge- 
bung begonnen. 

Der erste Entwurf des deutschen Atomgesetzes 
wurde vom Bundeskabinett schon 1956 beschlossen 
(Drucksache 3026 der 2. Wahlperiode, Anlage 1 b 
und dazu die Auffassung des Bundesrates in An- 
lage 2b). Der Entwurf wurde in der Zweiten Legis- 
laturperiode in den zuständigen Ausschüssen des 
Bundestages abschließend behandelt (Drucksache 
3502 und ^ 3502 der 2. Wahlperiode). Eine Verab- 
schiedung des Entwurfs scheiterte jedoch, weil die 
vorgesehene Ergänzung des Grundgesetzes, auf der 
der Entwurf basierte, nicht die erforderliche Zwei- 
drittelmehrheit fand. Inzwischen wurden die Ar- 
beiten zur Angleichung des Entwurfs an die ins- 
besondere im Ausland fortgeschrittene Rechtsent- 
wicklung weitergeführt. Hierbei erwiesen sich die 
Grundkonzeption und die meisten Formulierungen 
der Regierungsvorlage und der Bundestagsaus- 
schußfassung der Zweiten Legislaturperiode als 
richtig. Geändert wurden die vorgenannten Ent- 
würfe insbesondere nach zwei Richtungen: 

1. durch die Erweiterung der Ermächtigungsvor- 
schriften für eine Strahlenschutzverordnung ent- 
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sprechend den bei der Ausarbeitung des Ent- 
wurfs einer Strahlenschutzverordnung gewon- 
nenen Erkenntnissen, 

2. durch den Ausbau der Vorschriften über Haftung 
und Versicherung auf Grund der internatio- 
nalen Erfahrungen. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

ZUM ERSTEN ABSCHNITT 

Zu § 1 

§ 1 enthält die Zweckbestimmung des Gesetzes nicht 
nur als ein für die Ausgestaltung der übrigen Be- 
stimmungen des Entwurfs verbindliches Programm, 
sondern auch als Richtschnur für die Ausfüllung 
durch spätere Rechtsverordnungen und für die Aus- 
führung durch die Verwaltungsbehörden. 

Nummer 1 erklärt die Förderung einer möglichst 
Aeien und ungehinderten Entwicklung der Erfor- 
schung und friedlichen Nutzung der Kernenergie zu 
einem Hauptzweck des Gesetzes. Der Entwurf will 
der hieraus erwachsenden Aufgabe gerecht werden, 
indem er versucht, möglichst viele Kräfte zur Mit- 
arbeit zu gewinnen und der Wirtschaft und Wissen- 
schaft einen möglichst großen Ansporn zur Betäti- 
gung auf dem Gebiet der Erforschung und fried- 
lichen Nutzung der Kernenergie zu geben. Der Ent- 
wurf setzt deshalb der privaten Initiative nur dort 
Grenzen, wo dies zum Schutz von Leben, Gesund- 
heit und Sachgütern, zum Schutz der inneren und 
äußeren Sicherheit der Bundesrepublik und aus 
Gründen internationaler Verpflichtungen nötig ist. 
Er will durch ein auf die wirklich gefährdenden Vor- 
gänge beschränktes, möglichst einfaches, geordnetes 
und mit rechtlichen Garantien ausgestattetes Über- 
wachungssystem verhindern, daß der Wirtschaft die 
Betätigung auf dem Gebiet der friedlichen Nutzung 
der Kernenergie erschwert wird. 

Im Gegensatz zu dieser Förderungsfunktion, die das 
künftige Atomgesetz erfüllen muß, braucht das Ge- 
setz konkrete Förderungsprogramme und -maßnah- 
men nicht zu enthalten. Denn die Förderung von 
Forschung und Lehre, die Sorge um geeigneten 
Nachwuchs, die Bereitstellung von Mitteln, der 
internationale Erfahrungsaustausch usw. können — 
wenigstens zunächst — besser durch Verwaltungs- 
maßnahmen und durch die Haushaltsgesetze gelöst 
werden. 

Anders als die in Nummer 1 genannte Zweck- 
bestimmung, die sich mehr bei der Grundkonzep- 
tion des Gesetzentwurfs als in den Einzelvorschrif- 
ten auswirkt, nimmt die Ausgestaltung des in Num- 
mern 2 und 3 geforderten Schutzes von Leben, Ge- 
sundheit und Sachgütern sowie der inneren und 
äußeren Sicherheit der Bundesrepublik vor den Ge- 
fahren der Kernenergie einen breiten Raum ein. Der 
Verwirklichung dieses Schutzes dienen nicht nur die 
scharfen Überwachungsvorschriften des Entwurfes, 
sondern auch die strengen Strafvorschriften, die für 
mißbräuchliche Verwendung von Kernbrennstoffen 
und sonstigen radioaktiven Stoffen fühlbare Strafen 


androhen, und die Haftungsvorschriften, die durch 
Gewährung weitgehender Schadensersatzansprüche 
für geschädigte Dritte jeden, der Kernbrennstoffe 
oder sonstige radioaktive Stoffe verwendet, zu be- 
sonderer Vorsicht veranlassen werden. 

Neben den in den Gesetzentwurf selbst aufgenom- 
menen dem Schutzzweck des Gesetzes dienenden 
Vorschriften enthält der Entwurf für die weitere 
Ausgestaltung des Schutzes gegen die schädlichen 
Wirkungen ionisierender Strahlen (Nummer 2) die 
Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
(§§ 11 und 12), die ins einzelne gehende Schutzvor- 
schriften enthalten werden. 

Da es möglich wäre, durch mißbräuchliche Verwen- 
dung von Kernenergie die innere und äußere Sicher- 
heit der Bundesrepublik zu gefährden, muß es auch 
ein Anliegen des Gesetzes sein (Nummer 3), eine 
solche Gefährdung zu verhindern. Bei Ausgestaltung 
der Vorschrift wurde davon ausgegangen, daß die 
äußere Sicherheit den Bestand der Bundesrepublik 
als Ganzes betrifft, während der Begriff der inneren 
Sicherheit mit der Sicherheit und Ordnung in der 
Bundesrepublik gleichzusetzen ist. 

Die überwachungs- und Strafvorschriften des Ge- 
setzes dienen gleichzeitig auch der Verwirklichung 
der in Nummer 4 bezeichneten Zweckbestimmung. 
Denn sie ermöglichen es der Bundesregierung, die 
Einhaltung der von ihr übernommenen und künftig 
zu übernehmenden internationalen Verpflichtungen 
auf dem Gebiet der Kernenergie und des Strahlen- 
schutzes sicherzustellen. 

Zu § 2 

§ 2 enthält die Begriffsbestimmungen für Kern- 
brennstoffe und Ausgangsstoffe. Die Fassung des 
Entwurfs wurde soweit wie möglich an die Defini- 
tion der Satzung der Internationalen Atomenergie- 
Organisation (Artikel XX) und die entsprechende 
Bestimmung des Euratomvertrags (Artikel 197) an- 
geglichen. Die in Artikel XX der Satzung der Inter- 
nationalen Atomenergie-Organisation und die in 
Artikel 197 des Euratomvertrags vorgesehene Mög- 
lichkeit, daß der Gouverneursrat bzw. der Rat noch 
weitere spaltbare Stoffe bezeichnet oder noch wei- 
tere Ausgangsstoffe benennt, wird nicht in das 
deutsche Atomgesetz übernommen. Auch einer 
Rechtsverordnung wird diese Aufgabe nicht zuge- 
wiesen; es bleibt dem Gesetzgeber Vorbehalten, 
über die Einbeziehung weiterer spaltbarer Stoffe 
und Ausgangsstoffe zu entscheiden. 

Als Kernbrennstoffe sind in Nummer 1 aufgeführt: 

a) Plutonium 239, 

b) Uran 233, 

c) mit den Isotopen 235 oder 233 angereichertes 
Uran, 

d) jeder Stoff, der einen oder mehrere der vorer- 
wähnten Stoffe enthält, 

e) Uran und uranhaltige Stoffe der natürlichen 
Isotopenmischung, die so rein sind, daß durch 
sie in einer geeigneten Anlage (Reaktor) eine 
sich selbst tragende Kettenreaktion aufrechter- 
halten werden kann. 
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Diese Kernbrennstoffe werden aus den in Num- 
mer 2 bezeichneten Ausgangsstoffen hergestellt. Bei 
den Kernbrennstoffen handelt es sich um Stoffe, 
deren Atomkerne durch Beschuß mit Neutronen ver- 
schiedener Geschwindigkeiten gespalten werden 
können, wobei Kernenergie in Form von kinetischer 
Energie (Wärme) der Bruchstücke und in Form von 
Beta- und Gammastrahlung erzeugt wird. 

Die unter a) bis e) aufgeführten Kernbrennstoffe 
sind zum Teil natürliche, zum Teil künstliche. Von 
den in der Natur verkommenden Stoffen gehören zu 
den Kernbrennstoffen nur das Uran 235, das durch 
ein Trennverfahren von dem Isotop Uran 238 abge- 
trennt werden kann. Plutonium 239 und Uran 233 sind 
künstliche Kernbrennstoffe. Plutonium 239 entsteht, 
wenn Uran 238 in einem Reaktor ein Neutron ein- 
fängt und seinem Kern anlagert. Auf die gleiche 
Weise entsteht Uran 233 aus Thorium 232. Weitere 
künstliche Kernbrennstoffe sind bisher nicht be- 
kannt. Die Erzeugung geringer Spuren von künst- 
lichen Elementen, die Spaltungseigenschaften auf- 
weisen, hat für die Praxis keine Bedeutung. 

Im natürlichen Uran sind 99,3 v. H. Uran 238 und 
0,7 V. H. Uran 235 enthalten. Neben dem natür- 
lichen Uran und den natürlichen uranhaltigen Stof- 
fen, welche eine hohe Reinheit von Fremdbei- 
mischungen (Buchstabe e) haben müssen, bean- 
sprucht das sogenannte „angereicherte" Uran als 
Kernbrennstoff Interesse. Im „angereicherten" Uran 
sind die Isotope 235 oder 233 oder diese beiden 
Isotope in einer solchen Menge enthalten, daß das 
Verhältnis der Summe dieser beiden Isotope zum 
Isotop 238 größer ist als das in der Natur auftre- 
tende Verhältnis des Isotops 235 zum Isotop 238. 
Da der Betrieb von Reaktoren mit reinem natür- 
lichem Uran ähnliche Gefahrenquellen aufweist wie 
der Betrieb von Reaktoren mit angereichertem 
Uran, erscheint es mit Rücksicht auf den Charak- 
ter des Atomgesetzes als eines Schutzgesetzes 
nötig, in Abweichung von den Definitionen der Sat- 
zung der Internationalen Atomenergiebehörde und 
des Euratomvertrags reines natürliches Uran als 
Kernbrennstoff zu bezeichnen. 

Unter Buchstabe d fällt an sich jeder Stoff, der 
Uran 233, 235 oder Plutonium oder mehrere dieser 
Stoffe enthält. Plutonium 239 ist allerdings in den 
natürlichen Ausgangsstoffen in nicht mehr wäg- 
baren Mengen (1 : 10^^) enthalten. Es wäre unwirt- 
schaftlich, Plutonium oder Uran 233 aus solchen 
Stoffen zu gewinnen, die diese Kernbrennstoffe in 
derart geringen Mengen enthalten. Man muß daher 
davon ausgehen, daß Buchstabe d nur Stoffe erfaßt, 
die Uran 233, 235 oder Plutonium in Mengen ent- 
halten, die die Ausbeute noch wirtschaftlich machen, 
das heißt, in wägbaren Mengen. 

Die in Nummer 2 definierten Ausgangsstoffe sind 
Stoffe, z. B. Erze, Mineralien, chemische Verbindun- 
gen und Legierungen, die Uran oder Thorium ent- 
halten. Auch chemisch reines Uran und Thorium ge- 
hören zu den Ausgangsstoffen. Diese Ausgangs- 
stoffe selbst sind nicht geeignet, Kernenergie frei- 
zusetzen, weil sie so viel neutronen-absorbierende 
Fremd-Stoffe — wenn auch in kleinen Beimengen — 


enthalten, daß eine Kettenreaktion nicht in Gang 
gesetzt werden kann, da der erforderliche Neutro- 
nenüberschuß nicht zustande kommt. 


i ZUM ZWEITEN ABSCHNITT 

Um dem in § 1 Nr. 2 und 3 festgelegten Schutz- 
zweck des Gesetzes gerecht zu werden, ist es un- 
erläßlich, den Umgang mit Kernbrennstoffen von 
einer staatlichen Erlaubnis abhängig zu machen und 
das dafür vorzusehende Verfahren so zu gestalten, 
daß die zuständigen Behörden berechtigt und ver- 
pflichtet sind, die Erlaubnis in allen Fällen zu ver- 
sagen, in denen noch irgendwelche begründeten 
Zweifel hinsichtlich der vollen Verwirklichung je- 
des möglichen Gefahrenschutzes bestehen können. 
Die in dem Entwurf vorgesehene Regelung eines 
präventiven Verbots mit Erlaubnisvorbehalt trägt 
diesen Erfordernissen hinreichend Rechnung und 
hat darüber hinaus gegenüber anderen Gestaltungs- 
möglichkeiten den Vorzug, den unentbehrlichen 
Einsatz privater Initiative und privaten Kapitals zu 
fördern. Die Einführung eines Staatsvorbehalts für 
alle in dem Gesetzentwurf behandelten Betätigun- 
gen mit der Möglichkeit, Konzessionen hierfür zu 
erteilen, erscheint aus Gründen des Schutzes der 
Bevölkerung nicht nötig. Auch ein grundsätzliches 
Verbot der Erzeugung und Nutzung der Kernener- 
gie mit der Möglichkeit eines Dispenses in beson- 
deren Ausnahmefällen wäre sachlich nicht zu recht- 
fertigen. Die in dem Entwurf aufgestellten Geneh- 
; migungsvoraussetzungen lassen der Verwaltung 
hinreichend Spielraum, um eine sachgerechte Beur- 
! teilung der Genehmigungsanträge im Hinblick auf 
; den lückenlosen Schutz der Allgemeinheit zu er- 
möglichen. Dieser Schutz ist bei dem im Entwurf 
gewählten Verfahren hinreichend gewährleistet. 

Zu § 3 

Die Regelung der Einfuhr und Ausfuhr durch das 
Atomgesetz dient in erster Linie dem in § 1 Nr. 2 
genannten Schutzzweck des Gesetzes sowie dem in 
Nummer 3 genannten Zweck. Sie hat weiter den in 
§ 1 Nr. 4 bezeichneten Zweck des Gesetzes im 
Auge. 

Absatz 1 sieht vor, daß jede Einfuhr und Aus- 
fuhr von Kernbrennstoffen einer Genehmigung be- 
darf. Die Wirtschaft soll aber durch die Einfuhr- und 
Ausfuhrregelung nicht stärker beschränkt werden, 
als es die in § 1 bezeichneten Zwecke erfordern. Der 
Inhaber einer genehmigten Anlage muß darauf ver- 
trauen können, daß ihm eine Genehmigung zur 
Einfuhr der für den Betrieb seiner Anlage erforder- 
lichen Menge an Kernbrennstoffen nach dem Atom- 
gesetz nicht versagt wird, wenn er dessen Vor- 
schriften einhält. Die Erteilung der Genehmigung 
darf daher nicht in das freie Ermessen der zustän- 
digen Behörde gestellt werden. Aus diesen Grün- 
den sieht Absatz 2 vor, daß die Genehmigung zur 
Einfuhr erteilt werden muß, wenn keine Gefähr- 
dung der in § 1 Nr. 2 bis 4 bezeichneten Zwecke 
des Gesetzes erkennbar ist. 
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Absatz 2 verlangt eine Überprüfung der Zuver- : 
lässigkeit des Einführers. Diese Prüfung erstreckt 1 
sich insbesondere darauf, ob der Einführer nach 
seiner Persönlichkeit die Gewähr bietet, daß er die 
Vorschriften des Atomgesetzes einhalten und Kern- 
brennstoffe nicht mißbräuchlich verwenden wird 
(vgl, hierzu auch die Erläuterungen zu § 7). über 
diese persönliche Zuverlässigkeit hinaus müssen 
aber auch objektive Anhaltspunkte gegeben sein, 
daß die einzuführenden Kernbrennstoffe unter Be- 
achtung der Vorschriften dieses Gesetzes und der 
zwischenstaatlichen Verpflichtungen der Bundesre- 
publik auf dem Gebiet der Kernenergie verwendet 
werden. Diese objektiven Voraussetzungen werden 
dann erfüllt sein, wenn der Einführer einen geneh- 
migten Reaktor betreibt oder eine Genehmigung 
zur Verwendung von Kernbrennstoffen nach § 9 
oder eine Genehmigung zur nichtstaatlichen Aufbe- 
wahrung von Kernbrennstoffen nach § 6 hat. Wenn 
dies nicht der Fall ist, wird geprüft werden müssen, 
ob der Einführer die Kernbrennstoffe für einen be- 
rechtigten inländischen Empfänger oder zum Zwecke 
einer genehmigten Ausfuhr einführen will. 

Zur Sicherung der Zwecke des Gesetzes kann die 
Einfuhrgenehmigung inhaltlich beschränkt und mit 
Auflagen verbunden werden (vgl. hierzu § 17). 

In Absatz 3 sind die Voraussetzungen der Aus- 
fuhr in gleicher Weise geregelt wie die Voraus- 
setzungen der Einfuhr. Außerdem soll sichergestellt 
sein, daß die auszuführenden Kernbrennstoffe nicht | 
zu Zwecken verwendet werden, durch welche die j 
Sicherheit der Bundesrepublik gefährdet werden 1 
könnte. 

Die Überwachung der Einfuhr und Ausfuhr wird 
dem Bundesminister der Finanzen oder den von 
ihm bestimmten Zolldienststellen bzw. dem Frei- 
hafenamt Hamburg ausdrücklich übertragen (§ 22 
Abs. 2), da das geltende Recht hierfür keine aus- 
reichende Grundlage bietet. Das Nähere über die 
Abfertigungsmodalitäten, insbesondere wo die Ge- 
nehmigungsurkunde vorzuzeigen ist, wird durch 
Verwaltungsvorschriften geregelt. 

Absatz 4 stellt klar, daß andere Rechtsvorschriften 
über die Einfuhr und Ausfuhr von den Vorschriften 
des Atomgesetzes nicht berührt werden. 

Durch Absatz 5 wird der Ein- oder Ausfuhr im 
Sinne dieses Gesetzes jede sonstige Verbringung in 
den Geltungsbereich oder aus dem Geltungsbereich 
des Gesetzes gleichgestellt. Das Verbringen von 
Kernbrennstoffen aus der Bundesrepublik nach 
Berlin (West) und aus Berlin (West) in die Bundes- 
republik ist keine Ein- und Ausfuhr im Sinne des 
§ 3. Ausgangs ort und Ziel der Verbringung liegen 
hier jedesmal innerhalb des Geltungsbereichs des 
Atomgesetzes. Es kommt für diesen Beförderungs- 
vorgang also nur eine Genehmigung nach § 4, aber 
nicht eine Genehmigung nach § 3 in Frage. 

Wegen etwaiger Ausnahmen für kleine Mengen 
von Kernbrennstoffen sei auf die Ausführungen zu 
§ 10 hingewiesen. 

Zu § 4 

Sowohl aus Gründen der Sicherheit wie auch der 
lückenlosen Kontrolle der in der Bundesrepublik 


befindlichen Kernbrennstoffe ist es erforderlich, 
auch die Beförderung von Kernbrennstoffen genau 
zu überwachen. 

Absatz 1 verlangt deshalb grundsätzlich für jeden 
einzelnen Beförderungsvorgang außerhalb eines ab- 
geschlossenen Geländes, auf dem Kernbrennstoffe 
staatlich verwahrt werden oder eine nach §§ 6, ? 
oder 9 genehmigte Tätigkeit ausgeübt wird, eine 
Genehmigung. Die Genehmigung kann inhaltlich 
beschränkt und mit Auflagen verbunden werden 
(vgl. hierzu § 17). Dadurch kann im Rahmen der 
Zweckbestimmung des Gesetzes auf einen geneh- 
migungspflichtigen Beförderungsvorgang im einzel- 
nen Einfluß genommen werden. Die Überwachung 
der Beförderung ist nicht Sache der Genehmigungs- 
behörde (vgl. hierzu die Ausführungen zu §§ 23 
und 24). 

Als Beförderungsmittel für Kernbrennstoffe kom- 
men die Eisenbahn, Kraftfahrzeuge, Luftfahrzeuge 
sowie See- und Binnenschiffe in Betracht. 

Die Genehmigungsvoraussetzungen sind in Absatz 2 
Nr. 1 bis 4 näher bezeichnet. Nummer 1 verlangt, 
wie es auch in § 3 vorgesehen ist, persönliche Zu- 
verlässigkeit des Beförderers. Wegen der Gefahren, 
die durch die beförderten Kernbrennstoffe ent- 
stehen können, ist es auch erforderlich, daß der 
Transportbegleiter zuverlässig ist und das Maß von 
Kenntnissen über den Umgang mit Kernbrennstof- 
fen hat, das ihn befähigt, bei Unfällen und in an- 
deren besonderen Situationen sachkundige Entschei- 
dungen zu treffen. Er muß weisungsbefugt sein, da- 
mit er diejenigen Maßnahmen durchsetzen kann, 
die er auf Grund seiner Fachkunde für erforderlich 
hält. Nummer 2 will die Einhaltung der für die Be- 
förderung von Kernbrennstoffen geltenden beson- 
deren Rechtsvorschriften sicherstellen (vgl. hierzu 
die Ausführungen zu Absatz 4). Soweit solche Vor- 
schriften fehlen, muß auf andere Weise sicher- 
gestellt sein, daß keine Schäden entstehen können. 
Die Genehmigungsbehörde (§ 23) kann durch inhalt- 
liche Beschränkungen der Genehmigung und durch 
Auflagen (§ 17) entsprechende Vorsorgemaßnahmen 
anordnen. Nummer 3 ist vor allem im Hinblick auf 
die weitgehende 'Haftung notwendig (vgl. §§ 25 ff). 
Art, Umfang und Höhe der zu treffenden Vorsorge 
werden von der Genehmigungsbehörde bestinunt 
(§ 13 Abs. 1 und 2). Das Ausmaß des in Nummer 4 
vorgesehenen Schutzes gegen Störmaßnahmen und 
sonstige Einwirkungen Dritter wird vom Einzelfall 
abhängen. Sowohl im Hinblick auf die gebotene 
Vorsorge gegen Schäden durch die Beförderung als 
auch auf die erforderliche Vorsorge für die Erfül- 
lung gesetzlicher Schadensersatzverpflichtungen 
und den Schutz gegen Störmaßnahmen können be- 
sondere Rechtsvorschriften ergehen (vgl. § 12 Abs. 1 
Nr. 1 und 6, § 13 Abs. 3). 

Absatz 3 regelt die Beförderung von Kernbrenn- 
stoffen mit der Eisenbahn. Die Eisenbahn erfüllt 
zwar schon durch ihre eigenen Sicherheitsvorschrif- 
ten weitestgehend die Voraussetzungen, die aus 
Sicherheitsgründen für die Erteilung einer Beför- 
derungsgenehmigung gegeben sein müssen (vgl. 
hierzu die Ausführungen zu Absatz 4); ihre Orga- 
nisation gewährleistet die Beachtung der für die 
Beförderung geltenden Rechtsvorschriften, Auch 
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bietet sie Gewähr für die Erfüllung der gesetzlichen 
Schadensersatzverpflichtungen. Ausreichender Schutz 
gegen Störmaßnahmen oder gegen unberechtigte 
Einwirkungen Dritter ist durch die bahnpolizeilichen 
Vorschriften und Organe gewährleistet. Dennoch ist 
es nicht angängig, die Eisenbahn von einer Geneh- 
migungspflicht überhaupt freizustellen. Der Entwurf 
sieht aber mit Rücksicht auf die besondere Lage bei 
der Beförderung von Kernbrennstoffen durch die 
Eisenbahn die Möglichkeit vor, einem Eisenbahn- 
unternehmer unter gewissen Voraussetzungen eine 
allgemeine Genehmigung auf längstens drei Jahre 
zu erteilen. 

Wie im Falle des § 3 muß die Genehmigung erteilt 
werden, wenn die Genehmigungsvoraussetzungen 
vorliegen. Eine Bedürfnisprüfung obliegt der Ge- 
nehmigungsbehörde nicht. Für geringe Mengen von 
Kernbrennstoffen bietet § 10 die Möglichkeit, Aus- 
nahmen von dem Erfordernis der Genehmigung 
durch Rechtsverordnung zuziilassen. 

Absatz 4 stellt klar, daß die für einzelne Verkehrs- 
träger erlassenen besonderen Rechtsvorschriften 
über die Beförderung gefährlicher Güter unberührt 
bleiben. So gelten für die Deutsche Bundesbahn be- 
sondere Vorschriften über die von der Beförderung 
ausgeschlossenen oder bedingungsweise zur Beför- 
derung zugelassenen Stoffe und Gegenstände (An- 
lage I zum Internationalen Übereinkommen über 
den Eisenbahnfrachtverkehr vom 25. Oktober 1952). 
Hier ist eine besondere Regelung für die Beförderung 
radioaktiver Stoffe vorgesehen. Der Seeverkehr hat 
sich der für den Eisenbahnverkehr bestehenden 
Regelung angeschlossen (vgl. Verordnung über die 
Beförderung gefährlicher Güter mit Seeschiffen vom 
12. Dezember 1955 — Bundesgesetzbl. II S. 945). Für 
den Straßenverkehr sind Verhandlungen über ein 
europäisches Abkommen über die Beförderung ge- 
fährlicher Güter auf der Straße im Gange, Nach dem 
Programm der Internationalen Atomenergie-Organi- 
sation in Wien soll die Organisation Richtlinien für 
den internationalen Transport radioaktiver Stoffe 
und radioaktiver Abfälle ausarbeiten (Nummer 97 
des Dokuments GC 1 — 1). Auch diese Arbeiten sind 
bereits im Gange. Die Zuständigkeit des Bundes- 
ministers für Verkehr, Rechtsvorschriften über die 
Beförderung gefährlicher Güter, z. B. auf Grund des 
Straßenverkehrsgesetzes, zu erlassen, wird durch 
das Atomgesetz nicht berührt. Jedoch wird der Bun- 
desminister für Verkehr Vorschriften über die Be- 
förderung gefährlicher Güter, soweit sie Kernbrenn- 
stoffe oder sonstige radioaktive Stoffe betreffen, 
künftig nur im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft 
erlassen. 

Zu § 5 

Wie schon bei § 4 ausgeführt, muß eine lückenlose 
Kontrollmöglichkcit über den Verbleib der in der 
Bundesrepublik befindlichen Kernbrennstoffe be- 
stehen. Für eine wirksame Überwachung des inner- 
deutschen Verkehrs mit Kernbrennstoffen ist es er- 
forderlich, aber auch genügend, daß grundsätzlich 
alle Kernbrennstoffe, die sich nicht in einem Reaktor 
oder einer sonstigen Anlage nach § 7 befinden oder 


die nicht auf Grund einer Genehmigung nach § 9 
verwendet oder gemäß § 4 befördert werden, staat- 
lich verwahrt oder unter staatlicher Aufsicht auf- 
bewahrt werden. Eine solche Lösung trägt allen 
Sicherheitserfordernissen genügend Rechnung und 
bietet den Vorteil, den Handelsverkehr mit Kern- 
brennstoffen nicht mehr als unbedingt erforderlich 
zu beschränken. Die Überführung des Eigentums an 
Kernbrennstoffen auf den Staat ist, soweit die 
Eigentumsverhältnisse nach dem Euratomvertrag 
nicht ohnehin anderweitig geregelt sind, nach dem 
deutschen Rechtssystem, das hinreichende Siche- 
rungsmaßnahmen gegenüber dem Privateigentum 
ermöglicht, nicht erforderlich. Wenn in manchen aus- 
ländischen Staaten, insbesondere in den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika, bisher kein Privateigen- 
tum an Kernbrennstoffen möglich war, so hatte dies 
in der geschichtlichen Entwicklung — namentlich in 
den Kriegsverhältnissen — und in einer beschränk- 
ten Eingriffsmöglichkeit der Staatshoheit in das 
Privateigentum seinen Grund. 

Bei der staatlichen Verwahrung wird es sich wegen 
der Ungleichartigkeit der zu verwahrenden Kern- 
brennstoffe stets um eine Sonderverwahrung han- 
deln, so daß das Eigentum an verwahrten Kernbrenn- 
stoffen unter Abtretung des Herausgabeanspruchs 
leicht übertragen werden kann. Es erscheint deshalb 
nicht erforderlich, besondere kaufmännische über- 
tragungsformen hierfür zu schaffen. 

Absatz 1 sieht als Grundsatz die staatliche Verwah- 
rung von Kernbrennstoffen vor. Um einen genügen- 
den Schutz zu gewährleisten, ist auch für die staat- 
liche Verwahrung von Kernbrennstoffen angeord- 
net, daß jede nach dem Stand von Wissenschaft und 
Technik gebotene Vorsorge gegen Schäden durch 
die Aufbewahrung von Kernbrennstoffen zu treffen 
und daß jeder erforderliche Schutz gegen Störmaß- 
nahmen oder sonstige Einwirkungen Dritter zu ge- 
währleisten ist. Einzelheiten hierüber können durch 
Rechtsverordnung geregelt werden (§ 12 Abs. 1 
Nr. 1 und 6). Als Verwahrungsstelle kommt nur eine 
Behörde in Betracht, die auch die technischen Vor- 
aussetzungen als Verwahrungsstelle solcher Stoffe 
aufweist. 

Außerhalb der staatlichen Verwahrung ist der un- 
mittelbare Besitz von Kernbrennstoffen nur in den 
Fällen des Absatzes 2 gestattet. Die staatliche Ver- 
wahrung kommt hiernach nicht für Kernbrennstoffe 
in Betracht, die unmittelbar in einer genehmigten 
Anlage (§ 7) oder sonst mit Genehmigung verwen- 
det werden (§ 9). Ferner greift die staatliche Ver- 
wahrung nicht Platz, wenn eine Genehmigung zur 
nichtstaatlichen Aufbewahrung erteilt ist (vgl. hier- 
zu die Ausführungen zu § 6) oder wenn die Kern- 
brennstoffe berechtigt befördert werden. Wenn 
diese Voraussetzungen nicht vorliegen, sind Kern- 
brennstoffe gemäß Absatz 3 unverzüglich an die 
Verwahrungsstelle abzuliefern. Diese Ablieferungs- 
pflicht wird durch die Strafsanktion des § 46 Abs. 1 
Nr. 6 wirkungsvoll verstärkt. 

Gegen die Ablieferungspflicht verstößt nicht nur 
derjenige, der die Kernbrennstoffe nicht abliefert 
und unberechtigt in seinem unmittelbaren Besitz 
behält, sondern auch derjenige, der Kernbrennstoffe 
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unberechtigt einem anderen überläßt. Nach Absatz 4 
entfällt die Ablieferungspflicht nur dann, wenn die 
Kernbrennstoffe einem nach § 4 berechtigten Be- 
förderer übergeben werden zum Zwecke einer ge- 
nehmigten Ausfuhr oder der Abgabe an einen nach 
Absatz 2 Nr. 1 oder 2 berechtigten Empfänger, also 
einem nach § 6 zur Aufbewahrung Berechtigten oder 
einem berechtigten Verwender. Diese Bestimmung 
will insbesondere verhindern, daß Kernbrennstoffe 
einem zugelassenen Beförderer nur zu dem Zwecke 
übergeben werden, dadurch das Verbringen in die 
staatliche Verwahrung zu umgehen. 

Absatz 5 gibt nur demjenigen einen Anspruch auf 
Herausgabe aus der staatlichen Verwahrung, der 
auf Grund einer Genehmigung nach §§ 6, 7 oder 9 
zum unmittelbaren Besitz von Kernbrennstoffen 
berechtigt ist. Damit wird nicht die Verfügungs- 
möglichkeit des Eigentümers über sein Eigentum 
an den Kernbrennstoffen, sondern lediglich sein 
Recht zum unmittelbaren Besitz eingeschränkt. Der 
Nachweis der Verfügungsberechtigung richtet sich 
nach allgemeinen Vorschriften. Die Verwahrungs- 
behörde hat jedoch in jedem Falle nachzuprüfen, ob 
derjenige, der Kernbrennstoffe herausverlangt, auf 
Grund einer Genehmigung nach §§ 6, 7 oder 9 zum 
unmittelbaren Besitz berechtigt ist. 

Zu § 6 

Die Vorschrift durchbricht in bedeutungsvoller 
Weise den Grundsatz der staatlichen Verwahrung, 
indem sie die Aufbewahrung von Kernbrennstoffen 
außerhalb der staatlichen Verwahrung zuläßt. Je- 
doch ist diese Aufbewahrung nur mit Genehmigung 
der Verwahrungsbehörde {§ 23) und unter deren 
Aufsicht zulässig. Im Gegensatz zu den Genehmi- 
gungen nach §§ 3 und 4 prüft hierbei die Verwah- 
rungsbehörde nach, ob ein Bedürfnis für eine Auf- 
bewahrung außerhalb der staatlichen Verwahrung 
besteht. Dies wird insbesondere der Fall sein, wenn 
der Inhaber einer Reaktoranlage (§ 7) oder der 
Inhaber eines Betriebes, in dem Kernbrennstoffe be- 
arbeitet, verarbeitet oder sonst verwendet werden 
(§ 9), Kernbrennstoffe in der Nähe des Reaktors 
oder der Verwendungsstelle aufbewahren will, um 
ständige Transporte von Kernbrennstoffen und 
Stockungen im Betriebsablauf zu vermeiden. In die- 
sen Fällen wäre es sogar denkbar, daß die für die 
Erteilung der Genehmigung nach §§ 7 oder 9 zu- 
ständigen Behörden aus Sicherheitsgründen die 
Auflage erteilen, eine eigene Aufbewahrungsstelle 
für Kernbrennstoffe einzurichten. Ein Bedürfnis für 
eine nichtstaatliche Aufbewahrung wird auch in an- 
deren Fällen gegeben sein können, jedoch wird es 
jeweils einer besonderen Prüfung bedürfen, ob 
außerhalb von Anlagen nach § 7 oder von Betrie- 
ben, in denen Kernbrennstoffe sonst verwendet 
werden (§ 9), ein Bedürfnis für die Aufbewahrung 
von Kernbrennstoffen besteht. Immer wird hierbei 
der Sicherheitsgedanke und der Gedanke einer 
wirksamen und lückenlosen Kontrolle im Vorder- 
grund stehen. 

Für die Erteilung einer Genehmigung zur nichtstaat- 
lichen Aufbewahrung ist außerdem, wie in den Fäl- 
len der §§ 3 und 4, Voraussetzung, daß der Antrag- 


steller und die für ihn verantwortlich tätigen Per- 
sonen zuverlässig sind und daß letztere das für die 
Aufbewahrung erforderliche Maß von Kenntnissen 
über den Umgang mit Kernbrennstoffen besitzen. 
Auch muß jede nach dem Stand von Wissenschaft 
und Technik gebotene Vorsorge gegen die mög- 
lichen Gefahren, welche von Kernbrennstoffen aus- 
gehen können, getroffen sein; hinzu kommt, daß 
jede erforderliche Vorsorge für die Erfüllung ge- 
setzlicher Schadensersatzverpflichtungen getroffen 
und jeder erforderliche Schutz gegen Störmaßnah- 
men oder sonstige Einwirkungen Dritter gewähr- 
leistet sein muß. Einzelheiten hierzu können durch 
Rechtsverordnung geregelt werden (§ 12 Abs. 1 
Nr. 1 und 6 und § 13 Abs. 3). Art, Umfang und Höhe 
der zu treffenden Vorsorge für die Erfüllung gesetz- 
licher Schadensersatzverpflichtungen bestimmt die 
Genehmigungsbehörde nach § 13 Abs. 1. Diese hat 
auch die Möglichkeit, die Genehmigung inhaltlich 
zu beschränken und durch Auflagen besondere Maß- 
nahmen im Rahmen der Zwecke des Gesetzes zu 
verlangen; sie kann ferner in Ausübung der staat- 
lichen Aufsicht Anordnungen treffen (§§ 17 und 19 
Abs. 3). 

Zu § 7 

Zu den Anlagen im Sinne des § 7 gehören: 

1. Chemische Fabriken, in denen Uran oder Uran- 
verbindungen so rein dargestellt werden, daß 
mit ihnen in Reaktorbetrieben Kernkettenreak- 
tionen aufrechterhalten werden können: 

In nur „chemisch- reinem" Uran sind noch so 
viele Verunreinigungen vorhanden, die als neu- 
tronen-absorbierende Substanzen wirken, daß es 
zu einer Kettenreaktion noch nicht kommt. Erst 
bei Entfernung aller neutronen-absorbierenden 
Stoffe kann der Reinheitsgrad, wie er oben be- 
schrieben ist, erreicht werden. Die Art der Ver- 
unreinigung bestimmt das zur Reindarstellung 
benutzte Verfahren, das Verfahren wiederum 
die Art der Anlage. 

2. Isotopen-Trennanlagen, in denen das Uran-Iso- 
top 235 im Isotopen-Gemisch des natürlichen 
Urans (99,3 v. H. Uran 238 und 0,7 v. H, Uran 
235) angereichert wird: 

Das Uran-Isotop 235 läßt sich von dem Uran-Iso- 
top 238 vorteilhaft nur in der gasförmigen Phase 
trennen. Das einzige Gas, das einer technischen 
Behandlung bei normalen Temperaturen zugäng- 
lich ist, ist das Uranhexafluorid (UF«). Es gibt 
mehrere Verfahren, um aus diesem Gas die 
leichteren Partikel, welche U 235 enthalten, von 
den schwereren, welche das U 238 enthalten, zu 
trennen. Am bekanntesten ist das Diffusionsver- 
fahren, welches eine Riesenanlage von mehreren 
qkm, die mit Diffusionskolonnen besetzt ist, er- 
fordert. Neuere Versuche lassen es aussichts- 
reich erscheinen, die Isotopentrennung mit Spe- 
zialzentrifugen oder mit der Abschälung aus 
einem Ultraschallstrahl vorzunehmen. 

3. Reaktoren, in denen Kernbrennstoffe gespalten 
oder Plutonium 239 oder Uran 233 erzeugt 
werden: 
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Unter Reaktoren versteht man Anlagen, in wel- j 
chen Kernbrennstoffe gespalten werden. Die da- 
bei freiwerdende Energie besteht aus der Bewe- 
gungsenergie (Wärme) der bei der Spaltung der 
Atomkerne entstehenden Teilchen und aus Ener- 
gie in Form von Strahlen (vgl. zu § 2). Der Be- 
trag der Kernenergie, der aus der Spaltung der 
Materie frei wird, ist millionenmal größer als 
die Wärme, die bei der chemischen Reaktion 
einer gleich schweren Materienmenge auftritt. 

4. Chemische Fabriken, in denen die in einem 
Reaktor der Bestrahlung ausgesetzten Kern- 
brennstoffe aufgearbeitet werden: 

Durch die Spaltung der Kernbrennstoffe werden 
in den Brennstoffelementen des Reaktors u. a. 
Stoffe erzeugt, die für den Reaktorbetrieb schäd- 
lich sind. Sie fangen Neutronen ab und hemmen 
damit die Kettenreaktion. Diese „Neutronengifte" 
werden deshalb nach einer gewissen Zeit aus 
den bestrahlten Kernbrennstoffen durch beson- 
dere chemische Behandlungsverfahren in spe- 
ziellen Werksanlagen entfernt. Die Spaltpro- 
produkte sind stark radioaktiv. Die Teile der 
Werksanlage, in der die Brennstoffelemente in 
Salpetersäure gelöst werden, müssen aus Spe- 
zialstählen vom V 2 A-Typ erstellt werden. Die 
Abtrennung des unverbrauchten Kernbrennstoffs 
von Spaltprodukten geschieht in einem kontinu- 
ierlichen Verfahren durch Extraktion mit orga- 
nischen Lösemitteln. Wegen der Aktivität der 
Spaltprodukte müssen die Löse- und Trennanla- 
gen strahlensicher gebaut und vollautomatisch 
betrieben werden. Die zurückgewonnenen Kern- 
brennstoffe werden — soweit sie nicht unmit- 
telbar als chemische Verbindungen dem Reaktor- 
betrieb wieder zugeführt werden — ■ metallur- 
gisch aufgearbeitet und für den erneuten Einsatz 
im Reaktorbetrieb bereitgestellt. 

Wegen der Gefährlichkeit und Bedeutung dieser 
Anlagen und der in ihnen verwendeten Kernbrenn- 
stoffe bedarf derjenige, der eine der genannten 
Anlagen errichtet, betreibt oder sonst innehat, einer 
besonderen Genehmigung. Die wesentliche Verän- 
derung einer bestehenden Anlage steht der Errich- 
tung einer Anlage gleich (Absatz 3). Erste Voraus- 
setzung für die Erteilung der Genehmigung ist die 
Zuverlässigkeit des Antragstellers und der für die 
Errichtung, Leitung und Beaufsichtigung des Betrie- 
bes der Anlage verantwortlichen Personen. An die 
Zuverlässigkeit müssen ganz besonders hohe Anfor- 
derungen gestellt werden. Der reibungslose Betrieb 
einer einschlägigen Anlage hängt in so hohem 
Maße von der strikten Einhaltung gesetzlicher Vor- 
schriften ab, daß Personen von diesen Anlagen 
unbedingt ferngehalten werden müssen, die nicht 
die Gewähr bieten, daß sie die zum Schutz der All- 
gemeinheit erlassenen Vorschriften unter allen Um- 
ständen einhalten werden. Als zuverlässig können 
auch nur Personen angesehen werden, die die Ge- 
währ bieten, daß sie die Anlage und die ihnen darin 
zugänglichen Stoffe nicht zu staatsfeindlichen 
Zwecken verwenden werden. | 

Eine weitere wichtige Voraussetzung ist die Fach- ; 
künde der für die Errichtung, Leitung und Beauf- | 


sichtigung der Anlage verantwortlichen Personen, 
an die gleichfalls hohe Anforderungen gestellt wer- 
den müssen. 

Wer eine Genehmigung beantragt, muß ferner 
nachweisen, daß jede nach dem Stand der Wissen- 
schaft und Technik gebotene Vorsorge dafür ge- 
troffen ist, daß durch die Errichtung und den Be- 
trieb der Anlage keine Schäden entstehen können. 
Praktisch wird dieser Nachweis damit eingeleitet 
werden, daß der Antragsteller die Pläne für die Er- 
richtung der Anlage mit einem umfangreichen Be- 
richt über die möglichen Gefahren sowie über die 
zur Abstellung dieser Gefahren beabsichtigten 
Sicherungsmaßnahmen vorlegt (Sicherheitsbericht). 
Die Genehmigungsbehörde hat sodann die Möglich- 
keit, die Vollständigkeit und Wirksamkeit der vor- 
gesehenen Sicherungsmaßnahmen zu prüfen oder 
prüfen zu lassen, insbesondere durch die beim Bun- 
desministerium für Atomkernenergie und Wasser- 
wirtschaft gebildete Reaktor-Sicherheitskommission, 
und, sofern erforderlich, eine Erweiterung der Si- 
cherungsmaßnahmen zu verlangen. Die Genehmi- 
gungsbehörde wird auf alle Fälle sicherstellen müs- 
sen, daß mit dem Betrieb der Anlage nicht begon- 
nen werden darf, bevor alle nach Sachlage erfor- 
derlichen Sicherungsvorkehrungen getroffen sind. 

Vor Erteilung einer Genehmigung muß ferner 
nachgewiesen werden, daß jede erforderliche Vor- 
sorge für die Erfüllung gesetzlicher Schadensersatz- 
verpflichtungen getroffen ist, d. h. die Vorsorge 
muß bereits getroffen sein. § 7 Abs. 2 Nr. 3 be- 
trifft nur die vom Antragsteller selbst zu treffende 
Vorsorge, an die sich gemäß § 37 eine Freistellungs- 
verpflichtung des Bundes bis zu 500 Millionen 
Deutsche Mark anschließt. Art, Umfang und Höhe 
der vom Antragsteller selbst zu treffenden Vor- 
sorge (Deckungsvorsorge) wird von der Genehmi- 
gungsbehörde im Genehmigungsverfahren, d. h. vor 
Erteilung der Genehmigung, nach § 13 Abs. 1 fest- 
gesetzt (vgl. im einzelnen hierzu die Erläuterungen 
zu §§ 13, 14, 15, 16 und 37). 

Die Bedeutung der in § 7 bezeichneten Anlagen 
verlangt ferner, daß sie gegen Störmaßnahmen und 
sonstige Einwirkungen Dritter geschützt werden. 
Soweit dieser Schutz nicht von der Polizei über- 
nommen werden muß, obliegt es dem Antragsteller, 
im Genehmigungsverfahren nachzuweisen, daß er 
die notwendigen Schutzvorkehrungen getroffen 
hat. 

Ohne daß der Genehmigungsbehörde die Ver- 
antwortung dafür abgenommen werden soll, daß 
die nach dem Stand von Wissenschaft und Technik 
zur Verhütung von Schäden gebotene und die für 
die Erfüllung gesetzlicher Schadensersatzverpflich- 
tungen erforderliche Vorsorge getroffen sowie jeder 
erforderliche Schutz gegen Störmaßnahmen oder 
sonstige Einwirkungen Dritter gewährleistet ist, 
können gemäß § 12 Abs. 1 Nr. 1 und 6 und § 13 
Abs. 3 durch Rechtsverordnung allgemeine Vor 
Schriften über derartige Vorsorge- und Schutzmaß- 
nahmen erlassen werden. 

§ 7 Abs. 2 stellt zwar strenge Anforderungen an 
denjenigen, der sich um eine Genehmigung bewirbt. 
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gewährleistet aber andererseits, daß die Genehmi- 
gung einem Antragsteller erteilt werden muß, wenn 
er diesen Anforderungen entspricht. Die Nummern 
1 bis 4 des § 7 Abs. 2 enthalten sogenannte unbe- 
stimmte Rechtsbegriffe, die einem Ermessen der 
Verwaltungsbehörde keinen Raum lassen. Die Ver- 
waltungsgerichte können vielmehr in vollem Um- 
fange nachprüfen, ob die Genehmigungsbehörde 
die gegebenen Tatsachen richtig unter die genann- 
ten Rechtsbegriffe subsumiert hat. 

In Absatz 4 ist festgelegt, daß die Genehmigungs- 
behörde alle Behörden des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden und der sonstigen Gebietskörperschaf- 
ten, deren Zuständigkeitsbereich berührt wird, im 
Genehmigungsverfahren zu beteiligen hat und daß 
das Genehmigungsverfahren im übrigen nach den 
bewährten Grundsätzen der §§ 17 bis 19 und 49 der 
Gewerbeordnung durch Rechtsverordnung näher 
geregelt wird. Der Wahrung der besonderen Inter- 
essenlage der Bundesbehörden dient die Bestim- 
mung, daß die Genehmigungsbehörde die Weisung 
des Bundesministers für Atomkernenergie und 
Wasserwirtschaft einzuholen hat, soweit zwischen 
ihr und einer beteiligten Bundesbehörde Meinungs- 
verschiedenheiten bestehen. 

Absatz 5 übernimmt die Regelung des § 26 der 
Gewerbeordnung mit der Maßgabe, daß an die 
Stelle des Wortes „benachbartes" das Wort „an- 
deres" gesetzt wird, um klarzustellen, daß auch die 
Fälle erfaßt werden sollen, in denen Atomanlagen 
auf entferntere Grundstücke einwirken. Einwir- 
kungen, die von einer genehmigten Anlage auf ein 
anderes Grundstück ausgehen, können nicht zur 
Grundlage eines zivilrechtlichen Anspruchs auf 
Einstellung des Betriebes der Anlage gemacht wer- 
den. Der Eigentümer oder Besitzer des anderen 
Grundstücks kann vielmehr nur die Herstellung von 
Einrichtungen verlangen, welche die benachteili- 
gende Einwirkung ausschließen, oder, soweit solche 
Einrichtungen untunlich oder mit dem Betrieb der 
Anlage unvereinbar sind, Schadloshaltung verlan- 
gen. Wegen der Begründung der Notwendigkeit 
einer solchen Regelung darf auf die Erläuterungen 
zu § 26 der Gewerbeordnung in Rechtsprechung und 
Schrifttum verwiesen werden. Erwähnt sei noch, 
daß der Eigentümer oder Besitzer des anderen 
Grundstücks jederzeit die Möglichkeit hat, ein Ein- 
schreiten der zuständigen Behörden nach §§ 17 und 
19 anzuregen und daß der Anspruch auf Schadlos- 
haltung außerhalb der in §§ 25 ff. geregelten Haf- 
tungsansprüche steht und auch nicht den Haftungs- 
höchstgrenzen des § 31 unterliegt. 

Zu § 8 

§ 8 Abs. 1 stellt klar, daß Anlagen, die einer 
Genehmigung nach § 7 bedürfen, nicht noch beson- 
ders nach §§ 16 ff. der Gewerbeordnung genehmigt 
werden müssen. Die wichtigsten einschlägigen An- 
lagen, nämlich die Reaktoren, fallen ohnehin nicht 
unter die nach § 16 der Gewerbeordnung geneh- 
migungspflichtigen Anlagen. Auch bei den anderen 
Anlagen, die unter Umständen von § 16 Abs. 2 der 
Gewerbeordnung erfaßt werden könnten, z. B. An- 
lagen zur Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe, 


ist ein besonderes Genehmigungsverfahren nach 
§§ 16 ff. der Gewerbeordnung nicht veranlaßt. § 16 
der Gewerbeordnung betrifft Anlagen, „welche 
durch die örtliche Lage oder die Beschaffenheit der 
Betriebsstätte für die Besitzer oder Bewohner der 
benachbarten Grundstücke oder für das Publikum 
überhaupt erhebliche Nachteile, Gefahren oder Be- 
lästigungen herbeiführen können". Die nach § 16 ff. 
vorgeschriebene Prüfung hat zum Ziel, im Geneh- 
migungsverfahren die Interessen der Allgemeinheit 
und die Interessen desjenigen, der die Anlage be- 
treiben will, nach gerechten Maßstäben abzuwägen. 
Dieselbe Prüfung ist in verstärktem Maße und unter 
besonderer Betonung des Zieles, daß niemand durch 
den Betrieb einer Anlage Schaden erleiden soll, in 
§ 7 des Atomgesetzes vorgesehen. § 7 legt neben 
der Zuverlässigkeit des Antragstellers und der für 
die Errichtung, Leitung und Beaufsichtigung des Be- 
triebes der Anlage verantwortlichen Personen und 
deren Fachkunde als weitere Voraussetzung für die 
Erteilung der Genehmigung fest, daß jede nach dem 
Stand von Wissenschaft und Technik gebotene Vor- 
sorge gegen Schäden durch die Errichtung und den 
Betrieb der Anlage und jede erforderliche Vorsorge 
für die Erfüllung gesetzlicher Schadensersatzver- 
pflichtungen getroffen ist. Bei Anwendung und Aus- 
legung des § 7 ist außerdem zu beachten, daß § 1 
den Schutz von Leben, Gesundheit und Sachgütern 
vor den Gefahren der Kernenergie zu einem Haupt- 
zweck des Gesetzes erklärt. Neben diesen weiter- 
gehenden Vorschriften des Atomgesetzes, die die 
Beachtung der im Verfahren nach §§ 16 ff. der Ge- 
werbeordnung zu wahrenden Gesichtspunkte ein- 
schließen, ist eine weitere Prüfung nach §§ 16 ff. der 
Gewerbeordnung nicht erforderlich. 

Die nach sonstigen Rechtsvorschriften erforder- 
liche Prüfung erübrigt sich hingegen nicht. Im Inter- 
esse der Wirtschaftlichkeit und Beschleunigung des 
Verfahrens ist jedoch eine Zusammenfassung der 
in Frage kommenden Genehmigungen vorgesehen 
(vgl. § 7 Abs. 4 Satz 3). 

Absatz 1 erklärt neben den Vorschriften der Ge- 
werbeordnung über genehmigungspflichtige Anla- 
gen auch Vorschriften über die Untersagung der 
ferneren Benutzung gewerblicher Anlagen für un- 
anwendbar. Wegen der Eigenart der hier einschlä- 
gigen Anlagen war gegenüber der Regelung in § 51 
der Gewerbeordnung die in § 18 enthaltene Son- 
derregelung erforderlich. 

§ 8 Abs. 2 ermächtigt die nach dem Atomgesetz 
zuständige Genehmigungsbehörde, für Anlagen 
nach § 24 der Gewerbeordnung (überwachungsbe- 
dürftige Anlagen), die in genehmigungspflichtigen 
Anlagen im Sinne des § 7 des Atomgesetzes Ver- 
wendung finden, im Einzelfall Ausnahmen von den 
auf Grund des § 24 der Gewerbeordnung ergan- 
genen Rechtsvorschriften zuzulassen, soweit dies 
durch die besondere technische Eigenart dieser An- 
lagen nach § 7 bedingt ist. Die Bedeutung dieser Be- 
stimmung liegt darin, daß die Vorschriften über 
Dampfkesselanlagen, Druckbehälter, Aufzugsanla- 
gen usw. normalerweise nicht auf eine Verwendung 
in Atomanlagen zugeschnitten werden können, ins- 
besondere nicht auf eine Verwendung innerhalb des 
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Strahlungsbereiches radioaktiver Stoffe in diesen 
Anlagen. Soweit z. B. eine Aufzugsanlage innerhalb 
dieses Bereiches verwendet wird, wird die Geneh- 
migungsbehörde diese Anlage von den Vorschriften 
zu § 24 der Gewerbeordnung ausnehmen und die 
notwendige Sonderregelung treffen. Befindet sich 
dagegen die Aufzugsanlage außerhalb des Strah- 
lungsbereiches, so wird kein Bedürfnis für eine 
solche Ausnahme vorliegen. 

Zu § 9 

Nach § 9 bedarf einer Genehmigung, wer Kern- 
brennstoffe außerhalb von Anlagen des § 7 bearbei- 
tet, verarbeitet oder sonst verwendet. Der Haupt- 
anwendungsfall des § 9 ist die mechanische, me- 
tallurgische oder chemische Behandlung von Kern- 
brennstoffen außerhalb von Anlagen des § 7 mit 
dem Ziele, sie für die Verwendung in einem Reak- 
tor geeignet zu machen. Im Gegensatz zu § 7 bedarf 
hier nicht die ganze Anlage einer Genehmigung, 
sondern nur der Bearbeitungs-, Verarbeitungs- oder 
Verwendungsprozeß als solcher. Dies hat folgenden 
Grund: Während die Erzeugung, Spaltung und Auf- 
arbeitung von Kernbrennstoffen in der Regel Spe- 
zialanlagen erfordern (§ 7), können die in § 9 ge- 
nannten Bearbeitungs- und Verarbeitungsprozesse 
auch in solchen Anlagen durchgeführt werden, die 
in der Hauptsache chemischen, mechanischen oder 
metallurgischen Fertigungsprozessen dienen, welche 
mit der Gewinnung der Atomenergie nicht in Zu- 
sammenhang stehen. 

Da die Genehmigung nach § 9 nur den Bearbei- 
tungs-, Verarbeitungs- oder sonstigen Verwen- 
dungsvorgang als solchen betrifft, kann sie anders 
als die Genehmigung nach § 7 eine etwa erforder- 
liche Genehmigung der Anlage nach §§ 16 ff. der 
Gewerbeordnung nicht ersetzen (vgl. Erläuterungen 
zu § 8). 

Die Voraussetzungen der Genehmigung entsprechen 
im wesentlichen den Voraussetzungen einer Geneh- 
migung nach § 7. Auf die Erläuterungen zu § 7 wird 
insoweit Bezug genommen. 

Zu § 10 

§ 10 hat zum Ziele, zur Erleichterung der wissen- 
schaftlichen Forschung und Lehre die in §§ 3 bis 7 
und 9 vorgesehenen Genehmigungsvorbehalte auf- 
zulockern, soweit sich bei der späteren Ausführung 
des Gesetzes ergibt, daß für unbedeutendere Vor- 
gänge eine besondere Genehmigung nach §§ 3 bis 
7 und 9 nicht erforderlich ist. § 10 enthält deshalb 
die Ermächtigung, durch Rechtsverordnung Aus- 
nahmen von dem Erfordernis einer Genehmigung 
nach §§ 3 bis 7 und 9 zuzulassen. DiefSe Ermäch- 
tigung ist wie folgt eingeengt: Eine Ausnahme von 
der in §§ 3 bis 7 und 9 vorgeschriebenen Geneh- 
migungspflicht kann nur zugelassen werden, soweit 
es sich um geringe Mengen von Kernbrennstoffen 
oder um Anlagen handelt, durch die der Schutz von 
Leben, Gesundheit und Sachgütern vor den Gefah- 
ren der Kernenergie und die innere und äußere 
Sicherheit der Bundesrepublik nicht gefährdet wer- 
den können. Weitere Voraussetzung ist, daß die 
Kernbrennstoffe und Anlagen in Forschungsinsti- 


tuten und Lehranstalten benutzt werden. Zu diesen 
Anlagen gehören unter anderem auch solche, die 
Kernbrennstoffe nur in ganz geringen Mengen her- 
stellen oder spalten können, wie Beschleunigungs- 
anlagen, z. B. Synchrozyklotrone. 

Zu §§ 11 und 12 

Nachdem in immer größerem Maße in der Technik, 
in der Medizin und in der Forschung radioaktive 
Stoffe und ionisierende Strahlen verwendet werden, 
ist es zum Schutz der Beschäftigten und der Be- 
völkerung erforderlich, den Umgang mit diesen 
Stoffen zu überwachen und Schutzvorschriften zu 
schaffen. Hierbei muß der raschen Entwicklung der 
wissenschaftlichen Erkenntnisse auf dem Gebiet des 
Strahlenschutzes durch Beweglichkeit in der Aus- 
gestaltung der Rechtsvorschriften Rechnung getragen 
werden können. In §§ 11 und 12 ist deshalb die Er- 
mächtigung enthalten, den Strahlenschutz durch 
Rechts Verordnung zu regeln. Die besonderen Vor- 
schriften des vorliegenden Gesetzes für Kernbrenn- 
stoffe und für Anlagen im Sinne des § 7 gehen den 
in der Rechtsverordnung enthaltenen Vorschriften 
vor. Soweit aber im Gesetz selbst für Kernbrenn- 
stoffe und für Anlagen im Sinne des § 7 eine be- 
sondere Regelung nicht getroffen ist, sollen hierfür 
die Vorschriften der Rechtsverordnung als Mindest- 
normen gelten. 

In der zu erlassenden Rechts Verordnung werden je 
nach dem Erfordernis des Schutzes und der Über- 
wachung bestimmte Betätigungen von einer Geneh- 
migung abhängig zu machen sein. Eine Genehmi- 
gung beim Umgang mit gewissen Anlagen, Geräten 
und Vorrichtungen wird entbehrlich sein, v/enn 
diese nach einer Bauartprüfung allgemein zugelas- 
sen sind. Schließlich wird es bei manchen Betätigun- 
gen ausreichend sein, eine Anzeigepflicht zu be- 
gründen. 

§ 11 Abs. 1 bestimmt Inhalt, Zweck und Ausmaß der 
Ermächtigung (Artikel 80 Abs. 1 Satz 2 des Grund- 
gesetzes) in folgender Weise: 

1. Jeder Umgang und Verkehr mit radioaktiven 
Stoffen sowie die Beförderung und die Ein- und 
Ausfuhr solcher Stoffe kann von einer Genehmi- 
gung oder Anzeige abhängig gemacht werden. 
Um zu gewährleisten, daß diese gefährlichen 
Stoffe nicht in die Hand Einberufener kommen 
und daß die zuständigen Behörden einen Über- 
blick über den Verbleib dieser Stoffe erhalten, 
werden die auf Grund dieser Ermächtigung zu 
erlassenden Vorschriften sicherstellen müssen, 
daß diejenigen Tätigkeiten, bei denen dies aus 
überwachungs- und Schutzgründen notwendig 
ist, einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht 
unterworfen werden. 

2. Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur 
Erzeugung ionisierender Strahlen können eben- 
falls von einer Genehmigung oder Anzeige ab- 
hängig gemacht werden. Zu denken ist hier vor 
allem an die Errichtung und den Betrieb von 
Teilchenbeschleunigern. 

3. Anlagen, Geräte und Vorrichtungen, die radio- 
aktive Stoffe enthalten oder ionisierende Strah- 
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len erzeugen, können allgemein zugelassen wer- 
den, nachdem sie einer Bauartprüfung durch eine 
in der Rechtsverordnung zu bezeichnende Stelle 
unterzogen wurden. Im Hinblick darauf, daß 
neuerdings die Industrie Geräte entwickelt hat, 
in denen radioaktive Stoffe für verschiedene 
Verwendungszwecke, insbesondere zu Meß- 
zwecken, eingebaut sind, und im Hinblick dar- 
auf, daß diese Geräte so konstruiert werden kön- 
nen, daß die von ihnen beim besfimmungsmäßi- 
gen Umgang herrührende Strahlung die für die 
Allgemeinheit zulässige Strahlendosis nicht über- 
schreitet, ist es zweckmäßig, an Stelle der sonst 
erforderlichen Einzelgenehmigung die Möglich- 
keit einer allgemeinen Zulassung für solche Ge- 
räte vorzusehen. Voraussetzung muß allerdings 
sein, daß diese Geräte vor der Zulassung in ihrer 
Bauart geprüft worden sind. Hier ist insbeson- 
dere an Dickenmeßgeräte zu denken, die schon 
heute in beachtlichem Umfang zur Messung dün- 
ner Folien, z. B. in der Papierindustrie, Verwen- 
dung finden. 

§11 Abs. 2 schafft die Möglichkeit, in der Rechts- 
verordnung die im einzelnen erforderlichen persön- 
lichen und sachlichen Voraussetzungen für die Er- 
teilung von Genehmigungen und allgemeinen Zu- 
lassungen im Rahmen der Zweckbestimmung des 
Gesetzes festzulegen. Darüber hinaus können Ge- 
nehmigungen und allgemeine Zulassungen gemäß 
§17 inhaltlich beschränkt oder von vornherein oder 
nachträglich mit Auflagen verbunden, befristet und 
gegebenenfalls widerrufen werden. 

Bei der Ausführung des Gesefzes und der hierauf 
beruhenden Rechtsverordnungen wird es sich zur 
Erreichung der in § 1 bezeichneten Zwecke als not- 
wendig erweisen, daß bestimmte allgemeine Vor- 
schriften vorliegen, welche Vorsorge- und Uber- 
wachungsmaßnahmen zum Schutz der Beschäftigten, 
Dritter und der Allgemeinheit zu treffen sind, wie 
auf den Verbleib von radioaktiven Stoffen Einfluß 
genommen werden kann und wie dieser zu kon- 
trollieren ist, ferner, welche Vorkehrungen zum 
Schutz von radioaktiven Stoffen und von Anlagen 
zu treffen sind. 

§ 12 Abs. 1 enthält deshalb folgende Ermächtigun- 
gen zum Erlaß von Schutz Vorschriften: 

1. Es kann vorgeschrieben werden, welche Vor- 
sorge und Überwachungsmaßnahmen zum Schutz 
der Beschäftigten, Dritter und der Allgemeinheit 
beim Umgang und Verkehr mit Kernbrennstoffen 
und sonstigen radioaktiven Stoffen, bei der Er- 
richtung und beim Betrieb von Anlagen der in 
§§ 7 und 11 Abs. 1 Nr. 2 bezeichneten Art, beim 
Umgang mit Anlagen, Geräten und Vorrichtun- 
gen der in § 11 Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten Art so- | 
wie bei der Beförderung dieser Stoffe, Anlagen, | 
Geräte und Vorrichtungen zu treffen sind. Diese 
Maßnahmen werden einen weiten Rahmen ha- 
ben; es kann sich beispielsweise darum handeln, 
bauliche Vorkehrungen zu treffen, Geräte und 
Schutzausrüstungen für Personen bereitzustel- 
len, Beschäftigungsverbote und Beschäftigungs- 
beschränkungen für gewisse Fälle festzusetzen 
und Arbeitsvorgänge in gewisser Weise zu 


regeln. Ebenso können auch Maßnahmen zur 
Vorsorge für die Erfüllung gesetzlicher Schadens- 
ersatzverpflichtungen vorgeschrieben werden. Für 
die Beförderung von radioaktiven Stoffen gilt 
entsprechend, was in der Begründung zu § 4 
über die besondere Geltung verkehrsrechtlicher 
Vorschriften ausgeführt ist. 

2. Es kann vorgeschrieben werden, welche Vor- 
sorge dafür zu treffen ist, daß bestimmte Strah- 
lendosen und bestimmte Konzentrationen radio- 
aktiver Stoffe in Luft und Wasser nicht über- 
schritten werden. Hier wird es sich vor allem 
darum handeln, sicherzustellen, daß Luft und 
Wasser, die aus Bereichen, in denen üblicher- 
weise ein genehmigungspflichtiger Umgang mit 
radioaktiven Stoffen stattfindet (Kontrollbe- 
reiche) herausgelangen, eine bestimmte Konzen- 
tration radioaktiver Stoffe nicht überschreiten, 
z. B. bei der Einleitung von Wasser in Abwas- 
serkanäle und Wasserläufe, 

3. Es kann ferner bestimmt werden, daß und in 
welchem Umfang Personen, die sich in sfrah- 
lengefährdeten Bereichen aufhalten oder aufge- 
halten haben, verpflichtet sind, sich Messungen 
zur Bestimmung der Strahlendosen an ihrem 
Körper, ärztlichen Untersuchungen und Hetilver- 
fahren zu unterziehen, und daß diese Unter- 
suchungen durch besonders ermächtigte Ärzte 
vorzunehmen sind. 

Der Begriff Strahlendosis wurde zur Beurteilung 
der Strahleneinwirkung von außen eingeführt. 
Die Messung der Strahlen ein Wirkung auf den 
Körper ist für den Schutz der Beschäftigten von 
wesentlicher Bedeutung. Das gleiche gilt für die 
ärztliche Untersuchung. Um Strahlenschäden 
schon frühzeitig erkennen zu können, ist es er- 
forderlich, die Beschäftigten regelmäßig zu un- 
tersuchen. Schon der Beginn der Beschäftigung 
wird von einer ärzflichen Untersuchung abhängig 
zu machen sein. Die Ermächtigung, Heilverfah- 
ren anzuordnen, dient dem Interesse des Er- 
krankten und der Allgemeinheit. Ganz allge- 
mein gilt der Grundsatz, die Strahleneiinwirkung 
auf Menschen so gering wie möglich zu halten 
und die Dauer des Umgangs mit radioaktiven 
Stoffen nicht länger zu wählen, als zur Errei- 
chung des beabsichtigten Zwecks unbedingt er- 
forderlich ist. 

Die auf Grund der Ermächtigung in Nummer 3 
ergehenden Vorschriften können die Beschäftig- 
ten unmittelbar verpflichten. 

4. Des weiteren kann durch Rechtsverordnung vor- 
geschrieben werden, daß und in welcher Weise 
über den Verbleib von Ausgangsstoffen, Kern- 
brennstoffen und sonstigen radioaktiven Stoffen 
und über Messungen von Dosis und Dosislei- 
stungen ionisierender Strahlen Buch zu führen 
ist und Meldungen zu erstatten sind. Diese Er- 
mächtigungsvorschrift ist Glied des strengen 
Kontrollsystems, das zur Verhinderung von 
Schäden durch Kernenergie notwendig ist. Sie 
will die Möglichkeit geben, durch Rechtsverord- 
nung Vorschriften zu erlassen, die es den zu- 
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ständigen Behörden erlauben, sich jederzeit 
einen genauen Überblick über die vorhandenen 
Ausgangsstoffe, Kernbrennstoffe und sonstigen 
radioaktiven Stoffe zu verschaffen. Ein solcher 
Überblick kann auch aus Gründen internatio- 
naler Zusammenarbeit erforderlich werden. Die 
mögliche Buchführungs- und Meldepflicht kann 
Ausgangsstoffe im Sinne des § 2 Nr. 2 erfassen, 
auch soweit diese im übrigen unter die Berg- 
gesetze der Länder fallen. Der Begriff Dosis- 
leistung bezeichnet das Verhältnis der Strah- 
leneinwirkung (Menge) zur Einwirkungsdauer. 
Vor allem im Interesse der Beschäftigten wird 
es sich als notwendig erweisen, über Messungen 
von Dosis (Strahleneinwirkung) und Dosislei- 
stungen Buch zu führen und Meldungen zu er- 
statten. Die Aufsichtsbehörde hat nach § 19 das 
Recht, sich von der Richtigkeit der Messungen, 
der Buchführung und der Meldungen zu über- 
zeugen. 

5. Weiter kann bestimmt werden, daß und auf 
welche Weise nicht mehr verwendete radio- 
aktive Stoffe aufzubewahren, abzuliefern, zu be- 
seitigen oder behördlich sicherzustellen sind. 
Für den Schutz Dritter ist die Behandlung nicht 
mehr verwendeter radioaktiver Stoffe von be- 
sonderer Bedeutung. Es muß vor allem dafür 
Sorge getragen werden, daß durch solche Stoffe 
nicht andere Stoffe in Gefahr bringender Weise 
„verunreinigt" werden. Da die Beseitigung radio- 
aktiver Stoffe ein besonders schwieriges Problem 
ist und die ordnungsmäßige Beseitigimg den 
einzelnen Besitzern radioaktiver Stoffe voraus- 
sichtlich gar nicht möglich sein wird, wird durch 
die Rechtsverordnung vor allen Dingen ein ein- 
heitliches Beseitigungsverfahren vorzuschreiben 
sein, von dom alle Genehmigungsinhaber Ge- 
brauch machen müssen. 

6. Außerdem kann bestimmt werden, auf welche 
Weise der Schutz von Kernbrennstoffen und 
sonstigen radioaktiven Stoffen sowie von An- 
lagen zur Erzeugung und Spaltung von Kern- 
brennstoffen oder zur Aufarbeitung von be- 
strahlten Kernbrennstoffen, ferner von Anlagen 
zur Erzeugung ionisierender Strahlen gegen 
Störmaßnahmen und sonstige Einwirkungen 
Dritter zu gewährleisten ist. Die Kernbrenn- 
stoffe und die genannten Anlagen bedürfen we- 
gen ihrer außerordentlichen Gefährlichkeit eines 
besonderen Schutzes. Es wird sich als notwen- 
dig erweisen, daß bestimmte allgemeine Vor- 
schriften darüber vorliegen, welche Vorkehrun- 
gen zum Schutz dieser Stoffe und Anlagen gegen 
Sabotageakte verlangt werden müssen. Unter 
Einwirkungen Dritter im Sinne dieser Vorschrift 
sind alle unbefugten Einwirkungen zu verstehen. 

Bei Anlagen, Geräten und Vorrichtungen, die 
allgemein zugelassen werden können (§ 11 

Abs. 1 Nr. 3), wird kein Bedürfnis für besondere 
Schutzvorkehrungen bestehen, da eine allge- 
meine Zulassung nur bei weniger gefährlichen 
Anlagen und Stoffen in Betracht kommen wird. 

7. Endlich kann bestimmt werden, daß die Auf- 
sichtsbehörde Verfügungen zur Durchführung 


der auf Grund der Nummern 1 bis 6 ergangenen 
Rechtsvorschriften erlassen kann. Diese Ermäch- 
tigungsvorschrift trägt der Tatsache Rechnung, 
daß in den Rechtsverordnungen nach den Num- 
mern 1 bis 6 zum großen Teil nur bestimmte 
allgemeine Vorschriften enthalten sein können, 
und werden, die der Ausfüllung durch die Auf- 
sichtsbehörde zugänglich sind. Bei den in Num- 
mer 7 genannten Verfügungen handelt es sich 
also um Verfügungen zur Ausfüllung von Ge- 
neralklauseln. 

In § 12 Abs. 2 ist im Hinblick auf Artikel 19 Abs. 1 
Satz 2 des Grundgesetzes die Einschränkung des 
Grundrechts der körperlichen Unversehrtheit (Ar- 
tikel 2 Abs. 2 des Grundgesetzes) für die Fälle des 
§ 12 Abs. 1 Nr. 3 (Messung der Strahlendosen, ärzt- 
liche Untersuchungen, Heilverfahren) ausdrücklich 
genannt. 


Zu § 13 

§ 13 enthält nähere Vorschriften über die Vorsorge 
für die Erfüllung gesetzlicher Schadensersatzver- 
pflichtungen (Deckungsvorsorge). 


Absatz 1 schreibt vor, daß Art, Umfang und Höhe 
der Deckungsvorsorge zunächst im Genehmigungs- 
verfahren festgesetzt und sodann im Abstand von 
zwei Jahren sowie bei erheblicher Änderung der 
Verhältnisse mit dem Ziel der Neufestsetzung 
überprüft werden. Die erste Festsetzung ist im Ge- 
nehmigungsverfahren, d. h. regelmäßig vor der Er- 
teilung der Genehmigung erforderlich; denn die 
Erteilung der Genehmigung selbst hängt davon ab, 
daß die Vorsorge bereits getroffen und nachgewie- 
sen ist (vgl. § 4 Abs. 2 Nr. 3, § 6 Abs. 2 Nr. 3, § 7 
Abs. 2 Nr. 3, § 9 Abs. 2 Nr. 3). Eine spätere Neu- 
festsetzung kann sich insbesondere als notwendig 
erweisen, wenn sich zeigt, daß sich das Risiko ver- 
ändert hat oder daß es bei der ersten Festsetzung 
zu gering oder zu hoch bewertet wurde oder wenn 
sich die Möglichkeit verbessert, für das Risiko zu 
angemessenen Prämiensätzen Versicherungsschutz 
zu erlangen. 


I § 13 gilt für alle Genehmigungsverfahren auf Grund 
' des Atomgesetzes und der hierauf beruhenden 
I Rechtsverordnungen. Es erscheint jedoch, auch ab- 
I gesehen von der in Absatz 4 für den Bund — aus- 
I genommen die Deutsche Bundesbahn — und die 
Länder getroffenen Sonderregelung, möglich, daß 
I in besonderen Fällen nach näherer Maßgabe der zu 
Absatz 3 ergehenden Rechtsverordnung von der 
, Festsetzung einer Deckungsvorsorge abgesehen 
j wird. 

I Für die Festsetzung sind die Genehmigungsbehör- 
I den zuständig. Da die Festsetzung, insbesondere bei 
I größeren Anlagen, erhebliche wirtschaftliche Bedeu- 
tung hat (Einheitlichkeit der Wettbewerbsbedingun- 
gen) und da bei Anlagen und Tätigkeiten, für die 
eine Gefährdungshaftung nach § 25 in Betracht 
kommt, von der festzusetzenden Deckungsvorsorge 
auch der Umfang der Freistellungsverpflichtung 
des Bundes abhängt (vgl. § 37), muß der Bund auf 
die Festsetzung entscheidenden Einfluß haben. Die 
entsprechenden Befugnisse werden dem Bund auf 
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Grund der vorgesehenen Bundesauftragsverwaltung ! 
zustehen (vgl. § 24 sowie Artikel 85 des Grundge- ^ 
setzes). 

Absatz 2 enthält Vorschriften über die Höhe der 
Deckungsvorsorge. Hierbei sind Unterscheidungen 
notwendig. Nummer 1 befaßt sich mit der Dek- | 
kungsvorsorge bei Anlagen und Tätigkeiten, bei 
denen eine Haftung nach § 25 und demgemäß eine 
Freistellungsverpflichtung des Bundes nach § 37 in 
Betracht kommt. Hier braucht die Deckungsvor- 
sorge infolge der auf sie aufgestockten Freistellungs- 
Verpflichtung des Bundes nicht alle Schäden zu 
decken. Nummer 1 ordnet deshalb an, daß die Dek- 
kungsvorsorge in einem angemessenen Verhältnis 
zur Gefährlichkeit der Anlage stehen muß und daß 
sie im Regelfall nicht unter dem Höchstmaß des 
Versicherungsschutzes Zurückbleiben soll, der auf 
dem Versicherungsmarkt zu zumutbaren und zu 
dem wirtschaftlichen oder sonstigen Interesse an 
dem Betrieb einer derartigen Anlage oder an der 
Ausübung einer derartigen Tätigkeit in angemes- 
senem Verhältnis stehenden Aufwendungen erhält- 
lich ist. Nummer 2 befaßt sich mit den übrigen Fäl- | 
len einer genehmigungspflichtigen Tätigkeit. Da der 
Gesetzentwurf für diese Fälle eine Freistellungs- 
verpflichtung des Bundes nicht vorsieht, wird in 
der Regel ausschließlich die Deckungsvorsorge zur 
Befriedigung der Geschädigten zur Verfügung ste- 
hen. Es ist deshalb notwendig, daß die Vorsorge in 
diesen Fällen so hoch bemessen wird, daß' aus ihr ; 
später alle Schäden beglichen werden können. Ob- 
wohl also die Deckungsvorsorge hier den gesamten 
Risikobereich allein erfassen muß, bestehen keine 
Bedenken gegen ihre Realisierbarkeit auf dem Ver- ! 
sicherungsmarkt; denn diejenigen Risiken, deren 
Abdeckung Schwierigkeiten bereiten würde, sind | 
in Nummer 1 enthalten. 

Absatz 3 enthält im Rahmen der durch Absatz 2 und 
durch die Zweckbestimmung des Gesetzes gezo- 
genen Grenzen eine Ermächtigung, nähere Vor- 
schriften darüber zu erlassen, welche Maßnahmen 
zur Vorsorge für die Erfüllung gesetzlicher Scha- 
densersatzverpflichtungen erforderlich sind. Diese 
Ermächtigung ist notwendig, weil die vielen Einzel- 
heiten über Art, Umfang und Höhe der Deckungs- 
vorsorge nicht im Gesetz, sondern nur in einer 
variablen und den sich ändernden Verhältnissen 
rasch angleichbaren Rechtsverordnung geregelt 
werden können. 

Absatz 4 enthält Sonderregelungen für den Bund 
und die Länder. Um klarzustellen, daß auch die | 
Deutsche Bundesbahn Deckungsvorsorge zu treffen 
hat, wurde sie ausdrücklich von der Sonderregelung 
des Absatzes 4 ausgenommen. Bei der Beförderung 
von Kernbrennstoffen oder sonstigen radioaktiven 
Stoffen gilt § 36. Bund und Länder decken ihre 
Haftpflichtrisiken in der Regel nach dem Prinzip 
der Selbstversicherung. Wegen ihrer Finanzkraft ist 
es nicht notwendig, daß sie eine besondere Vor- 
sorge für die Erfüllung ihrer gesetzlichen Schadens- 
ersatzverpflichtungen treffen. Die Befreiung von der 
Pflicht zur Deckungsvorsorge ist auch wirtschaftlich 
unbedenklich; sie wird nicht zu Versdiiebungen 
der Wettbewerbsverhältnisse zwischen Unterneh- 


men der öffentlichen Hand und der Privatwirtschaft 
führen, weil nicht beabsichtigt ist, werbende Unter- 
nehmen des Bundes und der Länder auf dem Ge- 
biet der Atomkernenergie in Form von Eigenunter- 
nehmen zu betreiben (vgl. hierzu auch § 48 der 
Reichshaushaltsordnung). Satz 1 des Absatzes 4 
schreibt deshalb vor, daß Bund — ausgenommen 
die Deutsche Bundesbahn — und Länder nicht zur 
Deckungsvorsorge verpflichtet sind. Da jedoch die 
Länder — der Bund kann sich nicht selbst von der 
Haftung freistellen — in den Genuß der Freistel- 
lungsverpflichtung durch den Bund (§ 37) kommen 
sollen und da der Umfang der Freistellungsverpflich- 
tung üblicherweise mit der Bestimmung des Um- 
fangs der Deckungsvorsorge bestimmt wird, enthält 
Satz 2 die Vorschrift, daß bei den Ländern zwar 
nicht die Art der Vorsorge für die Erfüllung gesetz- 
licher Schadensersatzverpflichtungen bestimmt wird, 
wohl aber Umfang und Höhe, in denen das Land 
ohne Deckung durch die Freistellungsverpflichtung 
des Bundes einzustehen hat. Auf diese Einstands- 
pflicht des Landes ist, wie sonst auf die Deckungs- 
vorsorge, die Freistellungsverpflichtung des Bundes 
aufgestockt (§ 37). Die Einstandspflicht steht des- 
halb bei der Anwendung dieses Gesetzes der 
Deckungsvorsorge gleich. 

Absatz 5 Satz 1 stellt nach dem Muster der all- 
gemeinen Haftpflichtversicherungsbedingungen klar, 
daß gesetzliche Schadensersatzverpflichtungen im 
Sinne dieses Gesetzes Schadensersatzverpflichtun- 
gen sind, die auf gesetzlichen Haftpflichtbestimmun- 
gen privatrechtlichen Inhalts beruhen. Hierzu wür- 
den ohne besondere Regelung auch Ansprüche aus 
§ 26 der Gewerbeordnung gehören. Diese Ansprüche 
haben jedoch nur in gewissen Fällen Schadensersatz- 
charakter. In den meisten Fällen sind sie dagegen 
1 als ein Preis dafür anzusehen, daß der Nachbar 
I Dauereinwirkungen, wie die Zufuhr von Gasen, 
Dämpfen, Rauch, Ruß, Wärme und Erschütterungen 
(vgl. §§ 906 und 1004 BGB) dulden muß, weil die 
Herstellung von Schutzeinrichtungen hiergegen un- 
tunlich oder mit dem gehörigen Betrieb der Anlage 
unvereinbar ist. Absatz 5 Satz 2 schreibt deshalb 
vor, daß Schadensersatzverpflichtungen, die sich aus 
§ 7 Abs. 5 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 26 
der Gewerbeordnung ergeben, nur insoweit zu den 
gesetzlichen Schadensersatzverpflichtungen gehören, 
als der Schaden durch Unfall entstanden ist. Den 
durch Unfall hervorgerufenen Schäden wohnt das 
Moment des Plötzlichen, Unerwarteten, Nichtvorher- 
sehbaren, Unentrinnbaren, Nichterkennbaren und 
mit dem Willen nicht Beherrschbaren inne. Im Ge- 
gensatz hierzu stehen Schäden, die mit dem Normal- 
betrieb der Anlage Zusammenhängen, denen das 
Moment des Plötzlichen und Unvorhersehbaren 
fehlt, und die in der Regel von vornherein erkannt 
werden können. Nur unfallartige Schäden können 
im Sinne dieses Gesetzes zu den gesetzlichen Scha- 
densersatzverpflichtungen gehören. Dagegen kann 
es nicht in Frage kommen, daß Schäden, die durch 
den Normalbetrieb der Anlage verursacht werden 
und gemäß § 7 Abs. 5 in Verbindung mit § 26 der 
Gewerbeordnung zum Schadensersatz verpflichten, 
den für die übrigen gesetzlichen Schadensersatzver- 
pflichtungen geltenden Vorschriften, beispielsweise 
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den Vorschriften über die Freistellungsverpflichtung : 
des Bundes gemäß § 37, unterliegen. | 

Zu § 14 

In Fällen, in denen eine Freistellungsverpflichtung 
des Bundes für nötig gehalten wird, ist es erforder- j 
lieh, auch besondere Vorschriften über die Qualität | 
der Deckungsvorsorge zu erlassen, um zu gewähr- | 
leisten, daß in diesen mit einem größeren Haft- 
pflichtrisiko belasteten Fällen die Entschädigung 
etwaiger Opfer sichergestellt wird und die Freistel- 
lungsverpflichtung des Bundes nicht zu früh in 
Anspruch genommen zu werden braucht. § 14 
schreibt deshalb vor, daß für die Deckungsvorsorge 
bei Anlagen und Tätigkeiten, bei denen eine Haf- 
tung nach § 25 und damit eine Freistellungsver- 
pflichtung des Bundes gemäß § 37 in Betracht 
kommt, d. h. für Anlagen im Sinne des § 7 und für 
ihnen zugehörige Einrichtungen und Handlungen 
einschließlich der Abfallbeseitigung, die besonderen 
in §§ 15 und 16 enthaltenen Vorschriften gelten. 

Zu § 15 

Die Deckungsvorsorge wird in der Regel durch den 
Abschluß einer Haftpflichtversicherung erbracht 
werden. § 15 enthält nähere Vorschriften über die | 
Qualität des Haftpflichtversicherungsschutzes in den : 
in § 14 aufgeführten Fällen. | 

Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz schreibt die Objek- ; 
tivierung des Versicherungsschutzes nach dem Mu- i 
ster der Pflichtversicherung vor (§§ 158 c ff. des 
Gesetzes über den Versicherungsvertrag). Das be- 
deutet, daß der Versicherer dem Opfer gegenüber 
auch dann einzustehen hat, wenn der Versiche- 
rungsvertrag nicht besteht oder beendigt ist oder : 
wenn der Versicherer aus irgendeinem Grund dem j 
Versicherungsnehmer gegenüber leistungsfrei sein 
sollte. Die Objektivierung wird erreicht, indem die 
sinngemäße Geltung der §§ 158 c bis h des Gesetzes 
über den Versicherungsvertrag vorgeschrieben 
wird. Da § 158 c Abs. 4 des Gesetzes über den Ver- 
sicherungsvertrag eine Haftung des Versicherers 
ausschließt, soweit ein anderer Haftpflichtversiche- 
rer dem Versicherungsnehmer haftet, die Freistel- 
lungsverpflichtung des Bundes (vgl. § 37) aber wie 
diejenige eines Haftpflichtversicherers ausgestaltet 
ist, ist es notwendig klarzustellen, daß die Haftung 
des Versicherers im Rahmen dieser Vorschrift 
durch die Eintrittspflicht des Bundes nicht berührt 
wird. Demgemäß wird in Absatz 1 Satz 1 zweiter 
Halbsatz vorgeschrieben, daß bei der Anwendung 
des § 158 c Abs. 4 des Gesetzes über den Versiche- 
rungsvertrag für die hier in Frage kommenden 
Fälle die Freistellungsverpflichtung des Bundes 
außer Betracht bleibt. Da die Versicherungssumme 
nur ein Teil der zur Erfüllung gesetzlicher Schadens- 
ersatzverpflichtungen zur Verfügung stehenden Be- i 
träge sein wird, weil auf die Haftpflichtversicherung j 
noch eine Freistellungsverpflichtung des Bundes I 
aufgestockt wird (§ 37), kann für diese Versicherung 1 
die Anwendbarkeit des § 156 Abs. 3 des Gesetzes 
über den Versicherungsvertrag ausgeschlossen wer- , 
den, der nähere Regelungen für den Fall bringt, daß 
die Haftpflichtversicherungssumme nicht ausreicht, 
alle Geschädigten zu befriedigen (Satz 2). 


Es ist notwendig, daß die Eigenvorsorge nicht nur 
den zur Deckungsvorsorge Verpflichteten selbst 
schützt, sondern auch seine Bediensteten und alle 
Zulieferer im weitesten Sinne einschließlich ihrer 
Bediensteten. Diesem Erfordernis trägt Absatz 2 
Rechnung, indem er vorschreibt, daß die Haftpflicht- 
versicherung des zur Deckungsvorsorge Verpflich- 
teten einen weiten Personenkreis als mitversicherte 
Personen einzuschließen hat. Für den Schutz der 
Bediensteten und der Zulieferer besteht ein beson- 
deres Bedürfnis, da sie in der Regel nicht in der 
Lage sind, selbst entsprechende Versicherungsver- 
träge abzuschließen. Ihr Risiko entspricht nämlich un- 
günstigstenfalls dem gesamten Haftpflichtrisiko der 
Anlage oder Tätigkeit, was zu Versicherungsprä- 
mien führen kann, die häufig außerhalb jedes Ver- 
hältnisses zu dem wirtschaftlichen Wert ihrer Lei- 
stungen stehen würden. Der Einschluß in den Ver- 
sicherungsvertrag des zur Deckungsvorsorge Ver- 
pflichteten ist nicht nur für sie von Vorteil, sondern 
hat auch den weiteren Vorzug, daß der Abschluß 
zahlreicher Einzelversicherungen (pyramidising) für 
dasselbe Risiko vermieden wird. Letztlich ist der 
Einschluß der Zulieferer eine Frage der Versiche- 
rungsprämie. Selbst wenn sich diese durch den 
großen Kreis der mitversicherten Personen erhöhen 
muß, ist kaum anzunehmen, daß dies zu einer Mehr- 
belastung des zur Deckungsvorsorge Verpflichteten 
führen wird, da die Zulieferer die von ihnen für den 
Fall des Nichteinschlusses zu leistenden Versiche- 
rungsprämien für eigene Versicherungsverträge 
sicher in den meisten Fällen auf diesen über den 
Preis abwälzen würden. Hinsichtlich der Bedienste- 
ten ist der Einschluß schon deshalb zweckmäßig, 
weil ihnen ihr Arbeitgeber, d. h. in diesem Falle 
regelmäßig der zur Deckungsvorsorge Verpflichtete, 
ohnehin in weitem Umfang zur Freistellung ver- 
pflichtet ist, soweit sie in Ausführung der ihnen 
übertragenen Verrichtungen Dritten schadensersatz- 
pflichtig werden. Hinsichtlich der Zulieferer ist der 
Einschluß besonders auch deshalb geboten, weil 
sonst die ausländischen Zulieferer, auf die die deut- 
sche Atomwirtschaft angewiesen ist, durch das 
außerordentlich große Risiko, mit dem sie belastet 
würden, von Lieferungen in die Bundesrepublik 
abgehalten würden. Das bloße Inaussichtstellen der 
Staatshilfe würde nicht genügen, ihre Bedenken 
auszuräumen. In anderen Staaten, z. B. in den Ver- 
einigten Staaten von Amerika, ist eine entspre- 
chende Regelung getroffen. Im übrigen ist eine sol- 
che Regelung auch bei den Arbeiten des Europäi- 
schen Wirtschaftsrates zur Ausarbeitung einer Kon- 
vention über das Atomhaftungsrecht Gegenstand 
der Beratungen. 

Zu § 16 

Während sich § 15 mit der Qualität der Haftpflicht- 
versicherung befaßt, enthält § 16 Anforderungen an 
die Qualität einer sonstigen Vorsorge in den in § 14 
genannten Fällen. 

Absatz 1 behandelt den Fall, daß die Deckungsvor- 
sorge anstatt durch eine Haftpflichtversicherung 
durch eine sonstige Freistellungs- oder Gewähr- 
leistungsverpflichtung eines Dritten erbracht wird. 
Die Genehmigungsbehörde wird eine Gewährlei- 
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stungs- oder Freistellungsverpflichtung anstelle 
einer Haftpflichtversicherung in der Regel nur ge- 
statten können, wenn diese ähnlich wie eine Haft- 
pflichtversicherung ausgestaltet ist und die gleichen 
Sicherheiten für die Erfüllung der gesetzlichen 
Schadensersatzverpflichtungen bietet. Dies wird in 
der Regel nur dann der Fall sein, wenn der Bund | 
oder ein Land sich verpflichten, etwa im Ausmaße 
eines Haftpflichtversicherers einzutreten. Gestattet 
die Genehmigungsbehörde nach einer sorgfältigen 
Prüfung, die strengen Anforderungen genügen muß, 
daß die Deckungsvorsorge anstatt durch eine Haft- 
pflichtversicherung durch eine Freistellungsver- 
pflichtung oder Gewährleistung eines Dritten er- 
bracht wird, so müssen diese Arten der Vorsorge 
hinsichtlich der Objektivierung des Schutzes (vgl. 

§ 15 Abs. 1) und hinsichtlich des Einschlusses der 
Zulieferer und der Bediensteten (vgl. § 15 Abs. 2) 
die gleiche Wirkung wie eine Haftpflichtversiche- 
rung nach § 15 aufweisen. Absatz 1 erklärt deshalb 
die Vorschriften des § 15 für diese Fälle für ent- 
sprechend anwendbar. 

Absatz 2 befaßt sich mit der Deckungsvorsorge, 
die weder durch den Abschluß einer Haftpflichtver- 
sicherung noch durch eine Freistellungs- oder Ge- 
währleistungsverpflichtung eines Dritten erbracht 
wird. Eine solche Art der Deckungsvorsorge, d. h. 
in der Regel das Einstehen des zur Deckungsvor- 
sorge Verpflichteten mit größeren eigenen Mitteln, | 
wird wohl nur ganz ausnahmsweise in Frage kom- | 
men. Es sollte jedoch die Möglichkeit hierzu nicht : 
von vornherein ausgeschlossen werden. Im Inter- ! 
esse möglicher Opfer und im Interesse der Bedien- 
steten und Zulieferer muß auch bei dieser Art der 
Vorsorge dafür gesorgt werden, daß die Bedien- > 
steten und die Zulieferer im gleichen Umfang ge- 
schützt werden, wie in den Fällen des § 15 und § 16 
Abs. 1. Eine dieses Ziel verwirklichende Regelung 
enthält Absatz 2 nach dem Muster des § 2 des Ge- 
setzes über die Einführung der Pflichtversicherung 
für Kraftfahrzeughalter und zur Änderung des Ge- 
setzes über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen sowie 
des Gesetzes über den Versicherungsvertrag vom 
7. November 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2223) in der 
Fassung des Gesetzes vom 16. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 710). 

Wie vorstehend erwähnt, wird eine Deckungs- 
vorsorge, die weder durch den Abschluß eine'* 
Haftpflichtversicherung noch durch eine Freistel- 
lungs- oder Gewährleistungsverpflichtung eines 
Dritten, d. h. in der Regel der öffentlichen Hand, 
erbracht wird, nur in ganz seltenen Ausnahmefäb 
len in Betracht kommen können, wohl aber werden 
der Bund und die Länder, die nach § 13 Abs. 4 
nicht zur Deckungsvorsorge verpflichtet sind, davon 
Gebrauch machen wollen, ihr Haftpflichtrisiko selbst 
zu tragen. Auch in diesen Fällen muß aber der 
Schutz der Zulieferer und Bediensteten sicherge- 
stellt werden. Eine dementsprechende Regelung 
enthält Absatz 3. 

Zu § 17 

Absatz 1 schreibt für Genehmigungen und allge- 
meine Zulassungen die Schriftform vor und befaßt 


sich mit der inhaltlichen Beschränkung und der 
Festsetzung von Auflagen für Genehmigungen und 
allgemeine Zulassungen, desgleichen mit deren Be- 
fristung. Die allgemeine Aufgabe der Behörden, 
Nachteile für die Öffentlichkeit zu verhindern, 
wird es häufig notwendig machen, die nach diesem 
Gesetz oder nach einer auf Grund dieses Gesetzes 
ergehenden Rechtsverordnung zu erteilenden Ge- 
nehmigungen und allgemeinen Zulassungen inhalt- 
lich zu beschränken und mit Auflagen zu verbinden. 
Da das Wort „Bedingung" in der Gesetzessprache 
nicht in einem einheitlichen Sinne verwendet wird, 
wurde es durch „inhaltlich beschränkt" ersetzt. Im 
bürgerlichen Recht bedeutet „Bedingung" ein „zu- 
künftiges ungewisses Ereignis", im Verwaltungs- 
recht dagegen wird „Bedingung" teils im Sinne von 
Auflage, teils im Sinne von inhaltlicher Beschrän- 
kung gebraucht. Wenn eine Genehmigung oder all- 
gemeine Zulassung von „Bedingungen" abhängig 
gemacht würde, könnte außerdem Unklarheit be- 
stehen, ob die Genehmigung bzw. allgemeine Zu- 
lassung wirksam ist. Um Klarheit zu erhalten, 
müßte erst geprüft werden, ob die Bedingung ein- 
getreten ist. Mit Rücksicht auf die Gefahren der 
Kernenergie ist eine solche Unsicherheit nicht er- 
träglich. Wenn dagegen eine Genehmigung bzw. 
allgemeine Zulassung inhaltlich beschränkt erteilt 
wird, besteht Klarheit darüber, daß eine Genehmi- 
gung bzw. allgemeine Zulassung vorliegt und wel- 
chen Einschränkungen die Ausübung der genehmig- 
ten Tätigkeit unterworfen ist. An sich ergibt sich 
die Zulässigkeit inhaltlicher Beschränkungen und 
Festsetzung von Auflagen schon aus allgemeinen 
verwaltungsrechtlichen Grundsätzen. Es empfiehlt 
sich aber, zur Klarstellung ihre Zulässigkeit im 
Gesetz ausdrücklich vorzusehen. 

Angesichts der Tatsache, daß bei den Einrichtungen 
zur Kernspaltung und bei den ihr dienenden Be- 
gleitmaßnahmen noch keine abschließenden wissen- 
schaftlichen Erkenntnisse und technischen Erfahrun- 
gen vorliegen, müssen die Genehmigungsbehörden 
die Möglichkeit haben, auch nachträgliche — durch 
die fortschreitende Entwicklung der Wissenschaft 
und Technik gebotene — Auflagen festzusetzen. 

Eine Befristung ist bei Genehmigungen mit Aus- 
nahme derjenigen nach § 7 — solche Anlagen er- 
fordern sehr große Investitionen — rechtlich un- 
bedenklich. 

Nach Absatz 2 kann eine Genehmigung bzw. all- 
gemeine Zulassung widerrufen werden, wenn ihr 
die gesetzliche Grundlage fehlt oder wenn diese 
später weggefallen ist. Daß ein Widerruf in diesen 
Fällen nur dann gerechtfertigt ist, wenn nicht durch 
nachträgliche Auflagen in angemessener Zeit Ab- 
hilfe geschaffen werden kann, ist nach allgemeinen 
verwaltungsrechtlichen Grundsätzen ohnehin Vor- 
aussetzung für die Zulässigkeit des Widerrufs; aus 
Gründen der Klarheit ist es im Gesetz noch einmal 
ausdrücklich gesagt. 

In Absatz 3 ist dem Schutzzweck des Gesetzes ent- 
sprechend vorgeschrieben, daß Genehmigungen oder 
allgemeine Zulassungen zu widerrufen sind, wenn 
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dies der Schutz der Allgemeinheit erfordert und : 
Abhilfe durch nachträgliche Auflagen in angemes- | 
sener Zeit nicht möglich ist. 

Zu § 18 

Absatz 1 Satz 1 stellt den Grundsatz auf, daß im 
Falle des Widerrufs einer Genehmigung oder all- 
gemeinen Zulassung dem Berechtigten eine ange- 
messene Entschädigung in Geld geleistet werden 
muß. Die Entschädigung ist bei Anlagen durch die 
Höhe des Zeitwertes, im übrigen durch die Höhe 
der vom Betroffenen gemachten Aufwendungen be- 
grenzt. Da die rechtzeitige Erkenntnis der den Wi- 
derruf bedingenden Umstände regelmäßig die Ge- 
nehmigung oder allgemeine Zulassung selbst ver- 
hindert hätte, besteht kein Anlaß, dem Berechtigten | 
etwa auch einen entgangenen Gewinn zu ersetzen. 

I 

Bei der inneren Verwandtschaft dieser Vorschrift 
mit der des Artikels 14 Abs. 3 des Grundgesetzes 
über die Enteignung steht wegen der Höhe der 
Entschädigung im Streitfälle der Rechtsweg vor j 
den ordentlichen Gerichten offen. 

Wie im Falle des Widerrufs nach § 51 der Gewerbe- 
ordnung die Leistung der Entschädigung denjenigen 
öffentlichen Körperschaften obliegt, die aus der 
Einstellung des Betriebes Vorteile ziehen (also bei 
überörtlicher Bedeutung etwa sowohl Staat als 
auch Gemeinde), so erscheint es auch beim Wider- 
ruf von Genehmigungen und allgemeinen Zulas- 
sungen nach dem vorliegenden Gesetz oder einer i 
auf Grund dieses Gesetzes ergangenen Rechtsver- i 
Ordnung angezeigt, zwar die Entschädigungspflicht 
gegenüber dem Betroffenen dem Träger der wider- 
rufenden Behörde (Bund oder Land) aufzuerlegen 
(Absatz 1), dieser aber einen teilweisen Rückgriff 
auf andere Gebietskörperschaften einzuräumen 
(Absatz 4). Für Streitigkeiten zwischen diesen Kör- 
perschaften ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben, 
bei Streitbeteiligung des Bundes ist im ersten und 
letzten Rechtszug das Bundesverwaltungsgericht 
zuständig (§ 9 Abs. 1 Buchstabe c des Gesetzes über 
das Bundesverwaltungsgericht). 

Absatz 2 befaßt sich mit den Fällen, in denen eine 
Entschädigung nicht zu leisten ist. 

Hiernach kann derjenige Berechtigte eine Entschä- 
digung nicht verlangen, der den Anlaß zum Wider- 
ruf selbst gegeben hat, sei es durch unrichtige oder 
unvollständige Angaben bei der Beantragung der 
Genehmigung oder allgemeinen Zulassung, sei es 
durch erwiesene Unzuverlässigkeit der für ihn bei 
der Ausübung der genehmigten oder allgemein zu- 
gelassenen Tätigkeit handelnden Personen (Num- 
mern 1 und 2). Eine Entschädigung kann ferner der- 
jenige nicht verlangen (Nummer 3), von dessen An- 
lage oder Tätigkeit eine in der Anlage oder Tätigkeit 
selbst begründete erhebliche Gefährdung der Be- 
schäftigten, Dritter oder der Allgemeinheit ausgeht. 
Wie in den Fällen, in denen sich wegen Fehlens 
ausreichender Erfahrungen und abgeschlossener 
wissenschaftlicher Erkenntnisse eine Anlage nach- 
träglich als unzulänglich oder unwirtschaftlich er- 
weist, der Unternehmer das Risiko dafür trägt, so | 
muß auch in jenen Fällen, in denen sich aus einer | 


genehmigten Anlage oder Tätigkeit nicht voraus- 
sehbare erhebliche Gefährdungen der Beschäftigten, 
Dritter oder der Allgemeinheit nachträglich ergeben, 
der Berechtigte das Risiko tragen. Denn es ist in 
erster Linie seine Aufgabe, eine von ihm geplante 
technische Anlage so einzurichten oder eine von 
ihm ausgeführte Tätigkeit so zu betreiben, daß 
durch sie die Beschäftigten, Dritte oder die öffent- 
liche Sicherheit nicht beeinträchtigt werden. 

Absatz 3 erklärt die vorgenannten Vorschriften 
über die Entschädigung beim Widerruf einer Ge- 
nehmigung oder allgemeinen Zulassung auch auf 
nachträgliche Auflagen für entsprechend anwendbar. 
Nachträgliche Auflagen nach § 17 Abs. 1 Satz 3 
können unter Umständen derart einschneidend sein, 
daß es dem Berechtigten aus wirtschaftlichen Grün- 
den unmöglich ist, eine genehmigte Anlage oder 
Tätigkeit weiterhin zu betreiben bzw. auszuüben. 
In solchen Fällen kommt die Anordnung einer 
nachträglichen Auflage in der Wirkung einem Wi- 
derruf der Genehmigung oder allgemeinen Zulas- 
sung gleich. Deshalb müssen auch für nachträgliche 
Auflagen die entsprechenden Rechtsfolgen eintreten. 

Zu § 19 

Absatz 1 legt fest, welche Betätigungen auf dem 
Gebiet der Kernenergie der staatlichen Aufsicht rm- 
terliegen, und regelt die Aufgaben der staatlichen 
Aufsichtsbehörden, die auf Grund des Atomgeset- 
zes tätig werden. Die Aufgabe der Polizeibehörden, 
Gefahren von der Öffentlichkeit abzuwenden, und 
ihre Befugnis, zu diesem Zweck nach Maßgabe 
des Landesrechts einzuschreiten, bezieht sich auch 
auf die in diesem Gesetz geregelten Vorgänge. Bei 
der Verschiedenheit der einschlägigen Landespoli- 
zeigesetze erscheint es jedoch geboten, für den Be- 
reich der Kernenergie einheitliche übergreifende 
Vorschriften — sei es für die Polizei, sei es für die 
Verwaltungsbehörden — im Brmdesgebiet zu er- 
lassen (vgl. auch § 120 der Gewerbeordnung). 

Aufgabe der Aufsichtsbehörden ist es insbesondere, 
die Einhaltung der Vorschriften des Atomgesetzes 
und der hierzu ergangenen Rechtsverordnungen, 
der darauf beruhenden Anordnungen und Verfü- 
gungen der zuständigen Verwaltungsbehörden, die 
Beachtung der inhaltlichen Beschränkungen von Ge- 
nehmigungen und allgemeinen Zulassungen sowie 
die Erfüllung der damit verbundenen Auflagen zu 
überwachen. Die für die staatliche Aufsicht zustän- 
digen Behörden sind in §§22 ff. bezeichnet. 

Absätze 2 und 3 räumen den Aufsichtbehörden die 
Rechte ein, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erfor- 
derlich sind. 

Nach Absatz 2 gehört hierzu in erster Linie das 
Recht, die im einzelnen aufgeführten Orte zu be- 
treten und dort Prüfungen anzustellen. Wegen der 
besonderen Gefahren, die durch Anlagen der Atom- 
kernenergie und durch radioaktive Stoffe entste- 
hen können, ist es unerläßlich, den Aufsichtsbehör- 
den ©in Zutrittsrecht auch dann zu gewähren, wenn 
bestimmte Anhaltspunkte vorliegen, daß an einem 
Ort solche Anlagen bzw. Stoffe sich befinden oder 
verwendet werden. Das dem Strafrichter, der Staats- 
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anwaltschaft oder ihren Hilfsbeamten unter be- 
stimmten Voraussetzungen eingeräumte Durch- | 
suchungsrecht genügt insoweit nicht, da es sich um 
Fälle handeln kann, in denen ein sofortiges Zugrei- 
fen der Aufsichtsbehörden erforderlich ist. Das Zu- 
trittsrecht steht auch Sachverständigen zu, die von 
den Aufsichtsbehörden nach § 20 zugezogen worden 
sind. Für die Durchführung der Aufsicht ist es er- 
forderlich, daß die in Satz 2 bezeichneten Personen 
verpflichtet werden, Auskünfte zu erteilen und Un- 
terlagen vorzulegen, sowie die zur Durchführung 
nötigen Arbeitskräfte und Vorrichtungen bereitzu- 
stellen. Im Hinblick auf Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 
des Grundgesetzes ist die Einschränkung des Grund- 
rechts der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 
13 des Grundgesetzes) ausdrücklich zu erwähnen. 

Nach Absatz 3 kann die Aufsichtsbehörde bei Zu- 
ständen, die dem Atomgesetz, den hierzu ergange- 
nen Rechtsverordnungen, dem Bescheid über die 
Genehmigung oder allgemeiine Zulassung oder 
einer nachträglich angeordneten Auflage wider- 
sprechen, oder aus denen sich durch die Wirkung 
ionisierender Strahlen Gefahren für Leben, Gesund- 
heit oder Sachgüter ergeben, einschreiten und be- 
stimmte Maßnahmen anordnen. Sie kann insbeson- 
dere anordnen, daß vorschriftswidrige Zustände be- 
seitigt werden und daß entsprechende Maßnahmen 
zum Schutz von Personen und Sachgütern getrof- 
fen werden. Diese Anordnungen werden regelmäßig 
vorläufigen Charakter haben, bis die Genehmi- 
gungsbehörde die Angelegenheit im Rahmen des 
§ 17 gewürdigt hat. Die Aufsichtsbehörde kann fer- 
ner in Fällen, in denen dies erforderlich ist, anord- 
nen, daß Kernbrennstoffe und sonstige radioaktive 
Stoffe in staatliche Verwahrung zu nehmen sind 
oder an einer von ihr bestimmten Stelle aufbewahrt 
werden. Wenn sich bei den in Nummer 3 genannten 
Betätigungen Gefahren für Leben, Gesundheit oder 
Sachgüter ergeben, kann angeordnet werden, daß 
diese Betätigungen einstweilen eingestellt werden. 
Diese Anordnung wird Insbesondere von Bedeutung 
sein, wenn eine Genehmigung oder allgemeine Zu- 
lassung widerrufen worden ist, der Widerruf aber 
noch nicht rechtskräftig ist. Wenn eine erforderliche 
Genehmigung nicht erteilt oder rechtskräftig wider- 
rufen ist, kann die endgültige Einstellung angeord- 
net werden. Alle diese Anordnungen und Maßnah- 
men der staatlichen Aufsichtsbehörden können 
durch die Verwaltungsgerichte überprüft werden. 

Absatz 4 stellt klar, daß durch das Atomgesetz 
staatliche Aufsichtsbefugnisse nach anderen Rechts- 
vorschriften nicht berührt werden sollen. Soweit im 
einzelnen Falle z. B. den Behörden der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung des Bundes oder den zustän- 
digen Wasseraufsichtsbehörden der Länder im Hin- 
blick auf die Reinhaltung der Wasserstraßen be- 
stimmte Aufsichtsbefugnisse zustehen, beziehen 
sich diese Befugnisse auch auf Anlagen nach § 7 
oder Orte, an denen radioaktive Stoffe verwendet 
werden. Das gleiche gilt für Aufsichtsbefugnisse, 
die etwa Baubehörden oder anderen Behörden des ; 
Bundes, der Länder oder sonstiger Gebietskörper- 
schaften zustehen. Absatz 4 weist außerdem aus- 
drücklich darauf hin, daß auch die sich aus den ' 


landesrechtlichen Vorschriften ergebenden allgemei- 
nen Befugnisse dieser Behörden unberührt bleiben. 

Zu § 20 

§ 20 sieht vor, daß im Genehmigungs- und Auf- 
sichtsverfahren von den zuständigen Behörden 
Sachverständige zugezogen werden können. Die 
Entscheidungen der Genehmigungsbehörden werden 
in aller Regel ein eingehendes Fachwissen auf dem 
Gebiet der Kernenergie erfordern. Insbesondere 
wird die Prüfung der Frage, ob in den Fällen dei 
§§ 7 und 9 jede nach dem Stand von Wissenschaft 
und Technik gebotene Vorsorge gegen Schäden 
durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage 
bzw. durch die Verwendung von Kernbrennstoffen 
außerhalb solcher Anlagen getroffen ist, oft außer- 
ordentlich schwierig sein und nur von erfahrenen 
Wissenschaftlern vorgenommen werden können. 
Die Beamten und Angestellten der Genehmigungs- 
behörden, die in den ersten Jahren Erfahrungen 
sammeln und sich mit ihrem neuen und schwierigen 
Aufgabenbereich vertraut machen müssen, werden 
daher auf eine eingehende Beratung durch geeig- 
nete Sachverständige angewiesen sein. Ebenso lie- 
gen die Dinge im Aufsichtsverfahren. Gerade hier 
wird es erforderlich sein, im Hinblick auf die schnell 
fortschreitende Entwicklung der Kernphysik und 
der Reaktortechnik immer wieder zu prüfen, ob 
nach dem neuesten Stand von Wissenschaft und 
Technik andere Schutzmaßnahmen geboten sind. 

Den zugezogenen Sachverständigen müssen dabei 
gewisse Mindestbefugnisse gegenüber den Antrag- 
stellern und Genehmigungsinhabern zustehen, da- 
mit sie ihre Aufgaben erfüllen können. Auf sie 
findet daher die Vorschrift des § 24 b der Gewerbe- 
ordnung entsprechende Anwendung. Diese Vor- 
schrift lautet: 

„Eigentümer von überwachungsbedürftigen An- 
lagen und Personen, die solche Anlagen herstel- 
len oder betreiben, sind verpflichtet, den Sach- 
verständigen, denen die Prüfung der Anlagen ob- 
liegt, die Anlagen zugänglich zu machen, die vor- 
geschriebene oder behördlich angeordnete Prü- 
fung zu gestatten, die hierfür benötigten Arbeits- 
kräfte und Hilfsmittel bereitzustellen und ihnen 
die Angaben zu machen und die Unterlagen vor- 
zulegen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben er- 
forderlich sind.“ 

Die Auswahl der Sachverständigen obliegt der Ge- 
nehmigungs- oder Aufsichtsbehörde. 

Zu § 21 

Absatz 1 schreibt vor, daß für die in diesem Gesetz 
und den Rechtsverordnungen hierzu vorgesehenen 
Genehmigungen und allgemeinen Zulassungen Ge- 
bühren erhoben werden können und daß die Er- 
stattung von Auslagen verlangt werden kann. Wie 
im Verfahren bei Gesuchen um Genehmigung einer 
gewerblichen Anlage hat auch hier der Antrag- 
steller die Gebühren und Auslagen, die durch das 
Verfahren entstehen, zu tragen. Zu den Auslagen 
gehören die z. B. durch Augenscheinseinnahmen 


32 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 759 


oder durch notwendig gewordene Dienstreisen ent- 
stehenden Aufwendungen sowie die Kosten für die 
Zuziehung von Sachverständigen. 

Wie in § 22 der Gewerbeordnung sind nur die- 
jenigen Kosten ausgenommen, die durch die unbe- 
gründete Einwendung eines Dritten erwachsen. 

Im Verfahren bei Anträgen auf Erteilung einer Ge- 
nehmigung zur Einfuhr oder zur Ausfuhr sind bis- 
her vom Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
keine Kosten erhoben worden. Da die Entrichtung 
von Gebühren und die Erstattung von Auslagen 
nicht zwingend vorgeschrieben ist, kann davon auch 
abgesehen werden, soweit die Prüfung des Antrags 
auf Erteilung einer Genehmigung zur Einfuhr und 
zur Ausfuhr nach den Gesichtspunkten des Atom- 
gesetzes erfolgt. 

Nach Absatz 2 können auch für die staatliche Ver- 
wahrung von Kernbrennstoffen Gebühren erhoben 
und kann dafür die Erstattung von Auslagen ver- 
langt werden. Für die Kosten der staatlichen Ver- 
wahrung soll sowohl der Einlieferer als auch der 
Verwendungsberechtigte gesamtschuldnerisch haf- 
ten. Eine Haftung des Eigentümers für die Kosten 
der Verwahrung wurde mit Rücksicht darauf nicht 
vorgesehen, daß Eigentümer von Kernbrennstoffen 
häufig die Europäische Atomgemeinschaft sein wird. 

Absatz 3 befaßt sich mit den Kosten für die staat- 
liche Aufsicht. Die staatliche Aufsicht wird von 
Amts wegen ausgeübt. Die hierbei erwachsenden 
Kosten werden im allgemeinen als Verwaltungs- 
aufgaben von der Staatskasse getragen. Soweit es 
jedoch erforderlich ist, Sachverständige heran- 
zuziehen, erscheint es gerechtfertigt, die Auslagen 
der beigezogenen Sachverständigen dem der Auf- 
sicht Unterliegenden aufzuerlegen. 

Absatz 4 schreibt vor, daß Aufwendungen für 
Schutzmaßnahmen und ärztliche Untersuchungen 
demjenigen aufzuerlegen sind, der eine Genehmi- 
gung für die Betätigung innehat, hinsichtlich deren 
die Schutzmaßnahme oder ärztliche Untersuchung 
erforderlich wird. 

Nach Absatz 5 werden die zu erhebenden Kosten, 
die Voraussetzungen, unter denen von ihrer Erhe- 
bung abzusehen ist oder abgesehen werden kann, 
sowie das bei der Erhebung zu beachtende Verfah- 
ren im einzelnen durch eine Reditsverordnung ge- 
regelt. 


ZUM DRITTEN ABSCHNITT 

Zu § 22 

Die Ausführung dieses Gesetzes soll bereits be- 
stehenden Behörden übertragen werden, wobei das 
Schwergewicht der Verwaltung bei den Ländern 
liegt. 

Absatz 1 regelt die Zuständigkeit für Einfuhr- und 
Ausfuhrgenehmigungen sowie deren Widerruf. Es 
erscheint zweckmäßig, die Entscheidung über Ge- 
suche auf Erteilung einer Genehmigung zur Einfuhr 
oder Ausfuhr und über den Widerruf solcher Ge- 
nehmigungen einer Bundesbehörde, nämlidi dem 


Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft, zu übertra- 
gen, das auch für die Erteilung von Genehmigungen 
zur Einfuhr und Ausfuhr von Waren auf Grund der 
geltenden devisen- und außenwirtschaftlichen Vor- 
schriften zuständig ist und entsprechende Zustän- 
digkeiten schon bisher auf Grund des Gesetzes 
Nr. 22 der Alliierten Hohen Kommission über die 
Überwachung von Stoffen, Einrichtungen und Aus- 
rüstungen auf dem Gebiet der Atomenergie besitzt. 

Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft gehört 
nach Artikel 2 Abs. 1 des Gesetzes über das Bun- 
desamt für gewerbliche Wirtschaft vom 9. Oktober 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 281) zum Geschäftsbe- 
reich des Bundesministers für Wirtschaft. Jedoch 
kann dem Bundesminister für Atomkernenergie 
und Wasserwirtschaft ohne Schwierigkeiten ein 
unmittelbares fachliches Weisungsrecht gegenüber 
dem Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft einge- 
räumt werden, soweit das Bundesamt für gewerb- 
liche Wirtschaft mit einem Antrag auf Erteilung 
einer Genehmigung nach § 3 oder einer Entschei- 
dung über den Widerruf einer solchen Genehmi- 
gung befaßt ist. 

In Absatz 2 wird die Überwachung der Einfuhr und 
Ausfuhr dem Bundesminister der Finanzen oder den 
von ihm bestimmten Zolldienststellen bzw. dem 
Freihafenamt Hamburg ausdrücklich übertragen, da 
das geltende Recht hierfür keine ausreichende 
Grundlage bietet. 

Absatz 3 stellt ausdrücklich klar, daß durch das 
Weisungsrecht des Bundesministers für Atomkern- 
i energie und Wasserwirtschaft die Zugehörigkeit 
des Bundesamts für gewerbliche Wirtschaft zum 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 
und die auf anderen Rechtsvorschriften beruhenden 
Weisungsbefugnisse des Bundesministers für Wirt- 
schaft nicht berührt werden. Diese Regelung trägt 
dem Umstand Rechnung, daß Entscheidungen des 
Bundesamts für gewerbliche Wirtschaft die von bei- 
den Bundesministerien zu vertretenden Belange be- 
rücksichtigen müssen. 

Zu § 23 

Für die staatliche Verwahrung von Kernbrenn- 
stoffen soll die Physikalisch-Technische Bundes- 
anstalt, die ihren Sitz in Braunschweig hat, zustän- 
dig sein. Diese Bundesanstalt ist im Hinblick auf 
ihre sonstigen Aufgaben hierfür besonders geeignet 
und ausbaufähig. Es kommt auch die Möglichkeit 
in Betracht, für die Verwahrung von Kernbrenn- 
stoffen an einem anderen Ort eine Nebenstelle der 
Bundesanstalt zu errichten. 

Der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt soll 
auch die Genehmigung und Beaufsichtigung der 
nichtstaatlichen Aufbewahrung von Kernbrennstof- 
fen zustehen. Da auch die Beförderung (§ 4) von 
Kernbrennstoffen aus den gleichen Gesichtspunkten, 
die zu dem Grundsatz: der staatlichen Verwahrung 
von Kernbrennstoffen führten, einer staatlidien 
Kontrolle unterworfen ist, erscheint es zweckmäßig, 
auch die Entscheidung über die Genehmigung zur 
Beförderung von Kernbrennstoffen der Physikalisch- 
Technischen Bundesanstalt zu übertragen. Zur staat- 
lichen Beaufsichtigung aller Beförderungsvorgänge 
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ist dagegen die Physikalisch-Technische Bundes- 
anstalt schon rein personell nicht in der Lage. Diese 
Aufgabe wird grundsätzlich den Landesbehörden 
obliegen müssen (vgl. § 24 Abs. 1 Satz 2). 

Zu § 24 

§ 24 überträgt die wichtigsten Verwaltungsaufgaben 
auf die Länder als Bundesauftragsverwaltung. 

Für die Ausführung eines Bundesgesetzes kommen 
folgende Möglichkeiten in Betracht: 

1. Ausführung des Gesetzes als eigene Angelegen- 
heit der Länder (Artikel 83 ff. des Grund- 
gesetzes); 

2. Ausführung des Gesetzes als eigene Angelegen- 
heit der Länder mit Einzelweisungsbefugnissen 
des Bundes aus Artikel 84 Abs. 5 des Grund- 
gesetzes; 

3. Ausführung des Gesetzes durch eine bundes- 
eigene Verwaltung nach Artikel 87 Abs. 3 des 
Grundgesetzes, und zwar entweder 

a) zentral durch eine Bun des oberb ehörde oder 
durch eine bundesunmittelbare Anstalt des 

■ öffentlichen Rechts (Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 
des Grundgesetzes), 

b) durch bundeseigene Mittel- und Unterbehör- 
den (Artikel 87 Abs. 3 Satz 2 des Grund- 
gesetzes) ; 

4. Ausführung des Gesetzes durch die Länder im 
Aufträge des Bundes (Artikel 85 des Grund- 
gesetzes). 

Für die Ausführung des Atomgesetzes braucht der 
Bund aus folgenden Gründen weitgehende Möglich- 
keiten der Einflußnahme: Er muß wegen der Ge- 
fährlichkeit und der überörtlichen Bedeutung der 
Verwendung der Kernenergie und radioaktiver 
Stoffe neben der Rechtmäßigkeit auch die Zweck- 
mäßigkeit der Verwaltung beeinflussen können. 
Ferner muß der Bund für die Erfüllung seiner bila- 
teralen Verpflichtungen auf dem Gebiet der Kern- 
energie einstehen. Dies kann er nur, wenn er weit- 
gehende Weisungsbefugnis hat. Die bilateralen 
Verträge sind nicht ratifiziert und daher nicht in 
innerdeutsches Recht transformiert. Der Bund kann 
deshalb die Länder nicht einmal auf dem Wege der 
Rechtsaufsicht zu ihrer Beachtung zwingen. Darüber 
hinaus macht der völlig neue Aufgabenbereich der 
Verwaltung eine zentrale Steuerung — generell 
und speziell — durch den zuständigen Bundes- 
minister nötig. Damit scheidet die Möglichkeit der 
Gesetzesausführung als eigene Angelegenheit der 
Länder aus der weiteren Erörterung aus. 

Eine landeseigene Verwaltung mit Einzel- 
weisungsbefugnissen des Bundes aus Artikel 84 
Abs. 5 des Grundgesetzes entspricht, auch wenn sie 
durch Verwaltungsvereinbarungen eine Ausgestal- 
tung zugunsten des Bundes erfährt, den Erforder- 
nissen der Atomverwaltung nicht. Die Atomgesetz- 
gebung muß, insbesondere auf dem Gebiet des 
Strahlenschutzes, wegen der Neuheit der Materie 
und der zahlreichen von vornherein nicht über- 
schaubaren Gefahren mit Generalklauseln arbeiten, i 
die weitgehende Eingriffsrechte der Verwaltungs- | 


behörden vorsehen müssen. Zur Wahrung einer ein- 
heitlichen Durchführung und Steuerung der Strah- 
lenschutzverwaltung wird es in zahlreichen Einzel- 
fällen nötig sein, die Verwaltungsbehörden anzu- 
weisen, in welcher Art sie die Generalklauseln 
durch Verfügungen ausfüllen müssen. Solche Wei- 
sungen wären auf Grund des Artikels 84 Abs. 5 des 
Grundgesetzes nicht möglich, da diese Vorschrift 
Einzelweisungen des Bundes nur für besondere 
Fälle, nicht aber allgemein gestattet. Deshalb schei- 
det auch die Möglichkeit der Ausführung des Ge- 
setzes als eigene Angelegenheit der Länder mit 
Einzelweisungsbefugnissen des Bundes nach Artikel 
84 Abs. 5 des Grundgesetzes aus der weiteren Be- 
trachtung aus. 

Auch die bundeseigene Verwaltung nach Artikel 87 
Abs. 3 des Grundgesetzes wird der Sache nicht ge- 
recht. Eine zentrale Verwaltung deshalb nicht, weil 
die Verwaltung ortsnahe sein muß, da radioaktive 
Stoffe im ganzen Bundesgebiet Verwendung finden. 
Eine Verwaltung durch bundeseigene Mittel- und 
Unterbehörden wäre sehr kostspielig und würde 
dem föderativen Aufbau der Bundesrepublik nicht 
entsprechen. Im übrigen würde eine bundeseigene 
Verwaltung eine Zweigleisigkeit des Verwaltungs- 
verfahrens bringen, weil neben der atomrecht- 
lichen in der Regel zahlreiche landesrechtliche Ge- 
nehmigungen erforderlich sind, denn Bau-, Wasser-, 
Feuer- und Gesundheitspolizei bleiben Landes- 
recht. Auch die Möglichkeit einer bundeseigenen 
Atomverwaltung muß daher ausscheiden. 

I Die Abwägung aller Umstände ergibt, daß allein 
die in dem Gesetzentwurf vorgesehene Ausführung 
des Atomgesetzes durch die Länder im Auftrag des 
Bundes den praktischen Bedürfnissen der Atomver- 
waltung voll entspricht und dabei dem föderativen 
Aufbau der Bundesrepublik gerecht wird. Die Inter- 
essen des Bundes und die Belange der Gesamtheit 
aller Länder können dabei durch das aus Artikel 85 
des Grundgesetzes fließende Weisungsrecht in dem 
notwendigen Umfang gewahrt werden. Gegen die 
Wirksamkeit dieses Weisungsrechts bestehen keine 
Bedenken. Die vertrauensvolle Zusammenarbeit 
von Bund und Ländern ist eine tragende Säule des 
föderativen Staatsaufbaues. Die Länder werden 
insbesondere dann, wenn das Weisungsrecht nicht 
nur als Befugnis, sondern auch als Verpflichtung 
des Bundes zur sachgemäßen und die Belange aller 
Länder wahrenden Ausführung des Atomgesetzes 
aufgefaßt wird und auf wirklicher Sachkenntnis be- 
ruht, Weisungen des Bundes als wertvolle Unter- 
stützung bei ihrer verantwortungsvollen Aufgabe 
empfinden. Besonders günstig wirkt sich die Zu- 
ständigkeit der Landesbehörden im Verfahren der 
Genehmigung von Anlagen nach § 7 aus. Bei der 
Genehmigung dieser Anlagen sind nicht nur Bun- 
desgesetze, sondern auch zahlreiche Landesgesetze, 
insbesondere Vorschriften baupolizeilicher, gesund- 
heitspolizeilicher und wasserpolizeilicher Art zu be- 
achten. Die Landesbehörden sind in der Lage, im 
Genehmigungsverfahren sowohl Bundes- als auch 
Landesrecht anzuwenden, während eine Bundesbe- 

I hörde auf die Ausführung der Bundesgesetze be- 

I schränkt bliebe und die Prüfung einer von ihr ge- 


34 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 759 


nehmigten Anlage nach den einschlägigen landes- 
rechtlichen Vorschriften den zuständigen Landes- 
behörden überlassen müßte. Es würde deshalb eine 
Zweigleisigkeit des Genehmigungsverfahrens be- 
deuten, wenn man die Genehmigung nach dem 
Atomgesetz einer Bundesbehörde übertragen würde. 
Es bedarf keiner weiteren Begründung, daß ein 
solches Verfahren eine umständlichere und lang- 
samere Sachbehandlung zur Folge hätte, die sich in 
erster Linie zu Lasten des Antragstellers, aber auch 
im öffentlichen Interesse schädlich auswirken 
würde. 

§ 24 Abs. 1 Satz 1 bestimmt deshalb, daß alle Ver- 
waltungsaufgaben nach dem Zweiten Abschnitt 
(§§ 3 bis 21) von den Ländern im Auftrag des Bundes 
ausgeführt werden, soweit nicht durch §§ 22, 23 und 
§ 24 Abs. 1 Satz 2 die Zuständigkeit anderer Behör- 
den begründet ist. Zu den von den Ländern auszu- 
führenden Verwaltungsaufgaben gehört grundsätz- 
lich auch die Aufsicht über die Beförderung von 
Kernbrennstoffen. Die besondere Erwähnung und 
Regelung dieses Vorganges in Absatz 1 Satz 2 er- 
gibt sich daraus, daß die Aufsicht über die Beför- 
derung gefährlicher Güter in Ausnahmefällen An- 
gelegenheit von Bundesbehörden sein kann, — 
Auf den Zollstraßen (von der Zollgrenze bis zur 
Zollabfertigung und — bei der Ausfuhr — umge- 
kehrt) sind die Waren in der Regel unter Zollüber- 
wachung. Eine Überwachung der Beförderung durch 
die hierfür zuständigen Organe kann daher inso- 
weit nur im Einvernehmen mit der Zollverwaltung 
erfolgen, wozu Durchführungsvorschriften ergehen 
werden. 

Die Landesbehörden werden in Ausführung des 
Atomgesetzes der zuständigen obersten Bundesbe- 
hörde unterstehen (Artikel 85 Abs. 3 des Grundge- 
setzes), Die Bundesaufsicht wird sich auf die Ge- 
setzmäßigkeit und Zweckmäßigkeit der Gesetzes- 
ausführung erstrecken. Die Bundesregierung kann 
Bericht und Vorlage der Akten verlangen und Be- 
auftragte zu allen Behörden entsenden (Artikel 85 
Abs. 4 des Grundgesetzes). 

§ 24 Abs. 2 Satz 1 bestimmt für die wichtigsten von 
den Ländern auszuführenden Verwaltungsaufgaben, 
nämlich für die Erteilung und den Widerruf von 
Genehmigungen nach §§ 7 und 9, daß die durch die 
Landesregierung bestimmten obersten Landesbe- 
hörden zuständig sind. Diese üben auch die Auf- 
sicht über Anlagen nach § 7 und die Verwendung 
von Kernbrennstoffen außerhalb dieser Anlagen aus 
(Absatz 2 Satz 2). Im übrigen ist es den Ländern 
freigestellt, die zuständigen Behörden zu bestim- 
men (Artikel 85 Abs. 1 des Grundgesetzes), z. B. 
für die Überwachung der Beförderung von Kern- 
brennstoffen und für die Genehmigung und Über- 
wachung des Umgangs mit radioaktiven Stoffen. 

Die Erteilung und der Widerruf von Genehmigungen 
nach §§ 7 und 9 sowie die Aufsicht über Anlagen 
nach § 7 und über die Verwendung von Kernbrenn- 
stoffen außerhalb dieser Anlagen sind von so weit- 
tragender Bedeutung und erfordern eine so große 
Fachkunde, daß sie nur obersten Landesbehörden 
übertragen werden können. Lediglich einzelne Auf- , 


Sichtsbefugnisse können, soweit dies den obersten 
Landesbehörden zweckmäßig erscheint, von diesen 
auf andere Behörden übertragen werden (§ 24 Abs. 
2 Satz 2 2. Halbsatz), wobei Beschwerden gegen 
Verfügungen dieser anderen Behörden unmittelbar 
von den obersten Landesbehörden verbeschieden 
werden sollen. Selbstverstänidlich können die ober- 
sten Landesbehörden zur Vorbereitung der von 
ihnen zu treffenden Entscheidungen und sonstigen 
Maßnahmen die ihnen unterstellten oder sonst zur 
Verfügung stehenden Verwaltungsbehörden des 
Landes heranziehen. 


ZUM VIERTEN ABSCHNITT 

Abschnitt IV regelt die Haftung für Schäden, die 
Dritten durch die von diesem Gesetz betroffenen 
Anlagen, Stoffe, Handlungen und Einrichtungen 
entstehen können. Die auch hier geltenden all- 
gemeinen Vorschriften des bürgerlichen Rechts über 
die Schadensersatzpflicht bei unerlaubten Handlun- 
gen (§§ 823 ff. BGB) können wegen der besonderen 
aus dem Umgang mit Kernbrennstoffen und ande- 
ren radioaktiven Stoffen erwachsenden Gefahren 
einen ausreichenden Schutz der möglichen Opfer 
allein nicht gewährleisten. Der Entwurf sieht des- 
halb, ähnlich wie für Eisenbahn, Kraftfahrzeuge, 
Luftfahrzeuge sowie Elektrizitäts- und Gasanlagen, 
eine strengere Haftung vor. Er unterscheidet dabei 
bei der Art der Haftungsvoraussetzungen zwischen 
der Haftung für Anlagen im Sinne des § 7 Abs. 1, 
d. h. Anlagen zur Erzeugung, zur Spaltung und zur 
Aufarbeitung von Kernbrennstoffen (Reaktoranla- 
gen usw.), und der Haftung für die in anderen Fäl- 
len von radioaktiven Stoffen sowie von Kernspal- 
tungs- und Kernvereinigungsvorgängen ausgehen- 
den Gefahren. Der Natur der Sache entsprechend ist 
die in § 25 geregelte Haftung für Anlagen schärfer 
als die in § 26 geregelte Besitzerhaftung, die in 
ihren Grundzügen mehr der Kraftfahrzeughaftung 
nachgebildet ist. Eine Haftung für die von Kern- 
vereinigungsvorgängen ausgehenden Wirkungen 
ist in § 25 nicht vorgesehen, da die technischen Vor- 
aussetzungen für Anlagen, in denen Kernvereini- 
gungsvorgänge herbeigeführt werden könnten, noch 
nicht gegeben sind. 

Nach dem Vorbild des Reichshaftpflichtgesetzes, des 
Gesetzes über die Haftpflicht der Eisenbahnen und 
Straßenbahnen für Sachschaden, des Straßenver- 
kehrsgesetzes und des Luftverkehrsgesetzes ist die 
Haftung auf bestimmte Schäden beschränkt. Der 
Entwurf enthält ferner Haftungshöchstbeträge für 
den einzelnen Geschädigten (§ 31). Hinsichtlich der 
Begrenzung des Gesamtrisikos aus ein und dem- 
selben Schadensereignis ist folgendes vorgesehen: 
Für die in § 26 geregelte Haftung erscheint eine 
Begrenzung des Gesamtrisikos aus ein und dem- 
selben Schadensereignis nicht erforderlich, weil bei 
der Art dieses Risikos Massenschäden nicht denkbar 
sind und damit auch die bloße Kumulierung der 
Einzelhaftungshöchstbeträge zu einer tragbaren Be- 
grenzung des Gesamtrisikos führt (vgl. zu § 31). 
Soweit die in § 25 geregelte Haftung in Betracht 
kommt, kann die — wenn auch sehr unwahrschein- 
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liehe — Möglichkeit von Großschäden nicht völlig 
ausgeschlossen werden. Man muß deshalb, wenn 
man die Atomwirtschaft nicht einer existenzbedro- 
henden Haftung aussetzen will, für diese Fälle eine 
vernünftige Begrenzung des Haftungsrisikoumfangs 
finden. Dies kann jedoch nicht so verstanden wer- 
den, daß nur die Haftung aus der in § 25 geregelten 
Gefährdungshaftung begrenzt wird. Bei der Eigen- 
art des Risikos aus dem Betrieb von Atomanlagen 
ist es vielmehr erforderlich, das gesamte Haft- 
pflichtrisiko aus dem Betrieb dieser Anlagen, also 
insbesondere auch das Risiko aus der Verschuldens- 
haftung des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu begrenzen. 
Selbstverständlich darf die notwendige Abgrenzung 
des Risikos der Atomwirtschaft nicht zu einer Be- 
einträchtigung der Interessen der Geschädigten füh- 
ren. Der Gesetzentwurf sieht deshalb eine Hilfe des 
Bundes vor. Die Wirtschaft muß grundsätzlich das 
ihr zumutbare und versicherbare Betriebsrisiko tra- 
gen. Darüber hinaus hat sie dem Geschädigten ge- 
genüber auch für den weiteren Schaden bis zur 
Höhe von 500 Millionen Deutsche Mark einzuste- 
hen. Hier hilft ihr aber im Innenverhältnis eine 
Freistellungsverpflichtung des Bundes (vgl. im ein- 
zelnen die Begründung zu § 37). 

Zu § 25 

§ 25 erlegt dem Inhaber einer zur Erzeugung, 
Spaltung oder Aufarbeitung von Kernbrennstoffen 
dienenden Anlage die Haftung auf für Körper- und 
Sachschäden, die durch die Wirkung eines Kern- 
spaltungsvorgangs oder von Strahlen eines radio- 
aktiven Stoffes verursacht sind, sofern diese Wir- 
kung ihrerseits in ursächlichem Zusammenhang mit 
der Anlage oder einer dem Betrieb der Anlage zu- 
gehörigen Einrichtung oder Handlung einschließlich 
der Abfallbeseitigung steht. Der Begriff „Inhaber 
der Anlage" wird hier im gleichen Sinne verwendet 
wie in § 1 a des Reichshaftpflichtgesetzes. Für seine 
Auslegung können also die dort entwickelten 
Grundsätze herangezogen werden. Die Haftung 
trifft den Inhaber einer Anlage ohne Rücksicht dar- 
auf, ob die Anlage genehmigt ist oder nicht. 

Zu den einer Anlage zugehörigen Einrichtungen 
oder Handlungen im angeführten Sinne gehört 
grundsätzlich auch die Eigenaufbewahrung von 
Kernbrennstoffen {§ 6). Die Entscheidung der Frage, 
ob und unter welchen Voraussetzungen eine Auf- 
bewahrung von Kernbrennstoffen, wenn sie räum- 
lich von der Anlage getrennt erfolgt, aufhört, eine 
der Anlage zugehörige Einrichtung oder Handlung 
im Sinne des § 25 zu sein, wird der Rechtsprechung 
überlassen werden müssen, da sie nur jeweils nach 
den besonderen Umständen des Einzelfalls entschie- 
den werden kann und sich deshalb einer generellen 
Regelung entzieht. Das gleiche gilt auch für die 
Frage der Beförderung von Kernbrennstoffen. Der 
Verletzte, der die sich aus § 25 ergebende Haftung 
geltend machen will, muß seinerseits lediglich be- 
weisen, daß die Körperverletzung oder Sachbeschä- 
digung, aus der er seine Schadensersatzansprüche 
herleitet, in dem in § 25 vorausgesetzten ursäch- 
lichen Zusammenhang mit der Anlage steht. Ent- 
gegen dem früheren Gesetzentwurf und der Aus- 


schußfassung der Zweiten Legislaturperiode kann von 
einem Haftungsausschluß für die Fälle höherer Ge- 
walt abgesehen werden, weil nunmehr (vgl. § 37 
Abs. 1 Buchstabe b) dafür gesorgt ist, daß der Inha- 
ber der Anlage auch für die Fälle höherer Gewalt 
durch Haftpflichtversicherung oder durch eine Frei- 
stellungsverpflichtung des Bundes geschützt wird. 

Absatz 2 stellt zur Vermeidung etwaiger Zweifel 
klar, daß die radioaktive Verseuchung einer Sache 
als Sachbeschädigung anzusehen ist. 

Zu § 26 

Die Entwicklung der Kernenergie wird es mit sich 
bringen, daß in wesentlich größerem Umfang als 
bisher von radioaktiven Stoffen Gebrauch gemacht 
wird und daß es Strahlenquellen geben wird, die 
eine wesentlich höhere Strahlenintensität besitzen 
werden als die bisher in Gebrauch befindlichen. Die- 
ser Umstand macht es notwendig, die Haftung für 
die durch radioaktive Stoffe verursachten Schädi- 
gungen so zu regeln, daß die möglichen Opfer aus- 
reichend geschützt sind. Zwar werden auf Grund 
der §§11 und 12 Vorschriften erlassen werden, wel- 
che die Vorkehrungen zum Schutze von Personen 
und Sachgütern im einzelnen regeln. Diese Vor- 
schriften werden nicht nur als Maßstab für die Be- 
urteilung des Verschuldens, sondern auch als 
Schutzgesetze im Rahmen der deliktischen Haftung 
nach §§ 823 ff. BGB von Bedeutung sein. Gleichwohl 
kann eine lediglich auf diesen Vorschriften beru- 
hende Haftung nicht als ausreichend angesehen 
werden, weil im Rahmen der deliktischen Haftung 
dem Verletzten der Nachweis des Verschuldens ob- 
liegt und weil die Verantwortlichkeit des „Geschäfts- 
herrn" durch Führung des Entlastungsbeweises 
(§ 831 BGB) ausgeschaltet werden kann, soweit die 
schädigende Handlung oder Unterlassung von einem 
Verrichtungsgehilfen begangen ist. Es erscheint des- 
halb erforderlich, die Haftung in einem dem Ver- 
letzten günstigeren Sinne zu regeln. Dies geschieht 
durch § 26. Nach den Absätzen 1 und 2 dieser Vor- 
schrift ist der Besitzer eines radioaktiven Stoffes 
und ebenso der Besitzer eines von einem Kernspal- 
tungs- oder Kernvereinigungsvorgang betroffenen 
Stoffes — d. h. des Stoffes, in dem der Spaltungs- 
oder Vereinigungsvorgang sich vollzieht — wegen 
der durch die Wirkung dieser Stoffe verursachten 
Körper- und Sachschäden zum Schadensersatz ver- 
pflichtet. Entgegen der Haftung für Atomanlagen 
(§ 25) ist für den Besitz von radioaktiven Stoffen, 
die in höherem Maße beherrschbar sind, eine reine 
Gefährdungshaftung nicht erforderlich. Es ist des- 
halb nötig, die Haftung des § 26 gegenüber der 
Haftung nach § 25 zu modifizieren. Die Modifizie- 
rung besteht darin, daß der Besitzer solcher Stoffe 
zwar grundsätzlich gleichfalls auch ohne Verschul- 
den für Schäden einzutreten hat, daß er sich aber 
durch den von ihm zu führenden Nachweis, daß 
kein Verschulden besteht, entlasten kann. Dieser 
Entlastungsnachweis ist für zwei Fälle ausgeschlos- 
sen: zum ersten in Übereinstimmung mit der Vor- 
schrift des § 7 Abs. 2 des Straßenverkehrsgesetzes 
bei einem Versagen von Schutzeinrichtungen; zum 
zweiten bei der Haftung für den Verrichtungsgehil- 
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fen, die im Gegensatz zu § 831 BGB auch dann ge- i 
geben ist, wenn der Besitzer die gebotene Sorgfalt i 
bei der Auswahl und Beaufsichtigung des Verrich- 
tungsgehilfen hat walten lassen. Selbstverständlich 
bleibt auch beim Umgang mit radioaktiven Stoffen 
die Verschuldenshaftung unberührt. 

Die Haftung nach § 26 trifft den Besitzer, 
worunter sowohl der unmittelbare als auch der 
mittelbare Besitzer zu verstehen ist. Eine Beschrän- 
kung auf den Eigenbesitzer wie in § 836 BGB ist 
nicht vorgesehen; die Haftung hängt also nicht 
davon ab, daß der Besitzer den Stoff „als ihm ge- 
hörend" (§ 872 BGB) besitzt. Kommt eine Haftung 
mehrerer Besitzer in Betracht, so regelt sich die 
Haftung im Innen- und Außenverhältnis nach § 35. 
Dem Besitzdiener (§ 855 BGB) ist die strengere Haf- 
tung des § 26 dagegen nicht auferlegt. 

Nach Absatz 3 haftet in gleicher Weise wie der 
Besitzer derjenige, der den Besitz des Stoffes ver- 
loren hat, ohne ihn auf eine Person zu übertragen, 
die nach diesem Gesetz oder einer auf Grund des 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung zum Besitz 
berechtigt ist. Die Frage, wann der Besitz im Sinne 
des Absatzes 3 verloren ist, ist nach § 856 BGB zu 
beurteilen. Durch Absatz 3 wird erreicht, daß die 
Haftung eines früheren Besitzers namentlich dann 
fortdauert, wenn er den Besitz aufgegeben hat, 
z. B. eine radioaktive Sache weggev/orfen hat, und 
ein anderer diese Sache in Unkenntnis ihrer gefähr- 
lichen Eigenschaften in Besitz nimmt. 

Das Verhältnis des § 26 zu § 25 ist dahin gere- 
gelt, daß die in § 26 festgelegte Besitzerhaftung nur : 
in Fällen eingreift, in denen die Haftung sich nicht 
nach § 25 bestimmt. 

Ähnlich wie in § 8 des Straßenverkehrsgesetzes die 
Gefährdungshaftung des Kraftfahrzeughalters ge- 
genüber den Insassen des Kraftfahrzeugs und den 
bei dem Betrieb tätigen Personen ausgeschlossen 
ist, ist durch Absatz 4 die Haftung nach § 26 gegen- 
über Personen ausgeschlossen, die die besondere • 
Gefahr (z. B. der Einwirkung eines radioaktiven 
Stoffes) in Kauf genommen haben. Für den Fall 
der Heilbehandlung ist der Haftungsausschluß in- 
folge des Inkaufnehmens der besonderen Gefahr im 
Entwurf geregelt (Nummer 1). Im übrigen ist die 
Frage, ob die Gefahr in Kauf genommen worden ist, 
auf Grund näherer Untersuchung der Grundlagen 
des Rechtsverhältnisses zu beantworten. Auch wo 
eine ausdrückliche Bestimmung — wie meist — 
fehlt, kann sich aus getroffenen besonderen Ver- 
einbarungen oder durch Auslegung und Ermittlung 
des Parteiwillens in Anwendung der §§ 133, 157 
und 242 BGB aus der Natur des Rechtsverhältnisses 
ergeben, daß die Gefahr in Kauf genommen ist. Un- 
berührt bleiben daneben andere die Haftung be- 
schränkende oder ausschließende Vorschriften, z. B. 

§ 898 der Reichsversicherungsordnung und entspre- 
chende Vorschriften des Beamten- und Versor- 
gungsrechts. Dies bedarf keiner besonderen Hervor- 
hebung. Es erübrigt sich auch im Gesetz auszu- 
sprechen, inwieweit gesetzliche oder vertragliche 
Haftungsbeschränkungen (wie z. B. §§ 690, 1664 
BGB) die Gefährdungshaftung ausschließen. Diese 


Frage muß nach den allgemein für ähnliche Fälle 
geltenden Grundsätzen entschieden werden. Der 
Zweck des Absatzes 4 ist lediglich, diejenigen Fälle 
aus der strengeren Haftung auszunehmen, in denen 
der Verletzte durch Rechtsgeschäft die Gefahr auf 
sich genommen hat. Daß auch in Fällen des Ab- 
satzes 4 eine deliktische oder vertragliche Haftung 
bestehen kann und daß eine solche deliktische oder 
vertragliche Haftung nach Maßgabe des § 254 BGB 
und nach den von der Rechtsprechung entwickelten 
Grundsätzen über das Handeln auf eigene Gefahr 
eingeschränkt sein kann, bedurfte keiner Erwäh- 
nung. 

Zu § 27 

Diese Vorschrift entspricht dem § 9 des Straßenver- 
kehrsgesetzes. 

Zu §§ 28 bis 30 

Die in §§ 28 bis 30 enthaltenen Vorschriften über 
die Ersatzpflicht im Falle der Tötung oder Körper- 
verletzung entsprechen §§ 10, 11 und 13 des Stra- 
ßenverkehrsgesetzes. Es ist besonders darauf hin- 
zuweisen, daß auch hier ein Schmerzensgeld nicht 
gewährt wird. Der Verletzte kann ein Schmerzens- 
geld also nur verlangen, wenn er die Vorausset- 
zungen einer unerlaubten Handlung im Sinne der 
§§ 823 ff. BGB, insbesondere des § 831 BGB darzu- 
tun vermag. Zu den Körperschäden, für die nach 
§§ 28 bis 30 Ersatz zu leisten ist, können bei An- 
wendung der vom Bundesgerichtshof für den Fall 
der Schädigung einer Leibesfrucht durch Luesinfek- 
tion entwickelten Grundsätze (Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs in Zivilsachen Band 8, Seite 243) 
auch die sogenannten genetischen Spätschäden ge- 
hören, die als Folgen der Einwirkung radioaktiver 
Strahlen auftreten können. Eine Begrenzung des 
Ersatzes solcher Schäden ergibt sich allerdings in 
jedem Falle durch die 30jährige Verjährungsfrist 
des § 32. 

Zu § 31 

Die sich aus den Sonderhaftungstatbeständen dieses 
Gesetzes ergebende strengere Haftung soll ihren 
Ausgleich in einer Begrenzung des Umfangs der 
Schadensersatzpflicht finden, wie dies auch bei an- 
deren Haftpflichtgesetzen (Straßenverkehrsgesetz, 
Luftverkehrsgesetz, Reichshaftpflichtgesetz) der Fall 
ist. Diese Begrenzung ist vom Standpunkt des zu 
schützenden Personenkreises aus vertretbar, denn 
neben der Haftung aus den besonderen Tatbestän- 
den des Gesetzes soll, wie in § 34 ausdrücklich aus- 
gesprochen wird, eine etwa weitergehende Haftung 
nach sonstigen Vorschriften, insbesondere die Haf- 
tung nach §§ 823 ff. BGB grundsätzlich unberührt 
bleiben. Der Entwurf sieht eine Beschränkung der 
Haftung auf bestimmte Schäden (Personenschäden 
ohne Schmerzensgeld und Sachschäden) vor, außer- 
dem eine zahlenmäßige Begrenzung durch Haf- 
tungshöchstbeträge für die einzelnen Geschädigten. 

§ 31 begrenzt für den Fall der Tötung oder Ver- 
letzung eines Menschen in Anlehnung an § 7 a des 
Reichshaftpflichtgesetzes, das zur Zeit überarbeitet 
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und möglicherweise auf weitere Tatbestände ausge- 
dehnt wird, den Schadensersatz wegen Aufhebung 
oder Minderung der Erwerbsfähigkeit, wegen Ver- 
mehrung der Bedürfnisse oder wegen Erschwerung 
des Fortkommens des Verletzten sowie den gemäß 
§ 28 Abs. 2 einem Dritten zu gewährenden Scha- 
densersatz auf eine Jahresrente von 15 000 Deutsche 
Mark. Die Bundesregierung hält diese Höchstgrenze 
für angemessen. Auf Grund der in §§ 13 bis 16 und 
§§ 37 bis 40 enthaltenen Regelung ist diese Haftung 
auch für Atomanlagen realisierbar, ohne daß die 
Höhe der Haftung prohibitiv auf die wirtschaftliche 
Nutzung der Kernenergie einwirken kann. Verzich- 
tet wird auf eine Kapitalhöchstgrenze für die ein- 
maligen Schäden infolge der Tötung oder Verlet- 
zung eines Menschen, z. B. Heilungskosten. Die 
Bundesregierung vertritt hierzu die Auffassung, 
daß gerade bei schweren Schäden das Bedürfnis be- 
steht, daß diese einmaligen Schäden voll ersetzt 
werden. Einmalige Schäden führen ebenso wie im 
Reichshaftpflichtgesetz nicht zu einer Verkürzung 
der Rente. 

§ 31 enthält ferner eine Begrenzung des Schadenser- 
satzes für den Fall der Sachbeschädigung. Die Frage, 
bis zu welchem Betrag im Falle von Sachbeschädi- 
gung gehaftet werden soll, ist dahin beantwortet, 
daß Ersatz nur bis zur Höhe des gemeinen Werts 
der beschädigten Sache zuzüglich der Kosten für die 
Sicherung gegen die von ihr ausgehende Strah- 
lungsgefahr zu leisten ist. Von einer zahlenmäßigen 
Begrenzung ist abgesehen, weil hier — anders als 
nach dem Straßenverkehrsgesetz — auch mit Schä- 
den beträchtlichen Umfangs an Grundstücken ge- 
rechnet werden muß, für die eine Haftungshöchst- 
summe ebenso wie im Gesetz über die Haftpflicht 
der Eisenbahnen und Straßenbahnen für Sachscha- 
den untunlich ist. Im Rahmen des hiernach sich er- 
gebenden Höchstbetrages sind auch Nutzungs- 
schäden zu ersetzen. 

Der Entwurf enthält im Gegensatz zur Vorlage in 
der 2. Wahlperiode, aber in Übereinstimmung mit 
der Ausschußfassung der 2. Wahlperiode für die 
Haftung aus dem Besitz radioaktiver Stoffe (§ 26) 
keine Höchstgrenzen mehr für den gesamten aus 
einem Ereignis zu leistenden Schadensersatz. Eine 
solche Begrenzung erscheint deshalb nicht erforder- 
lich, weil hier Massenschäden nicht auftreten kön- 
nen und weil sich daher aus der Kumulierung der 
begrenzten Einzelschäden auch eine vernünftige 
Begrenzung des gesamten Schadensumfangs ergibt. 
Soweit eine Haftung nach § 25 in Betracht kommt 
ist dagegen eine Begrenzung des Gesamtrisikos des 
Inhabers der Anlage notwendig. Es ist jedoch nicht 
vertretbar, durch eine solche Begrenzung die Scha- 
densersatzansprüche etwaiger Opfer in nennens- 
wertem Umfang zu verkürzen. In Weiterentwick- 
lung der bereits vom zuständigen Ausschuß in der 
2. Wahlperiode vorgeschlagenen Lösung (Druck- 
sache 3502 der 2. Wahlperiode, § 27 Abs. 2 bis 5) 
enthalten deshalb die §§ 37 bis 40 dieses Entwurfs 
eine Regelung, wonach auch die Gefährdungshaf- 
tung nach außen hin im wesentlichen unbeschränkt 
bleibt, das Risiko des Haftpflichtigen aber von 


einem bestimmten Betrag an dadurch beseitigt wird, 
daß ihm der Bund zur Freistellung verpflichtet ist. 

Zu § 32 

Diese Vorschrift entspricht dem § 14 des Straßen- 
verkehrsgesetzes. 

Zu § 33 

In Anlehnung an § 15 des Straßenverkehrsgesetzes, 
§ 26 des Luftverkehrsgesetzes und § 5 des Gesetzes 
über die Haftpflicht der Eisenbahnen und Straßen- 
bahnen für Sachschaden ist ©ine Verwirkung für 
den Fall vorgesehen, daß der Verletzte nicht inner- 
halb dreier Monate, nachdem er von dem Schaden 
und der Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis er- 
langt hat, dem Ersatzpflichtigen den Schaden an- 
zeigt. Die Person des Ersatzpflichtigen ist dem Ver- 
letzten erst dann bekannt, wenn der ursächliche Zu- 
sammenhang mit der Strahlenquelle erkannt ist. In 
zwei Fällen ist der Rechtsverlust durch Verwir- 
kung ausgeschlossen: 

1. wenn der Ersatzberechtigte das Unterbleiben 
der Anzeige nicht zu vertreten hat, 

2. wenn der Ersatzpflichtige innerhalb der drei 
Monate auf andere Weise von dem Schaden 
Kenntnis erhalten hat. 

Zu § 34 

Die Vorschrift entspricht dem § 16 des Straßenver- 
kehrsgesetzes, dem § 28 des Luftverkehrsgesetzes 
und dem § 7 des Gesetzes über die Haftpflicht der 
Eisenbahnen und Straßenbahnen für Sachschaden. 
Abweichend von diesen Vorschriften werden aller- 
dings nicht nur bundesgesetzliche Vorschriften, son- 
dern gesetzliche Vorschriften jeder Art, also auch 
Vorschriften des Landesrechts, ausdrücklich als 
durch die Haftungsvorschriften dieses Abschnitts 
grundsätzlich unberührt bezeichnet. Damit soll na- 
mentlich der Entscheidung der Frage, inwieweit 
neben den Gefährdungshaftungsansprüchen dem 
Landesrecht zugehörige Aufopferungsansprüche gel- 
tend gemacht werden können, nidit vorgegriffen 
werden. Ausnahmen von dem Grundsatz, daß wei- 
tergehende Ansprüche unberührt bleiben, ergeben 
sich aus § 39 (vgl. die Begründung hierzu). 

Zu § 35 

Die Vorschrift entspricht, abgesehen von den sich 
aus der Sachlage ergebenden Änderungen, dem § 17 
des Straßenverkehrsgesetzes, dem § 27 des Luft- 
verkehrsgesetzes und dem § 8 des Gesetzes über 
die Haftpflicht der Eisenbahnen und Straßenbahnen 
für Sachschaden. 

Zu § 36 

Absatz 1 schreibt vor, daß der Absender von Kern- 
brennstoffen oder sonstigen radioaktiven Stoffen 
dem Beförderer gegenüber verpflichtet ist, Vor- 
sorge für die Erfüllung der gesetzlichen Schadens- 
ersatzverpflichtungen des Beförderers, die sich aus 
der Beförderung ergeben, zu treffen. Der Beförderer 
könnte die ihm nach den §§ 4, 11 und 13 oblie- 
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gende Deckungsvorsorge für Haftpflichtschäden 
kostenmäßig nur dann selbst tragen, wenn das Be- 
förderungsentgelt entsprechend erhöht würde; denn 
die üblichen Frachtsätze stehen außer Verhältnis 
zu den Kosten der Deckungsvorsorge. Im Bereich 
der Binnenverkehrsträger (Eisenbahn, Straßenver- 
kehr, Binnenschiffahrt) würde die notwendige Er- 
höhung das dort auf Festfrachten beruhende Tarif- 
system sprengen, indem eine Sonderklasse geschaf- 
fen werden müßte, die sich von allen übrigen Tarif- 
klassen nach oben hin weit absetzen würde. Auch 
könnte das Beförderungsentgelt nicht durch eine 
feste Größe ausgedrückt werden, sondern wäre nach 
Maßgabe der jeweiligen Höhe der Haftpflichtver- 
sicherungsprämie starken Schwankungen ausge- 
setzt. Im Ergebnis müßten die tarifgebundenen Ver- 
kehrsunternehmer die Frachtsätze von Fall zu Fall 
festsetzen. Dies wäre weder mit dem deutschen 
noch mit dem internationalen Frachtbildungssystem 
vereinbar. Daher wälzt § 36 die Deckungsvorsorge 
des Beförderers im Innenverhältnis auf den am Be- 
förderungsgut stärker interessierten Absender ab. 

Bei einem Eisenbahnunternehmer, der nach § 4 
Abs. 3 eine allgemeine Genehmigung erhalten hat, 
kommt als technische Schwierigkeit hinzu, daß er 
sich erst einen Versicherer suchen müßte, wenn das 
Beförderungsgut aufgeliefert wird. Anderenfalls 
dürfte er die Beförderung nicht ausführen. 

Die durch den Absender zu treffende Deckungsvor- 
sorge bezieht sich nur auf die speziellen Risiken, 
die sich aus der besonderen Eigenschaft, nämlich j 
der Radioaktivität des zu befördernden Stoffes er- 
geben. Eine besondere Deckungsvorsorge für den 
Beförderungsvorgang wird häufig nicht erforderlich 
sein, weil mit der Besitzerhaftung des Beförderers 
die Besitzerhaftung des Absenders konkurriert, für 
die ihrerseits bereits eine Deckungsvorsorge be- 
stehen muß. 

Die Haftung des Beförderers gegenüber einem ge- 
schädigten Dritten (Außenverhältnis) wird durch die 
getroffene Regelung nicht berührt. Sie richtet sich 
regelmäßig nach § 26, gleichgültig, ob die Beförde- 
rung von einem Verkehrsunternehmen oder vom 
Verfügungsberechtigten selbst ausgeführt wird. Im 
letzteren Falle bestimmt sich die Verpflichtung zur 
Deckungsvorsorge ausschließlich nach § 13. 

In Absatz 2 ist festgelegt, daß sich Art, Umfang und 
Höhe der vom Absender zu treffenden Deckungs- 
vorsorge danach richten, welche Vorsorge der Be- 
förderer nach § 13 zu treffen hätte. 

Die in Absatz 3 getroffene Regelung ist durch die 
Vorschrift des § 13 Abs. 4 notwendig geworden, 
wonach der Bund und die Länder von der Ver- 
pflichtung zur Deckungsvorsorge befreit sind. Tref- 
fen sie dennoch Deckungsvorsorge, ist Absatz 3 
nicht anwendbar. 

Zu § 37 

§ 37 bestimmt, unter welchen Voraussetzungen der 
Bund einen zum Schadensersatz Verpflichteten von 
seiner Haftung freizustellen hat. Ein solches Eintre- 
ten des Bundes ist notwendig. Die Möglichkeit, daß j 
sich beim Betrieb von Atomanlagen Großschäden | 


ereignen, ist zwar außerordentlich gering. Sie kann 
aber nicht mit letzter Sicherheit ausgeschlossen 
werden. Besteht aber eine, wenn auch sehr ent- 
fernte Möglichkeit von Großschäden, so müssen 
sich die möglicherweise zur Haftung Verpflichteten 
im Interesse ihrer eigenen wirtschaftlichen Existenz 
und im Interesse der Geschädigten gegen ein sol- 
ches Risiko schützen können. Im Augenblick ist es 
noch nicht möglich, für ein solches Katastrophen- 
risiko ausreichenden Haftpflichtversicherungsschutz 
zu erlangen. Dieser Umstand hat schon die zustän- 
digen Ausschüsse des 2. Bundestages veranlaßt, ein 
Eintreten des Bundes vorzuschlagen. Das Atomge- 
setz wurde jedoch nicht mehr verabschiedet. In der 
Zwischenzeit wurde dieser Gedanke erstmals in 
den Vereinigten Staaten durch das Anderson-Price- 
Gesetz, das ein Eintreten der Atomic Energy Com- 
mission bis zu 500 Millionen Dollar vorsieht, in die 
Tat umgesetzt. Zum mindesten für die nächsten 
Jahre erscheint ein ausreichender Schutz der Atom- 
wirtschaft und der Allgemeinheit gegen die mit 
dem Betrieb von Atomanlagen verbundenen Risi- 
ken ohne Mithilfe des Staates auch in der Bundes- 
republik unmöglich. Diese rechtfertigt sich aus der 
gesetzlichen Zulassung und Förderung einer privat- 
wirtschaftlich nicht völlig abdeckbaren Gefahren- 
quelle, die aber im Interesse der Wettbewerbsfähig- 
keit der Bundesrepublik in der Welt und damit im 
Interesse der Sicherung von Arbeitsplätzen in Kauf 
genommen werden muß. 

Die Gründe, die ein Eintreten des Bundes notwen- 
dig machen, lassen gleichzeitig die Grenzen dieser 
staatlichen Hilfeleistung erkennen. Das Eintreten 
des Bundes kann auf die mit dem Betrieb von An- 
lagen im Sinnne des § 7 verbundenen Risiken 
beschränkt werden, weil nur hier die Möglichkeit 
von Großschäden besteht. Es kann und muß auch in 
diesem verhältnismäßig engen Bereich auf das nicht 
mehr versicherbare Katastrophenrisiko beschränkt 
werden, weil kein Anlaß besteht, den Unternehmen 
der Atomwirtschaft auch die normalen Betriebsrisi- 
ken abzunehmen. 

Absatz 1 beschränkt demgemäß die Freistellungs- 
verpflichtung des Bundes auf diejenigen Fälle, in 
denen eine Haftung nach § 25 in Frage kommen 
kann, d. h. auf typische Atomschäden aus dem Be- 
trieb von Atomanlagen im Sinne des § 7 und den 
ihr zugehörigen Einrichtungen oder Handlungen. 
Innerhalb dieses Bereichs gewährt die Freistellungs- 
verpflichtung des Bundes jedoch nicht nur Schutz 
gegen das Haftungsrisiko aus § 25, sondern auch 
gegen das Haftungsrisiko aus anderen Rechtsgrün- 
den. Die Freistellungsverpflichtung schützt sowohl 
den Inhaber der Anlage als auch die Zulieferer und 
die Beschäftigten, wenn sie wegen eines typischen 
Atomschadens gesetzlichen Schadensersatzverpflich- 
tungen ausgesetzt sind, soweit diese den Höchst- 
betrag der nach § 13 angeordneten Deckungsvor- 
sorge übersteigen oder von ihr aus sonstigen Grün- 
den nicht zu decken sind. Wegen der Notwendig- 
keit der Einbeziehung von Beschäftigten und Zulie- 
ferern in den Schutz kann auf die Ausführungen zu 
§ 15 verwiesen werden. Der Schutz schließt lücken- 
los an die Deckungsvorsorge, regelmäßig also an 
den Haftpflichtversicherungsschutz, an, besteht also 
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auch dort, wo der Versicherungsschutz infolge ver- 
sidierungstechnischer No twendjigk eiten Lücken ent- 
hält. 

Die Freistellungsverpflichtung des Bundes war in 
der Ausschußfassung der letzten Legislaturperiode 
der Höhe nach unbegrenzt. Eine Begrenzung ergab 
sich jedoch durch die Kumulierung der Einzelhaf- 
tungshöchstbeträge, da sich die vom zuständigen 
Ausschuß des 2. Bundestages vorgeschlagene Frei- 
stellungsverpflichtung nur auf die Gefährdungshaf- 
tung bezog. Da die Freistellungsverpflichtung des 
Bundes nach der jetzt vorgesehenen Regelung 
grundsätzlich Schutz gegen alle gesetzlichen Sdia- 
densersatzverpflichtungen gewähren soll, ist eine 
Begrenzung der Freistellungsverpflichtung des Bun- 
des geboten, da auch der Bund nicht unbegrenzt 
haften kann. Es darf in diesem Zusammenhang dar- 
auf hingewiesen werden, daß auch die Vereinigten 
Staaten trotz ihrer im Vergleich zur Bundesrepublik 
ungleich höheren Finanzkraft im „Anderson-Price- 
Act" eine Begrenzung der Verpflichtung der Ato- 
mic Energy Commission auf 500 Millionen Dollar 
vorgesehen haben. Die Begrenzung der Freistel- 
lungsverpflichtung des Bundes muß jedoch so hodi 
liegen (500 Millionen Deutsche Mark abzüglich des 
durch die Eigenvorsorge zu deckenden Betrages), 
daß sie nach menschlichem Ermessen nicht zu einer 
Verkürzung der Schadensersatzansprüche etwaiger 
Opfer führen kann. Schließlich erscheint es auch 
erforderlich, die Freistellungsverpflichtung des Bun- 
des zeitlich zu begrenzen, da sie in unserer Rechts- 
und Wirtschaftsordnung einen Ausnahmefall dar- 
stellen soll und da sie zunächst nur für den Ent- 
wicklungszeitraum erforderlich scheint, in dem we- 
gen des Fehlens ausreichender Erfahrungen der 
Wirtschaft eine volle privatwirtschaftliche Abdek- 
kung des Haftpflichtrisikos noch nicht möglich ist. 
Die zeitliche Begrenzung soll in der Weise erfolgen, 
daß die Freistellungsverpflichtung nur eingreift, 
wenn die erforderliche Genehmigung bis zum 31. 
Dezember 1965 erteilt ist und mit dem Betrieb der 
genehmigten Anlage oder der Tätigkeit bis zu die- 
sem Zeitpunkt begonnen worden ist. In diesen Fäl- 
len gilt sie allerdings auch über den genannten Zeit- 
punkt hinaus. Vor Ablauf des 31. Dezember 1965 
wird zu prüfen sein, ob die Freistellungsverpflich- 
tung des Bundes, die im Augenblick für die Ent- 
wicklung einer Atomwirtschaft zu friedlichen Zwek- 
ken und zum Schutz etwaiger Opfer erforderlich ist, 
infolge der Ausweitung der Versicherungskapazi- 
täten ganz entbehrt werden kann oder ob der vor- 
stehend genannte Zeitpunkt noch einmal hinausge- 
schoben werden muß. 

Gewisse Eigenschäden des Anlageinhabers, der Zu- 
lieferer und der Beschäftigten, für die sich diese 
Personen gegenseitig haftpflichtig machen können, 
sollen wegen der nahen Beziehungen dieser Per- 
sonen zueinander und zum Betrieb der Anlage nicht 
in erster Linie nach Haftpflichtredit, sondern nach 
anderen Maßstäben abgewickelt werden. Sie 
werden voraussichtlich nicht in den Haftpflicht- 
versicherungsschutz eingeschlossen werden kön- 
nen. Absatz 2 schließt aus, daß diese Schadens- 
ersatzverpflichtungen durch die Freistellungsver- 
pflichtrmg des Bundes gedeckt werden. Zu den hier- 


nach nicht von der Freistellungsverpflichtung des 
Bundes erfaßten Schadensersatzverpflichtungen ge- 
hören linsbesondere Verpflichtungen infolge von 
Schäden an der Anlage und den ihr zugehörigen 
Betriebsgrundstücken, Betriebseinrichtungen, Be- 
triebsgeräten usw. und Schäden, die dem Inhaber 
der Anlage, dem Zulieferer und dem Beschäftigten 
beim Betrieb der Anlage entstehen. Eine solche Haf- 
tung wird aktuell, wenn der Inhaber Ansprüche 
gegen Mitbeteiligte hat oder wenn die Anlage nicht 
dem Inhaber (Betreiber) gehört. Die hier in Frage 
kommenden Schäden können aber im wesentlichen 
durch die Sachversicherer abgedeckt werden. Im üb- 
rigen list es, da der Kreis der Beteiligten von vorn- 
herein feststeht, möglich und wünschenswert, daß 
über die Abwicklung solcher Schäden vor oder nach 
Eintritt des Schadens besondere Vereinbarungen ge- 
troffen werden. 

Die Freistellungsverpflichtung des Bundes muß den 
zur Freistellung Berechtigten etwa in gleicher Weise 
schützen, wie eine einen sehr breiten Risikobereich 
erfassende Haftpflichtversicherung. Absatz 3 schreibt 
deshalb vor, daß die einschlägigen Vorschriften des 
Versidierungsvertragsgesetzes auf die Freistellungs- 
verpflichtung des Bundes sinngemäß anwendbar 
sind, soweit sich nicht aus den nachfolgenden Vor- 
schriften etwas anderes ergibt. 

Zu § 38 

Durch Eigenvorsorge und Freistellungsverpflichtung 
des Bundes steht für die Erfüllung der durch Atom- 
schäden verursachten gesetzlichen Schadensersatz- 
verpflichtungen ein Betrag von 500 Millionen Deut- 
sche Mark je Schadensereignis zur Verfügung. Die- 
ser Betrag ist so hoch, daß nach allen bisherigen 
Erfahrungen nicht damit gerechnet werden muß, 
daß er ausgeschöpft werden wird. Trotzdem ist es 
erforderlich, auch für den unwahrscheinlichen Fall, 
daß dieser Betrag nicht zur Befriedigung aller Ge- 
schädigten ausreichen sollte, eine Regelung vorzu- 
sehen. Ein Schadensereignis der genannten Größen- 
ordnung würde jedoch eine nationale Katastrophe 
von solchen Ausmaßen darstellen, daß es heute 
noch nicht möglich ist, für ihre Abwicklung schon 
ins einzelne gehende Vorschriften zu erlassen. Es 
ist vielmehr zweckmäßig, daß eine solche Regelung 
den besonderen Erfordernissen des Schadensfalles 
angepaßt wird. § 38 schreibt deshalb vor, daß die 
Verteilung der zur Erfüllung gesetzlicher Schadens- 
ersatzverpflichtungen zur Verfügung stehenden Mit- 
tel sowie das dabei zu beobachtende Verfahren 
durch ein besonderes Gesetz, bis zum Erlaß eines 
solchen Gesetzes durch Rechtsverordnung geregelt 
werden, wenn damit zu rechnen ist, daß die gesetz- 
lichen Schadensersatzverpflichtungen aus einem 
Schaden sereignis den Betrag von 500 Millionen 
Deutsche Mark übersteigen. Die durch besonderes 
Gesetz zu treffende Regelung muß vor allem auch 
Vorschriften über das bei der Befriedigung der Ge- 
schädigten zu beobachtende Verfahren enthalten, 
das zweckmäßigerweise ein konkursähnliches Ge- 
samtverfahren sein sollte. 

Absatz 1 enthält, wie bereits erwähnt, die Ermächti- 
gung, daß bis zum Erlaß eines entsprechenden Ge- 
setzes eine Regelung durch Rechtsverordnung er- 
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folgt. Die Rechtsverordnung darf jedoch nur vorläu- 
figen Charakter haben. Absatz 2 schreibt deshalb 
vor, daß die Rechts Verordnung über die Verteilung 
von Mitteln nur solche Regelungen treffen kann, 
die zur Abwendung von Notständen erforderlich 
sind, und daß sie sicherstellen muß, daß die durch 
Gesetz zu regelnde Befriedigung der Gesamtheit 
aller Geschädigten nicht durch die vorherige Be- 
friedigung einzelner Geschädigter un an gern es sei? 
beeinträchtigt wird. 

Zu § 39 

Bei der in § 37 vorgesehenen Begrenzung der Ein- 
trittspflicht des Bundes auf äußerstenfalls 500 Mil- 
lionen Deutsche Mark ist für die zur Haftung Ver- 
pflichteten der Schutz gegen die mit dem Betrieb 
einer Anlage verbundenen Risiken erst vollkom- 
men, wenn man die materiellen Haftungsansprüche 
gegen sie ausschließt, soweit sie nicht durch Ver- 
sicherung und Freistellungsverpflichtung des Bun- 
des gedeckt sind. Ein solcher Eingriff in das bürger- 
liche Recht kann in Kauf genommen werden; denn 
ohne die Freistellungsverpflichtung des Bundes 
würde die finanzielle Kraft der Haftpflichtigen schon 
bei einem viel niedrigeren Betrag erschöpft sein, so 
daß die Geschädigten in dem dann in Frage kom- 
menden Konkursverfahren mit wesentlich größeren 
Ausfällen als nach der hier vorgeschlagenen Lösung 
rechnen müßten. Absatz 1 enthält demgemäß einen 
grundsätzlichen Ausschluß weitergehender Ansprü- 
che. Dies bedeutet, daß diejenigen Schadensersatz- 
verpflichtungen, die von der Freistellungsverpflich- 
tung des Bundes gedeckt sind, nur bis zu 500 Mil- 
lionen Deutsche Mark befriedigt werden. Darüber 
hinausgehende Ansprüche müssen ausgeschlossen 
werden. 

Da sich der grundsätzliche Ausschluß weitergehen- 
der, d. h. 500 Millionen Deutsche Mark übersteigen- 
der Ansprüche nach Absatz 1 nur auf diejenigen 
Schadensersatzverpflichtungen bezieht, die bis zu 
500 Millionen Deutsche Mark von der Freistellungs- 
verpflichtung des Bundes gedeckt sind, ist es erfor- 
derlich, auch für diejenigen Schadensersatzverpflich- 
tungen eine Regelung zu treffen, auf die sich gemäß 
§ 37 Abs. 2 die Freistellungsverpflichtung des 
Bundes nicht bezieht (sogenannte Eigenschäden, vgl. 
Begründung zu § 37 Abs. 2). Eine solche Regelung 
enthält Absatz 2. Für die erwähnten Eigenrisiko- 
fälle schließt Absatz 2 Satz 1 zunächst die Gefähr- 
dungshaftung aus. Die Sätze 2 und 3 behandeln so- 
dann sonstige gesetzliche Schadensersatzansprüche, 
die sich aus Anlaß eines unter das Eigenrisiko fal- 
lenden Schadensfalles gegen den zur Deckungsvor- 
sorge Verpflichteten und die in § 15 Abs. 2 bezeich- 
neten Personen (Zulieferer, Bedienstete usw.) rich- 
ten können, also insbesondere Ansprüche aus § 823 
ff. BGB. Diese Schadensersatzansprüche werden in 
Nachbildung des § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB in der 
Weise abgeschwächt, daß sie nur gegeben sind, 
wenn der Geschädigte nicht auf andere Weise 
Ersatz zu erlangen vermag. Dabei ist es jedoch not- 
wendig, eine unbillige Folge auszuschließen, die 
sich aus der Auslegung ergibt, die § 839 Abs. 1 
Satz 2 BGB in der Rechtsprechung gefunden hat. 


Diese Rechtsprechung würde in dem hier geregelten 
Zusammenhang bedeuten, daß auch in Fällen, in 
denen beispielsweise der Reaktorunternehmer aus 
unerlaubter Handlung und ein Dritter gleichfalls 
aus unerlaubter Handlung an sich schadensersatz- 
pflichtig wären, abweichend von § 840 BGB der 
Dritte allein in Anspruch genommen werden könnte. 
Absatz 2 Satz 3 schließt deshalb diese Folge aus- 
drücklich aus. 

Eine Begünstigung durch den Ausschluß oder die 
Begrenzung von Schadensersatzverpflichtungen ver- 
dient nicht, wer den Schaden vorsätzlich herbeige- 
führt hat. Es erscheint vielmehr gerecht, daß dieser 
bis zur Erschöpfung seiner finanziellen Leistungs- 
fähigkeit in Anspruch genommen werden kann. Ab- 
satz 3 bestimmt deshalh, daß die Vorschriften des 
Absatzes 1 und des Absatzes 2 Sätze 2 und 3 nicht 
gelten, wenn der in Anspruch Genommene den 
Schaden vorsätzlich herbeigeführt hat und wenn 
dies strafgerichtlich festgestellt ist oder ein Straf- 
verfahren aus anderen Gründen als wegen Mangels 
an Beweis nicht eingeleitet oder durchgeführt wer- 
den kann. 

Die den Ausschluß weitergehender Ansprüche re- 
gelnden Absätze 1 bis 3 knüpfen ah die Freistel- 
lungsverpflichtung des Bundes an. Sie gelten des- 
halb nicht für die Haftung des Bundes für eigene 
Anlagen; hier ist eine Freistellungsverpflichtung 
des Bundes nicht denkbar. Da es angebracht er- 
scheint, die Haftung für Atomanlagen gleich aus- 
zugestalten, gleichgültig ob die Anlagen dem Bund, 
einem Land oder einem P.rivatunternehmen gehö- 
ren, ist es erforderlich, die Regelung der Absätze 
1 bis 3 auch insoweit für sinngemäß anwendbar zu 
erklären, als der Bund nicht einem anderen zur 
Freistellung verpflichtet ist, sondern selbst haftet. 
Diese Regelung enthält Absatz 4. 

Absatz 5 bestimmt, daß auch diejenigen, die gemäß 
Absatz 3 berechtigt sind, über 500 Millionen Deut- 
sche Mark hinaus Schadensersatzansprüche geltend 
zu machen, sich zunächst an dem nach § 38 noch zu 
regelnden Gesamtabwicklungsverfahren beteiligen 
müssen. Sie können Schadensersatzansprüche nur 
geltend machen, soweit sie in dem Verfahren nach 
§ 38 eine Befriedigung nicht erlangt haben oder 
offensichtlich nicht erlangen können. 

Zu § 40 

Die Vorschrift befaßt sich mit dem Rückgriff des 
Bundes gegenüber den gemäß § 37 von der Haftung 
freizustellenden Personen. Die Verpflichtung des 
Bundes ist gegenüber diesen Personen so ausgestal- 
tet, daß dem Bund hier eine ähnliche Stellung wie 
einem Haftpflichtversicherer zukommt. Ein Haft- 
pflichtversicherer ist gegenüber seinem Versiche- 
rungsnehmer in gewissen Fällen von der Verpflich- 
tung zur Leistung frei. Dies ergibt sich aus einer 
Reihe von Vorschriften des Versicherungsvertrags- 
gesetzes sowie aus den allgemeinen Versicherungs- 
bedingungen, die Bestandteil des Versicherungs- 
vertrages werden. Da die Freistellungsverpflichtung 
des Bundes nicht vertraglich, sondern gesetzlich 
begründet wird, müssen zu den sich bereits aus der 
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sinngemäßen Anwendung der einschlägigen Bestim- 
mungen des Versicherungsvertragsgesetzes erge- 
henden Leistungsausschlußgründen an Stelle der 
üblicherweise im Versicherungsvertrag vereinbar- 
ten hier weitere gesetzliche Leistungsausschluß- 
gründe hinzukommen. Diese Gründe sind in Absatz 
1 Nr. 1 bis 3 im einzelnen aufgeführt. Wenn der 
Bund gegenüber einer von der Haftung freizustel- 
lenden Person aus besonderen Gründen von der 
Verpflichtung zur Leistung frei ist oder frei wird, 
so beeinträchtigt dies den Schutz der übrigen frei- 
zustellenden Personen nicht. Vorsätzliches Handeln 
des Verrichtungsgehilfen eines Zulieferers berührt 
z. B. nur den Schutz dieses Verrichtungsgehilfen, 
nicht den Schutz des Zulieferers selbst. Die Lei- 
stungsfreiheit des Bundes gegenüber bestimmten 
Personen darf auch die Befriedigung der Geschädig- 
ten nicht beeinträchtigen. Absatz 2 bestimmt des- 
halb, daß sich der Bund einem Geschädigten gegen- 
über nicht auf die Leistungsfreiheit nach Absatz 1 
berufen kann. Der Bund ist deshalb auch im Falle 
der Leistungsfreiheit verpflichtet, die Geschädigten 
zu befriedigen. Er erlangt jedoch, soweit er einen 
Geschädigten befriedigen muß, einen Rückgriffsan- 
spruch gegenüber demjenigen, im Verhältnis zu 
dem er von der Verpflichtung zur Leistung frei ist. 
Dies bestimmt Absatz 3. 

Die Freistellungsverpflichtung des Bundes setzt 
regelmäßig erst dann ein, wenn die gemäß § 13 
angeordnete Dedcungsvorsorge erschöpft ist. Durch 
eine sachwidrige Schadensregulierung eines Haft- 
pflichtversicherers oder durch eine entsprechende 
Handlung eines Bürgen oder einer sonstigen mit- 
haftenden Person könnte sich deshalb eine erhöhte 
Freistellungsverpflichtung des Bundes ergeben. Aus 
diesem Grund normiert Absatz 4 ein Rückgriffsrecht 
des Bundes gegen den Haftpflichtversicherer einer 
freizustellenden Person, einen Bürgen oder eine son- 
stige mithaftende Person, wenn diese einen Scha- 
densersatzanspruch ohne Zustimmung des Bundes 
anerkannt oder befriedigt haben. Um die Schadens- 
regulierung nicht unnötig zu behindern, wird die- 
ser Rückgriffsanspruch jedoch nur gegeben, wenn 
damit gerechnet werden muß, daß die Schäden die 
Eigenvorsorge übersteigen. Er wird sogar in die- 
sem Falle ausgeschlossen, wenn die Anerkennung 
oder Befriedigung ohne offenbare Unbilligkeit nicht 
verweigert werden konnte. 


ZUM FÜNFTEN ABSCHNITT 

Die Strafvorschriften gelten dem Mißbrauch von 
Kernenergie und von ionisierenden Strahlen (§§ 41 
bis 45); weiterhin dienen sie dem Schutz der ver- 
waltungsrechtlichen Gebote und Verbote des Ge- 
setzes (§§ 46 bis 48), dem Schutz von Personen und 
Sachgütern vor einer Gefährdung durch Schlecht- 
erfüllung von Herstellungs- und Lieferungspflichten 
(§ 49) sowie dem Schutz von Geschäfts- oder Be- 
triebsgeheimnissen (§ 53). 

Die besonderen Strafdrohungen gegen die miß- 
bräuchliche Verwendung von Kernenergie und von 
ionisierenden Strahlen, iinsbesondere der Strahlung 


radioaktiver Stoffe, sind wegen der ungewöhnlich 
großen Gefährlichkeit einer solchen Verwendung 
erforderlich. 

Schon zur Bekämpfung der verbrecherischen Ver- 
wendung von Sprengstoff wurden die allgemeinen 
„Verletzungstatbestände" des Strafgesetzbuchs (z. B. 
§§ 211, 212, 223 ff., 303 ff., 311) nicht für ausreichend 
erachtet, vielmehr besondere Gefährdungsstraftat- 
bestände geschaffen, die es ermöglichen, den Täter 
schon dann empfindlich zu bestrafen, wenn er durch 
den Mißbrauch eine Gemein gefahr bewirkt oder 
vorbereitet hat (vgl. §§ 5 ff. des Gesetzes gegen den 
verbrecherischen und gemeingefährlichen Gebrauch 
von Sprengstoffen vom 9. Juni 1884 — Reichsge- 
setzbl. S. 61). Um so mehr muß dies für die ver- 
brecherische Verwendung von Kernenergie gelten. 

Das Sprengstoffgesetz selbst reicht nicht aus, um 
die in §§ 41 und 42 des Entwurfs beschriebenen 
Taten zu erfassen. Zunächst ist zweifelhaft, ob und 
unter welchen Voraussetzungen Kernbrennstoffe, 
die für die Herbeiführung einer Explosion durch 
Freisetzung von Kernenergie in erster Linie geeig- 
net sind, als „Sprengstoff" im Sinne des Spreng- 
stoffgesetzes angesehen werden können. Das 
Sprengstoffgesetz enthält keine Definition dieses 
Begriffes. Nach der Rechtsprechung des ehemaligen 
Reichsgerichts kommt es auf die Fähigkeit des Stof- 
fes an, „vermöge seiner Zusammensetzung im Falle 
der Entzündung sich plötzlich auszudehnen und 
hierdurch auf die ihn umgebenden Gegenstände 
derartig gewaltsam zerstörend einzuwirken, daß das 
Ergebnis eine „Sprengung" bildet" (Entscheidung 
des Reichsgerichts in Strafsachen Band 48 S. 72/75). 
Ob diese Definition auf spaltbares Material zutrifft, 
ist nicht zweifelsfrei, weil bei der Kernspaltung eine 
Entzündung im herkömmlichen Sinne nicht statt- 
findet, wie überhaupt der physikalische Vorgang 
der Kernspaltung Vergleiche mit dem Verbren- 
nungs-(Oxydations-) Vorgang bei der Anwendung 
der herkömmlichen Sprengstoffe kaum zuläßt. Es 
mag sein, daß die Rechtsprechung Kernbrennstoffe 
von hoher Reinheit als Sprengstoff im Sinne des 
genannten Gesetzes ansehen würde. Jedoch er- 
scheint es nicht angängig, die hierbei entstehenden 
Auslegungs- und Abgrenzungsprobleme der Recht- 
sprechung zu überlassen. Insbesondere könnten 
Zweifelsfragen deshalb auftreten, weil Kembrenn- 
stoffe erst bei Vorhandensein der sog. „kritischen 
Masse" explodieren können. Auch die kernphysika- 
lischen Besonderheiten der Kemvereinigung sind zu 
bedenken. 

Schließlich ist wegen der verbrecherischen Anwen- 
dung von Strahlen radioaktiver Stoffe oder sonsti- 
ger ionisierender Strahlen ohnehin eine Sonder- 
regelung erforderlich. Die Vorschriften des Straf- 
gesetzbuches reichen hier nicht aus, auch soweit sie 
Gefährdungstatbestände sind (vgl. insbesondere 
§§ 229, 324 des Strafgesetzbuchs). Bei der eigentüm- 
lichen Gefährlichkeit insbesondere der Strahlen 
radioaktiver Stoffe, mit denen eine Massenverseu- 
chung herbei geführt werden kann, ist es auch hier 
erforderlich, einen besonderen Gefährdungstatbe- 
stand zu schaffen, um die Grenze strafbaren Tuns 
weiter als es bei einem Erfolgsdelikt der Fall ist zu 
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ziehen und dadurch die generalpräventive Wirkung 
der Strafdrohung zu erhöhen. 

Bringt der Entwurf aus diesen Erwägungen eine 
Sonderregelung der Materie, so ist, soweit seine 
Vorschriften reichen, eine Anwendung des Spreng- 
stoffgesetzes ausgeschlossen (vgl. § 52 Abs. 3). 
Andererseits aber besteht die Notwendigkeit, diese 
Sonderregelung dem Sprengstoff gesetz weitgehend 
nachzubilden. Es dürfte nicht angehen, für den Be- 
reich der Kernenergie Straftatbestände und Straf- 
drohungen vorzusehen, die hinter denen des 
Sprengstoffgesetzes zurückbledben. Jedoch enthält 
das Sprengstoff gesetz mehrfach Vorschriften, die 
veraltet siind, somit Regelungen, die in einem mo- 
dernen Strafgesetz keinesfalls nachgebildet werden 
können. Dies gilt z. B. für den weitgesteckten Be- 
griff der „Gemeingefahr" in §§ 5 und 7 und für 
die „Schuldvermutung" in § 8. Insoweit weicht der 
Entwurf von dem Vorbild des Sprengstoffgesetzes 
ab. 

Zu § 41 

Die Vorschrift befaßt sich mit der Freisetzung von 
Kernenergie zum Zwecke der Herbeiführung einer 
Explosion. Der Ausdruck „Freisetzung von Kern- 
energie" umfaßt sowohl Kernspal tungs- als auch 
Kernvereinigungsvorgänge. 

Die verbrecherische Benutzung von Kernenergie 
als Sprengmittel ist die gefährlichste Art ihres Miß- 
brauchs. Die zerstörende Kraft der Kernenergie ist, 
wie sich bei den Versuchen mit Atombomben und 
Wasserstoffbomben gezeigt hat, so gewaltig, daß 
der Mißbrauch schon möglichst früh erfaßt werden 
und gegen den Täter schon dann eine schwere 
Strafe verhängt werden muß, wenn er dadurch eine 
Gemeingefahr herbeigeführt hat. 

Absatz 1 sieht daher gegen denjenigen, der es 
unternimmt, eine Kernexplosion zu bewirken und 
dadurch eine Gemeingefahr herbeizuführen, eine 
Strafdrohung vor, die wegen ihrer Mindeststrafe 
über die des § 5 des Sprengstoffgesetzes hinaus- 
geht. Der Versuch wird also der Vollendung 
gleichgestellt (vgl. § 87 des Strafgesetzbuchs). Der 
Begriff der Gemeingefahr ist aus § 315 Abs. 3 des 
Strafgesetzbuchs entnommen. In dieser Vorschrift 
wird Gemeingefahr wie folgt umschrieben: „Ge- 
meingefahr bedeutet eine Gefahr für Leib oder Le- 
ben, sei es auch nur eines einzelnen Menschen, oder 
für bedeutende Sachwerte, die in fremdem Eigen- 
tum stehen oder deren Vernichtung gegen das Ge- 
meinwohl verstößt." 

Absatz 2 sieht eine Mindeststrafe von zehn Jahren 
Zuchthaus oder lebenslanges Zuchthaus vor, wenn 
durch die Tat der Tod eines Menschen herbeigeführt 
worden ist. Die Herbeiführung des Todes braucht 
vom Vorsatz des Täters nicht erfaßt zu sein, jedoch 
muß den Täter mindestens der Vorwurf fahrläs- 
siger Verursachung treffen (vgl. § 56 des Strafge- 
setzbuchs). Auch wenn sonst ein besonders schwerer 
Fall vorliegt, ist die Strafdrohung des Absatzes 2 
anzuwenden. Für die Annahme eines besonders 
schweren Falles ist nicht Voraussetzung, daß eine 
Person verletzt oder getötet worden ist. 


Zu § 42 

Die Vorschrift enthält eine dreifach abgestufte 
Strafdrohung gegen den Mißbrauch der Strahlung 
radioaktiver Stoffe sowie sonstiger ionisierender 
Strahlen. Im Gegensatz zu den Fällen, in denen § 41 
gilt, sind hier auch Fälle denkbar, die nur eine 
Gefahr für eine oder wenige Personen oder die 
lediglich eine Gefahr für Sachen herbeiführen. Die 
Strafvorschrift richtet sich zunächst gegen die Ge- 
fährdung durch die Strahlung, die von natürlichen 
radioaktiven Stoffen oder von künstlichen radio- 
aktiven Stoffen ausgeht. Sie ist jedoch auch auf 
Gefährdung durch Neutronenstrahlung anwendbar, 
die bei der Spaltung von Kernbrennstoffen entsteht, 
sowie auf künstlich erzeugte ionisierende Strahlen, 
z. B. Röntgenstrahlen. Die Ausweitung des Tatbe- 
stands auf alle ionisierenden Strahlen ist gerecht- 
fertigt, weil solche Strahlen ohne Rücksicht darauf, 
ob sie von radioaktiven Stoffen ausgesandt oder 
künstlich erzeugt werden, für Leib oder Leben im 
gleichen Maße gefährlich sind. Die Erfassung des 
Mißbrauchs künstlich erzeugter ionisierender Strah- 
len im Atomgesetz ist, im Gegensatz zur Regie- 
rungsvorlage der letzten Wahlperiode, möglich, 
weil die neue Fassung des Gesetzentwurfs auch Er- 
mächtigungen vorsieht, Strahlenschutzvorschriften 
für den Umgang mit Anlagen, Geräten oder Vor- 
richtungen, die ionisierende Strahlen erzeugen, zu 
erlassen. 

Absatz 1 trifft die vorsätzliche Herbeiführung einer 
Gefahr für Leib oder Leben eines anderen durch 
ionisierende Strahlen. Auch hier erscheint es erfor- 
derlich, den Versuch der Gefährdung der vollen- 
deten Gefährdung gleichzustellen. Andererseits soll 
durch Absatz 1 nur der Täter getroffen werden, der 
die Strahlung benutzt in der Absicht, die Gesundheit 
eines anderen zu schädigen, nicht schon der Täter, 
der hinsichtlich der Gefährdung eines anderen mit 
sogenanntem Eventualdolus handelt, z. B. ein For- 
scher, der bei Vornahme von Experimenten mit 
Strahlen radioaktiver Stoffe die Herbeiführung einer 
solchen Gefahr in Kauf nimmt, in der Hoffnung, 
eine Schädigung von Personen werde nicht auftre- 
ten. Für solche Fälle werden die allgemeinen Straf- 
vorschriften ausreichen; der strenge Strafrahmen 
des Absatzes 1 erscheint nicht angemessen. 

Die mißbräuchliche Verwendung ionisierender 
Strahlen ist strafrechtlich unterschiedlich zu be- 
werten, je nach dem Umfang der Gefahr für Men- 
schen, die der Täter bewirkt hat. Es ist insbeson- 
dere mit der Strahlung radioaktiver Stoffe möglich, 
eine Gefahr für eine unbestimmt große Zahl von 
Menschen, d. h. eine „Massengefahr" herbeizufüh- 
Ten. Für die Ahndung solcher Fälle reicht der 
Strafrahmen des Absatzes 1 nicht aus. Absatz 2 
Satz 1 droht deshalb eine Mindeststrafe von fünf 
Jahren Zuchthaus an, wenn durch die Tat eine Ge- 
fahr für eine Vielzahl von Menschen herbeigeführt 
ist. Damit ist die Strafdrohung des Absatzes 2 der 
des § 41 gleichgestellt. Die Benutzung ionisierender 
Strahlen zum Zwecke der Massengefährdung ist 
ebenso verwerflich wie der Mißbrauch von Kern- 
energie zur Herbeiführung einer Explosion. Durch 
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die Verwendung des Begriffs „Vielzahl" soll deut- 
lich gemacht werden, daß es nicht darauf ankommen 
kann, ob die gefährdeten Menschen eine „Menschen- 
menge" bilden, d. h. ob sie — wie § 110 des Straf- 
gesetzbuches voraussetzt — „versammelt" sind. 

Absatz 2 Satz 2 erhöht die Mindeststrafe auf 10 
Jahre Zuchthaus und sieht als Höchststrafe lebens- 
langes Zuchthaus vor, wenn durch die Tat der Tod 
eines Menschen verursacht worden ist oder sonst 
ein besonders schwerer Fall vorliegt. Hinsichtlich 
des Verschuldens bei der Tötung eines Menschen 
sind die zu § 41 Abs. 2 dargelegten Gesichtspunkte 
zu beachten. 

Absatz 3 betrifft die Herbeiführung einer Gefahr 
allein für fremde Sachen von bedeutendem Wert. 
Wegen der eigentümlichen Gefahren ionisierender 
Strahlen ist es gerechtfertigt, für solche Fälle eben- 
falls ein Gefährdungsdelikt zu schaffen, das — auch 
für den Fall des Eintritts der Schädigung — eine 
höhere Strafdrohung enthält als es die Vorschriften 
des Strafgesetzbuchs über die Sachbeschädigung zu- 
lassen würden. Soweit es sich um Sachen von gerin- 
gem Wert handelt, reichen jedoch die Vorschriften 
des Strafgesetzbuchs aus. Der Entwurf hält es nicht 
für erforderlich, bei der Gefährdung von Sachen, 
den Versuch der Vollendung gleichzustellen und die 
Strafdrohung an das „Unternehmen" anzuknüpfen. 

Zu § 43 

Die Vorschrift bringt für die schwersten Fälle der 
Verbrechen mit Kernenergie eine Ausdehnung der 
Tatbestände auf Vorbereitungshandlungen. Dies ist 
nach dem Vorbild des § 81 des Strafgesetzbuchs ge- 
rechtfertigt, weil es sich um Taten handelt, bei denen 
die Vollendung des Delikts nicht zu übersehende 
Folgen herbeiführen würde. Bei der Vielfalt der 
denkbaren Vorbereitungsarten eines Kernenergie- 
verbrechens empfiehlt es sich nicht, den Begriff der 
Vorbereitungshandlungen durch abschließende Auf- 
zählung gewisser typischer Fälle zu umschreiben, 
wie es etwa § 7 des Sprengstoffgesetzes tut. Die 
Gefahr einer zu weiten Auslegung des Begriffs der 
Vorbereitungshandlung besteht nicht, da der Täter 
ein bestimmtes Unternehmen vorbereitet, das heißt, 
einen in den wesentlichen Umrissen feststehenden 
Plan in bezug auf das Angriffsziel gehabt und des- 
sen Ausführung bestimmt gewollt haben muß (vgl. 
Leipziger Kommentar, 7. Auflage, Anmerkung 2 
zu,§ 81). Da aber die Fälle, die in der Vorschrift 
erfaßt werden, im Hinblick auf den Umfang der 
entfalteten Tätigkeit und ihre Gefährlichkeit von 
sehr unterschiedlicher Bedeutung sein können, ist 
als Mindeststrafe sechs Monate Gefängnis vorge- 
sehen. 

Zu § 44 

Die Vorbereitung von Kernenergieverbrechen wird 
in der Regel ohne hohe Geldmittel nicht möglich 
sein. Es ist daher gerechtfertigt, neben einer Frei- 
heitsstrafe nach §§41 bis 43 auch eine Geldstrafe 
anzudrohen, ohne deren Höhe im Gesetz zu begren- 
zen. Das Gericht wird jedoch im Einzelfalle die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse des Täters zu beachten 
haben (vgl. § 27 c des Strafgesetzbuchs). 


Wie in § 11 des Sprengstoffgesetzes ist vorgesehen, 
daß bei Verbrechen nach §§ 41 bis 43 auf die Zu- 
lässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt werden 
kann. 

Zu § 45 

Im Hinblick darauf, daß in §§ 41 und 42 Abs. 1 und 2 
der Versuch der Vollendung gleichgestellt ist, 
kann dem Täter die Vorschrift des § 46 des Straf- 
gesetzbuchs, welche die Möglichkeit strafbefreien- 
den Rücktritts vom Versuch vorsieht, nicht zugute- 
kommen. Für den Täter, der aus eigenem Entschluß 
ein begonnenes Unternehmen nach §§ 41 und 42 
Abs. 1 und 2 aufgibt und die Gefahr abwendet, 
muß jedoch die Möglichkeit einer Strafmilderung 
oder sogar einer Strafbefreiung gegeben sein. Das 
gleiche Bedürfnis besteht für den Fall des § 43, der 
die bloße Vorbereitung eines Verbrechens nach 
§§ 41 und 42 Abs. 2 als vollendetes Delikt behan- 
delt. Die vorgeschlagene Fassung des § 45 lehnt 
sich an § 82 des Strafgesetzbuchs an. 

Zu § 46 

Die Vorschrift enthält Strafsanktionen, welche die 
Überwachungsvorschriften des Atomgesetzes in 
wirkungsvoller Weise verstärken sollen. Verstöße 
gegen diese Überwachungsvorschriften können hin- 
sichtlich der Schwere der Schuld des Täters oder 
der Gefährlichkeit der Tat verschiedenartigen Cha- 
rakter haben, Es ist daher erforderlich, einen wei- 
ten, von geringer Geldstrafe bis zu Gefängnis rei- 
chenden Strafrahmen zu schaffen, der allen vorkom- 
menden Fällen gerecht werden kann. 

Absatz 1 stellt vorsätzliches Handeln ohne Geneh- 
migung in Fällen, in denen dieses Gesetz eine Ge- 
nehmigung vorschreibt, unter Strafe. Hierher ge- 
hört die ungenehmigte Einfuhr und Ausfuhr von 
Kernbrennstoffen, das ungenehmigte Befördern 
oder die ungenehmigte Eigenverwahrung von Kern- 
brennstoffen, 

Der wichtigste Fall ist die ungenehmigte Errich- 
tung und der ungenehmigte Betrieb von Anlagen 
zur Erzeugung oder zur Spaltung von Kernbrenn- 
stoffen oder zur Aufarbeitung bestrahlter Kern- 
brennstoffe und die ungenehmigte Bearbeitung, 
Verarbeitung oder sonstige Verwendung von Kern- 
brennstoffen außerhalb solcher Anlagen, 

Die Verletzung des in § 5 Abs. 1 enthaltenen 
grundsätzlichen Verbots, ohne besondere Berechti- 
gung Kernbrennstoffe in unmittelbarem Besitz zu 
haben, wird für einen Teil der denkbaren Fälle 
durch die Tatbestände der Nummern 2 bis 5 straf- 
rechtlich erfaßt. Unter Anlehnung an die Technik 
des § 5 bringt Nummer 6 darüber hinaus eine all- 
gemeine Strafdrohung für die Verletzung der Ab- 
lieferungspflicht durch unmittelbare Besitzer von 
Kernbrennstoffen. Unter die Strafdrohung fällt auch 
der berechtigte unmittelbare Besitzer von Kern- 
brennstoffen, der diese einem anderen überläßt, 
ohne daß die Voraussetzungen des § 5 Abs. 4 ge- 
geben sind. 

Absatz 2 enthält eine Blankettvorschrift für Fälle 
der Zuwiderhandlung gegen die noch zu erlassen- 
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den Rechtsverordnungen, welche insbesondere 
einen ausreichenden Strahlenschutz sicherstellen 
sollen. Entsprechend der in der modernen Straf- 
gesetzgebung bei Blankettvorschriften üblich ge- 
wordenen Fassung soll die Anwendbarkeit der 
Strafvorschrift davon abhängen, daß die Rechtsver- 
ordnung auf sie verwiesen hat. Bei Erlaß dieser 
Rechtsverordnungen wird also im einzelnen zu prü- 
fen sein, inwieweit ihre Verletzung zur Bestrafung 
führen soll. Dies wird bei Zuwiderhandlungen, 
durch die eine konkrete Gefährdung herbeigeführt 
werden kann, naheliegen. Verstöße mit geringe- 
rem Gewidit können nach § 47 mit einer Geldbuße 
geahndet werden. 

Absatz 3 sieht einen strengeren Strafrahmen für 
vorsätzliches Zuwiderhandeln gegen die nach Ab- 
satz 1 und Absatz 2 mit Strafe bedrohten Handlun- 
gen vor, wenn durch die Zuwiderhandlung wissent- 
lich eine Gefahr für Leib oder Leben eines Men- 
schen oder für fremde Sachen von bedeutendem 
Wert herbeigeführt wird. Die höhere Strafdrohung 
soll also nicht nur in Fällen der Herbeiführung 
einer „Gemeingefahr" eingreifen, die nach neuerer 
Rechtsprechung bei der Gefährdung eines einzelnen 
Menschen nur vorliegt, wenn der Gefährdete nicht 
individuell bestimmt ist, sondern die Allgemeinheit 
gleichsam als Repräsentant vertritt. 

Absatz 4 enthält eine mildere Strafdrohung für 
Fälle der fahrlässigen Verletzung der Uber- 
wachungsvorschriften dieses Gesetzes. 

Zu § 47 

Die Vorschrift gibt die Möglichkeit, Verstöße gegen 
die zu erlassenden Strahlenschutzvorschriften, so- 
wie gegen die Festsetzung der Deckungsvorsorge, 
gegen Auflagen oder staatliche Anordnungen, die 
auf Grund des Atomgesetzes oder auf Grund einer 
Rechtsverordnung nach §§ 11 oder 12 ergangen 
sind, als Ordnungswidrigkeit zu ahnden. Dies wird 
bei Zuwiderhandlungen gegen Pflichten beim Um- 
gang mit radioaktiven Stoffen, die nicht Kernbrenn- 
stoffe sind, die Regel sein. Es handelt sich hier im 
wesentlichen um Unfallverhütung, d. h. um Gefähr- 
dungsdelikte, bei denen die Gefährdung sehr ab- 
strakt beschrieben ist. Die Schutzanforderungen wer- 
den soweit nach vorn verlegt, daß die Androhung 
von Strafsanktionen in solchen Fällen unangemes- 
sen wäre und sich hemmend auf Wissenschaft und 
Technik auswirken könnte. Der Sorge, daß bei die- 
ser Regelung schwere Verstöße nicht die gerechte 
Sühne finden könnten, begegnet der Entwurf da- 
durch, daß bei Herbeiführung einer konkreten Ge- 
fährdung durch eine vorsätzliche Zuwiderhandlung 
die Verfolgung als Straftat möglich ist (vgl. § 48). 

Absatz 1 droht Geldbuße für vorsätzliches oder 
fahrlässiges Zuwiderhandeln gegen die Festsetzung 
der Deckungsvorsorge nach § 13 Abs. 1, gegen Auf- 
lagen nach § 17 Abs. 1 oder staatliche Anordnungen, 
die auf Grund des § 19 Abs. 3 ergangen sind, an. 
Mit Rücksicht auf die Bedeutung der Deckungsvor- 
sorge für eventuelle Schadensfälle ist es gerecht- 
fertigt, Zuwiderhandlungen gegen die Anordnungen 
der Verwaltungsbehörde nach § 13 Abs. 1 (Fest- 


setzung der Deckungsvorsorge) als Ordnungswidrig- 
keit zu ahnden. Auflagen nach § 17 Abs. 1 werden 
sich stets, Anordnungen nach § 19 Abs. 3 werden 
sich vielfach auf den Umgang mit Kernbrennstof- 
fen beziehen. Wenn auch der verbotene Umgang 
mit Kernbrennstoffen nach § 46 mit Strafe bedroht 
ist, erscheint es nicht zweckmäßig, Verstöße gegen 
Auflagen oder Anordnungen, die sich auf den Um- 
gang mit Kernbrennstoffen beziehen, stets als Straf- 
taten zu bewerten, da auch hier vielfach Verfügun- 
gen, deren Zuwiderhandlung typisches Verwal- 
tungsunrecht ist, in Betracht kommen. 

Absatz 2 enthält entsprechend § 46 Abs. 2 die Blan- 
kettvorschrift für Zuwiderhandlungen gegen Strah- 
lenschutzvorschriften. Der Verordnungsgeber hat 
somit die Wahl, je nach Schwere der Zuwiderhand- 
lung auf die Strafvorschrift oder die Bußgeldvor- 
schrift zu verweisen. Soweit es sich um Zuwider- 
handlungen gegen Auflagen oder Anordnungen 
auf Grund der Rechtsverordnungen handelt, kann 
jedodi nur auf die Bußgeldvorschrift verwiesen 
werden. Es soll erreicht werden, daß Verstöße ge- 
gen Auflagen oder staatliche Anordnungen einheit- 
lich behandelt werden. Dies ist unbedenklich, weil 
§ 48 gegen die Herbeiführung einer Gefährdung 
durch vorsätzlichen Verstoß gegen solche Auflagen 
oder staatliche Anordnungen Strafe androht. 

Absatz 4 droht für die Verletzung der in § 4 Abs. 1 
Satz 3 oder in einer Rechtsverordnung enthaltenen 
Pflicht, die Urkunde über die Beförderungsgeneh- 
migung mitzuführen, eine Geldbuße bis zu 1000 
Deutsche Mark an. Die Bußgelddrohung rechtfertigt 
sich auch hier im Hinblick auf die möglichen Gefah- 
ren beim Transport von Kernbrennstoffen. Die für 
die Kontrolle zuständigen Beamten müssen die Mög- 
lichkeit haben, sofort nachzuprüfen, ob die mit der 
Genehmigung verbundenen Auflagen von dem Be- 
förderer eingehalten werden. 


Zu § 48 

Wie zu § 47 ausgeführt, sollen vorsätzliche Hand- 
lungen im Sinne des § 47 Abs. 1 und 2 zu Straf- 
taten werden, wenn durch sie vorsätzlich oder fahr- 
lässig eine konkrete Gefährdung herbeigeführt wird. 
Der Strafrahmen entspricht dem des § 46 Abs. 1 
und 2. Ist die Gefahr wissentlich herbeigeführt, so 
ist, wie im Falle des § 46 Abs. 3, die Strafe Gefäng- 
nis nicht unter drei Monaten. 


Zu § 49 

Die Vorschrift geht auf einen Beschluß des Bundes- 
tagsausschusses für Atomfragen zurück (vgl. Num- 
mer 24 des Schriftlichen Berichts des Ausschusses 
für Atomfragen — ^ Drucksache 3502 der 2. Wahl- 
periode). Wegen der besonderen Gefährlichkeit von 
Atomanlagen im Sinne des § 7 besteht ein Bedürf- 
nis für eine Strafdrohung gegen denjenigen, der 
eine Atomanlage oder Teile, die für eine solche An- 
lage bestimmt sind, fehlerhaft herstellt oder liefert 
und dadurch eine Gemeingefahr herbeiführt. Die 
Strafvorschrift hat ihr Vorbild in § 109 e Abs. 2 des 
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Strafgesetzbuchs in der Fassung des vierten Straf- 
rechtsänderungsgesetzes vom 11. Juni 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 597). 

Zu § 50 

Im Hinblick auf die Gefährlichkeit der Kernener- 
gie ist es erforderlich, in allen Fällen des Miß- 
brauchs von Kernbrennstoffen und radioaktiven 
Stoffen die Möglichkeit der Einziehung vorzusehen, 
ohne Rücksicht darauf, ob die Gegenstände dem 
Täter oder Teilnehmer gehören. Die Vorschrift re- 
gelt in Absatz 1 die Einziehung für Gegenstände, 
die durch ein Verbrechen nach §§ 41 bis 43 hervor- 
gebracht sind oder die zur Begehung der Tat ge- 
braucht oder bestimmt gewesen sind. Im Rahmen 
des Absatzes 1 ist die Einziehung in das Ermessen 
des Gerichts gestellt, während sie dann, wenn die 
Voraussetzungen des Absatzes 3 vorliegen, zwin- 
gend vorgeschrieben ist. 

Absatz 2 regelt die Zulässigkeit der Einziehung in 
den Fällen des § 46 Abs. 1 bis 3, des § 47 Abs. 3 
Satz 1, der §§ 48 und 49 und bestimmt ihre Voraus- 
setzungen abweichend von Absatz 1; bei der Mehr- 
zahl der Zuwiderhandlungen gegen die Über- 
wachungsbestimmungen, z. B. bei ungenehmigtem 
Besitz von Kernbrennstoffen, wäre die Fassung des 
Absatzes 1 nicht zutreffend, da der Kernbrennstoff 
weder durch die strafbare Handlung hervorgebracht 
noch zu ihrer Begehung gebraucht oder bestimmt, 
vielmehr selbst Gegenstand der Tat ist. Die vor- 
geschlagene Fassung trägt dem Rechnung und eröff- 
net die Möglichkeit der Einziehung für alle Gegen- 
stände, auf die sich eine in den genannten Vor- 
schriften mit Strafe bedrohte Handlung bezieht. 

Absatz 3 begrenzt das Ermessen des Richters und 
sieht die Einziehung zwingend vor, wenn der 
Schutz der Allgemeinheit dies erfordert; 1. bei be- 
sonders gefährlichen Gegenständen oder 2. mit 
Rücksicht auf die Besorgnis, daß die Gegenstände 
der Begehung weiterer mit Strafe bedrohter Hand- 
lungen dienen. Da Kernbrennstoffen und radioak- 
tiven Stoffen sowie bestimmten für ihre Verwen- 
dung dienlichen Hilfsgeräten stets eine gewisse Ge- 
fährlichkeit zukommt, wird Absatz 3 in erster 
Linie für solche Arten von Kernbrennstoffen und 
radioaktiven Stoffen anwendbar sein, denen eine 
besondere Gefährlichkeit innewohnt. Dies wird be- 
sonders bei Kernbrennstoffen von hoher Reinheit, 
starkstrahlenden radioaktiven Stoffen und Geräten, 
die der ungesteuerten Freisetzung von Kernenergie 
dienlich sind, der Fall sein. 

Absatz 4 sieht die selbständige Einziehung vor, 
wenn wegen der Tat keine bestimmte Person ver- 
folgt oder verurteilt werden kann oder wenn das 
Gericht von Strafe absieht. Das Verfahren richtet 
sich nach § 431 ff. der Strafprozeßordnung. 

Absatz 5 erklärt Absatz 4 Satz 1 (selbständige Ein- 
ziehung) für entsprechend anwendbar, wenn wegen 
einer in § 47 Abs. 3 Satz 1 bezeichneten Ordnungs- 
widrigkeit keine Geldbuße festgesetzt werden 
kann. 


Zu § 51 

Absatz 1 gibt im Falle der Einziehung von Gegen- 
ständen, die zur Zeit der Rechtskraft der Entschei- 
dung weder dem Täter noch einem Teilnehmer ge- 
hörten oder die mit dem Recht eines Dritten be- 
lastet waren, für den Betroffenen das Recht auf an- 
gemessene Entschädigung. Damit wird Artikel 14 
Abs. 3 des Grundgesetzes in den Fällen Rechnung 
getragen, in denen die Einziehung für einen unbe- 
teiligten Dritten als Enteignung wirkt. Die Zubilli- 
gung einer Entschädigung ist nur dann gerechtfer- 
tigt, wenn den Betroffenen kein Vorwurf trifft, daß 
die Sache oder das Recht Mittel oder Gegenstand 
der Tat oder ihrer Vorbereitung gewesen sind. In 
gleicher Weise muß der Anspruch auf Entschädi- 
gung ausgeschlossen sein, wenn der Betroffene aus 
der Tat in verwerflicher Weise, etwa als Hehler, 
einen Vorteil gezogen hat oder wenn er den Ge- 
genstand in Kenntnis der die Einziehung rechtfer- 
tigenden Umstände in verwerflicher Weise erwor- 
ben hat, etwa in Kenntnis der näheren Umstände 
der Tat und in der Absicht, die Einziehung zu hin- 
tertreiben. 

Zu § 52 

Die Vorschrift stellt das Verhältnis der Strafvor- 
schriften des Atomgesetzes zu anderen Strafvor- 
schriften klar. 

Absatz 1 unterwirft die in §§ 41 und 42 Abs. 2 so- 
wie § 43 beschriebenen Verbrechen der Vorschrift 
des § 138 Abs. 1 des Strafgesetzbuchs und stellt 
nach dem Vorbild in § 13 des Sprengstoffgesetzes 
die Nichtanzeige geplanter Verbrechen dieser Art 
unter Strafe. 

Absatz 2 stellt die Straftaten der §§ 41 und 42 
Abs. 2 sowie § 43 den in § 4 Abs. 3 Nr. 3 des 
Strafgesetzbuchs genannten Sprengstoffverbrechen 
gleich, so daß sie nach deutschem Strafrecht auch 
dann beurteilt werden, wenn sie von einem Aus- 
länder im Ausland begangen sind. 

Absatz 3 schließt die Anwendbarkeit der Strafvor- 
schriften des Sprengstoffgesetzes auf Straftaten aus, 
die nach §§ 41 ff. des Entwurfs eine Sonderregelung 
erfahren. Dies entspricht der Konzeption des Ent- 
wurfs, die oben erläutert ist. 

Nach Absatz 4 sollen für die Verhandlung und Ent- 
scheidung über Verbrechen nach §§ 41 und 42 
Abs. 2 die Schwurgerichte zuständig sein, wie dies 
auch für einen Teil der Sprengstoffdelikte nach § 80 
des Gerichtsverfassungsgesetzes zutrifft. 

Zu § 53 

Auf dem Gebiet der Erzeugung und Nutzung der 
Kernenergie ist aus wirtschafts- und staatspoliti- 
schen Gründen der Schutz von Betriebs- und Ge- 
schäftsgeheimnissen unerläßlich. Die vorgeschla- 
gene Vorschrift trägt dem durch ein grundsätzliches 
Verbot der unbefugten Offenbarung von Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnissen Rechnung, das für alle 
Personen gilt, die solche Geheimnisse als Angehö- 
rige einer mit der Ausführung dieses Gesetzes be- 
trauten Behörde oder als amtlich zugezogene Sach- 
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verständige erfahren. Wie § 300 des Strafgesetz- 
buchs ist diese Vorschrift kein Blankettgesetz und 
in ihrer Anwendbarkeit nicht davon abhängig, daß 
andere Vorschriften die Offenbarung dieser Ge- 
heimnisse ausdrücklich verbieten (vgl. Leipziger 
Kommentar Anmerkung III zu § 300). Sie gilt da- 
her nicht nur für Beamte, die auf Grund der beson- 
deren beamtenrechtlichen Vorschriften stets zur Ge- 
heimhaltung ihnen dienstlich bekannt gewordener 
Geheimnisse verpflichtet sind, sondern auch für Be- 
hördenangestellte oder private amtlich zugezogene 
Sachverständige, Da bei der Ausübung der staat- 
lichen Aufsicht damit gerechnet werden muß, daß 
die Aufsichtsbeamten auch Kenntnis von Tatsachen, 
auf die sidi die ärztliche Schweigepflicht bezieht, 
erhalten, erschien es erforderlich, den strafrecht- 
lichen Schutz auch auf solche Tatsachen auszudeh- 
nen (vgl. Nr, 26 des Schriftlichen Berichts des Bun- 
destagsausschusses für Atomfragen — ^ Druck- 
sache 3502 der 2. Wahlperiode). 

Wann eine Offenbarung befugt ist, richtet sich nach 
allgemeinen Grundsätzen des Strafrechts. Eine 
Offenbarung kann insbesondere dann befugt sein, 
wenn andere Rechtsvorschriften die Offenbarung 
gebieten. 

Absatz 2 stellt den Mißbrauch von Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnissen durch die in Absatz 1 ge- 
nannten Personen unter strengere Strafdrohung. 
Hierzu gehört vor allem das Nachahmen geheimer 
Betriebsverfahren und die unbefugte Verwertung 
von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen. 


ZUM SECHSTEN ABSCHNITT . 

Zu § 54 

§ 54 berührt ein mit den bisherigen Erfahrungen 
nicht lösbares und auch im Auslande noch nicht ge- 
löstes Problem, nämlich die Frage des Kausalitäts- 
nachweises bei Strahlenschäden. Dieser Frage kommt 
eine sehr große Bedeutung zu, da ein noch unbe- 
kannter, sicher aber nicht ganz geringer Teil der 
Strahlenschäden sich jeder individuellen Beweisbar- 
keit entziehen wird. Soweit Strahlenschäden Kör- 
perschäden sind, treten sie häufig als sog. Spät- 
schäden auf, d. h. sie werden erst Jahre nach Ein- 
tritt des schädigenden Ereignisses bekannt. In die- 
sem Zeitpunkt dürfte es häufig sehr schwierig sein, 
den nach unserem Haftungssystem notwendigen 
Kausalitätsnachweis zwischen einem schädigenden 
Ereignis und dem eingetretenen Schaden zu bewei- 
sen. Es ist dringend erforderMch, daß möglichst bald 
ein Überblick über den Umfang solcher Schäden ge- 
wonnen wird. Insbesondere wird es sich auch als 
notwendig erweisen, daß die wirklichen Strahlen- 
spätschäden von den nur neurotischen Fällen abge- 
sondert werden. Ferner wird es unerläßlich sein, 
Methoden zu finden, die es den Betroffenen ermög- 
Mchen oder erleichtern, den nach dem heutigen 
Stand der Kenntnisse sehr schwer zu führenden 
Kausalitätsnachweis zu erbringen. 

Zu diesem Zweck ist es erforderMch, daß die auf- 
tretenden Spätschäden an einer zentralen Stelle 
registriert und untersucht werden. § 54 enthält al- 


lerdings keine Norm, auf Grund derer die von 
Strahlenschäden Betroffenen verpflichtet sind, diese 
Schäden registrieren und untersuchen zu lassen, 
sondern schafft lediglich die Möglichkeit hierzu. Es 
kann davon ausgegangen werden, daß die Betroffe- 
nen auch ohne ausdrückliche Verpflichtung von 
dieser Möglichkeit Gebrauch machen werden. 

Sollten die angestellten Untersuchungen ergeben, 
daß Strahlenschäden, dören Verursacher nicht fest- 
gestellt werden kann, sehr häufig auf treten, so 
müßte geprüft werden, inwieweit die Gesamtheit 
aller möglichen Verursacher solcher Strahlenschä- 
den für diese Schäden verantwortlich gemacht wer- 
den sollte. 

Zu § 55 

§ 55 legt fest, wer die im Gesetzentwurf vorgesehe- 
nen Rechtsverordnungen erläßt. Hierbei wurde im 
wesentlichen darauf ab gestellt, daß Rechts Verord- 
nungen, soweit sie die Zuständigkeiten mehrerer 
Ressorts berühren, durch die Bundesregierung, im 
übrigen durch den Bundesminister für Atomkern- 
energie und Wasserwirtschaft, erlassen werden. 
Rechtsverordnungen auf Grund des § 10, durch die 
Ausnahmen von dem Erfordernis einer Genehmi- 
gung nach § 7 zugelassen werden, erläßt mit Rück- 
sicht auf ihre besondere Bedeutung ebenfalls die 
Bundesregierung. 

Die Vorschrift in Absatz 2 Satz 1, daß d e Rechts- 
verordnungen der Zustimmung des Bunresrates be- 
dürfen, dient der Klarstellung eines ichon beste- 
henden Rechtszustandes (Artikel 80 Abs. 2 des 
Grundgesetzes). Bei Rechtsverordnungen, die sich 
lediglich darauf beschränken, die in Rechts Verord- 
nungen nach §§ 11 und 12 festgelegten physikali- 
schen, technischen ünd strahlenbiologischen Werte 
durch andere Werte zu ersetzen, soll wegen des 
Bedürfnisses nach besonderer Beweglichkeit in der 
Anpassung dieser Vorschriften an neue Erkennt- 
nisse von der Zustimmung des Bundesrates abge- 
sehen werden. Aus diesem Grund wird in Satz 2 
von dem Vorbehalt des Artikels 80 Abs. 2 des 
Grundgesetzes Gebrauch gemacht, wonach durch 
bundesgesetzliche Regelung bestimmt werden kann, 
daß die an sich der Zustimmung des Bundesrates 
bedürfenden Rechtsverordnungen dieser Zustim- 
mung nicht bedürfen. 

Durch Absatz 3 wird die in Artikel 80 Abs. 1 Satz 4 
des Grundgesetzes vorgesehene Möglichkeit einge- 
räumt, die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen weiter zu übertragen, allerdings be- 
schränkt auf Rechtsverordnungen nach §§11 und 12. 
Die Vorschrift in Absatz 3 entspricht dem durch die 
rasch fortschreitende Entwicklung der wissenschaft- 
lichen Erkenntnisse und praktischen Erfahrungen 
gegebenen BedürfniiS, die ins einzelne gehenden 
Rechtsvorschriften über den Strahlenschutz und 
sonstige Schutzmaßnahmen besonders beweglich zu 
gestalten. 

Zu § 56 

Auf Grund der durch den Deutschlandvertrag wie- 
derhergestellten deutschen Souveränität in Verbin- 
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düng mit Artikel 1 Abs. 1 des Ersten Teils des Ver- 
trages zur Regelung aus Krieg und Besatzung ent- 
standener Fragen sind die verfassungsmäßig zustän- 
digen deutschen Organe befugt, von den Besat- 
zungsmächten erlassene Rechtsvorschriften aufzu- 
heben und zu ändern. Zwar wurde in Artikel 2 
Abs. 1 Nr. 1 des Protokolls über die Beendigung 
des Besatzungsregimes (Bundesgesetzbl. 1955 II 
S. 215) bestimmt, daß die Bundesrepublik während 
einer Übergangszeit bis zum Inkrafttreten der Ab- 
machungen über den deutschen Verteidigungsbei- 
trag keine Rechtsvorschriften auf dem Gebiete der 
Abrüstung und Entmilitarisierung aufheben, ändern 
oder erlassen darf. Darunter fiel auch nach einem 
Schreiben der Drei Hohen Kommissare vom 23. Ok- 
tober 1954 das Gesetz Nr. 22 der Alliierten Hohen 
Kommission. Während alle anderen in diesem 
Schreiben erwähnten Rechtsvorschriften durch das 
Gesetz Nr. A-38 der Alliierten Hohen Kommission 
(Amtsblatt der Alliierten Hohen Kommission S. 3271) 
aufgehoben oder außer Wirksamkeit gesetzt wur- 
den, blieben das Gesetz Nr, 7 der Alliierten Hohen 
Kommission über Uniformen und Abzeichen sowie 
das Gesetz Nr. 22 der AlliiertenHohen Kommission auf 
deutschen Wunsch vorläufig in Kraft, da sie ohne 
Ersatzvorschriften nicht entbehrlich waren. Da aber 
bereits am 6. Mai 1955 mit dem Beitritt der Bundes- 
republik zur NATO und zur Westeuropäischen 
Union die obengenannte Übergangszeit beendet war, 
bestehen keine Beschränkungen des deutschen Ge- 
setzgebers mehr. 

Die Gesetze Nr. 22, 53, 68 der Alliierten Hohen 
Kommission können deshalb durch den deutschen 
Gesetzgeber aufgehoben werden. 

In Berlin gilt das dem Gesetz der Alliierten Hohen 
Kommission fast völlig entsprechende Gesetz Nr. 13 
der Alliierten Kommandantur Berlin vom 1. März 
1951 (mit verschiedenen Änderungen und Ergän- 
zungen). Dieses Gesetz könnte nur durch die alli- 
ierten Behörden oder mit deren Genehmigung auf- 
gehoben werden (vgl. Artikel 2 des Vertrages über 
die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Drei Mächten vom 26. Mai 1952 
in der Fassung der Liste I zu dem Protokoll vom 
23. Oktober 1954 über die Beendigung des Besat- 
zungsregimes in der Bundesrepublik Deutschland, 
ferner Schreiben der Alliierten Kommandantur Ber- 
lin vom 5. Mai 1955 BKC/L (55) 2 und Erklärung 
der Alliierten Kommandantur vom 5. Mai 1955 über 
die Grundsätze der Beziehungen der Stadt Berlin zu 
der Alliierten Kommandantur BKC/L (55) 3. 


Zu § 57 

Durch § 57 wird für diejenigen Vorgänge, auf die 
sich dieser Gesetzentwurf bezieht, die Anwendbar- 
keit der §§ 1 bis 4 des Sprengstoffgesetzes und der 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvor- 
schriften sowie der landesrechtlichen Vorschriften 
auf dem Gebiet des Sprengstoffwesens ausgeschlos- 
sen. Kernbrennstoffe können zwar unter gewissen 
Voraussetzungen als Sprengstoffe angesehen wer- 
den. Die genannten Vorschriften werden jedoch 
den Bedürfnissen der Kontrolle des Umgangs 
mit Kernbrennstoffen nicht gerecht. Angesichts 
der dadurch notwendig gewordenen Sonderrege- 
lung erübrigt es sich überhaupt, den Umgang 
mit Kernbrennstoffen verwaltungsmäßig nach die- 
sen Vorschriften zu behandeln. (Wegen der Straf- 
vorschriften des Sprengstoffgesetzes vgl. § 52 Abs. 3 
und die Erläuterungen hierzu.) 

Die in Absatz 2 aufgeführten Uberwachungs- und 
Verwaltungsvorschriften des Gesetzentwurfs kön- 
nen auf Atomwaffen, die der Bundesrepublik zu 
Verteidigungszwecken zur Verfügung stehen, keine 
Anwendung finden. Insbesondere können den im 
Dritten Abschnitt genannten Verwaltungsbehörden 
insoweit keine Genehmigungs- und Aufsichtsbefug- 
nisse eingeräumt werden. Es besteht jedoch kein 
Anlaß zu einer von den Vorschriften des Gesetz- 
entwurfs abweichenden Behandlung von Straftaten 
und Schädigungen Dritter, die mit diesen Waffen 
begangen werden. Bestehende internationale Ver- 
pflichtungen der Bundesrepublik sollen durch die 
Ausnahmeregelung für Atomwaffen nicht berührt 
werden. 

Zu § 58 

Es entspricht dem Grundgedanken und dem Zweck 
des Entwurfs, daß das Atomgesetz auch in Berlin 
gelten soll. 

Zu § 59 

Nach § 59 tritt das Gesetz am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. Die Vorschrift, daß §§ 41 bis 53 
im Land Berlin erst am Tage nach der Verkündung 
des Übernahmegesetzes im Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für Berlin in Kraft treten, während die 
übrigen Vorschriften des Gesetzes dort rückwirkend 
vom Tage des Inkrafttretens im Bundesgebiet an 
gelten, entspricht dem Grundsatz „nulla poena sine 
lege". 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Nach der derzeitigen verfassungsrechtlichen 
Lage ist die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes für einen Teil der im Entwurf enthal- 
tenen Vorschriften nicht gegeben. Nach Auf- 
fassung des Bundesrates bedarf es also noch 
einer entsprechenden Ergänzung des Grund- 
gesetzes, etwa in der Weise, wie sie in dem 
dem Bundestag z. Z. vorliegenden Antrag 
eines Gesetzentwurfs zur Ergänzung des Grund- 
gesetzes in BT-Drucksache 30 enthalten ist. Der 
Bundesrat behält sich deshalb zur Frage der Ge- 
setzgebungskompetenz des Bundes seine end- 
gültige Stellungnahme bis zum zweiten Durch- 
gang vor. 

2. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen; 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates unter Einhaltung der Vorschrift des 
Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes das 
folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Änderung der Eingangsworte ist im Hin- 
blick auf § 22 Abs. 2 des Entwurfs erforderlich, 
da die dort getroffene Regelung ihre Rechts- 
grundlage in Artikel 87 Abs. 3 Satz 2 GG findet. 

3. § 1 

a) Die Bundesregierung wird gebeten, im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
darauf bedacht zu sein, daß der Gesetz- 
entwurf durch Vorschriften über den Schutz 
der Allgemeinheit vor Gemeinschäden und 
über den Ausgleich bereits entstandener 
Gemeinschäden ergänzt wird. 

Begründung 

Der Gesetzentwurf in der vorliegenden Fas- 
sung ist darauf abgestellt, nur Leben, Ge- 
sundheit und Sachgüter des einzelnen zu 
schützen (§ 1) und ihm im Falle der Schädi- 
gung Schadensersatzansprüche zu gewähren. 
Dies reicht nicht aus. Als „Sachgut" kann 
nur die einzelne Sache oder eine Sachmehr- 
heit in ihrer Beziehung zum Berechtigten 
verstanden werden. Es kommt aber im vor- 
liegenden Zusammenhang nicht so sehr auf 
die privatwirtschaftliche Bedeutung des zu 
schützenden Gutes, als vielmehr auf seine 
Bedeutung für die Allgemeinheit an, deren 
Lebensgrundlagen Wasser, Luft und Boden 
durch die Einwirkungen bedroht sind. Wie 
im Bergrecht muß es neben dem Schutz des 
einzelnen Ziel des Gesetzes sein, auch die 
Allgemeinheit vor Gemeinschäden zu schüt- 
zen, z. B. die Verseuchung von Wasservor- 
kommen zu verhüten. Daneben erscheint es j 


erforderlich, auch für den Ausgleich bereits 
eingetretener Gemeinschäden, die nicht 
verhütet werden konnten, Sorge zu tragen. 
Die privatrechtlichen Schadensersatzbestim- 
mungen reichen hierfür nicht aus (z. B. zur 
Ersatzwasserversorgung größerer Gebiete 
mit verseuchtem Grundwasser, zum Bau von 
Umgehungsstraßen um verseuchte Gebiete). 
Das gleiche gilt für die Auflagen, die nach 
§ 17 in Verbindung mit § 1 zum Schutz vor 
Schäden gemacht werden können. Es muß 
vielmehr möglich sein, auch nachträgliche 
Auflagen zu machen, um bisher eingetretene 
Schäden für die Allgemeinheit auszuglei- 
chen. 

Wegen der grundsätzlichen Verschiedenheit 
zwischen Privatschäden und Gemeinschäden 
erscheint es ferner erforderlich, klarzustel- 
len, daß unter den Begriff „Schäden^' in den 
§§ 4, 5, 6, 7 und 9 auch Gemeinschäden fal- 
len. 

b) Wie sich aus den §§ 13 ff. und 25 ff. ergibt, 
ist es Zweck des Gesetzentwurfs, nicht nur 
vor den Gefahren der Kernenergie und der 
schädlichen Erweiterung der ionisierenden 
Strahlen zu schützen, sondern auch etwa ein- 
getretene Schäden auszugleichen. Es sollte 
daher im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
geprüft werden, ob § 1 Nr. 2 des Entwurfs 
entsprechend ergänzt werden muß. Durch 
diese Ergänzung würde zugleich klargestellt, 
daß Auflagen nach § 17 Abs. 1 des Entwurfs 
sich auch darauf beziehen können, etwa ein- 
getretene Schäden in geeigneter Weise zu 
beseitigen. Eine Beseitigung z. B. der Ver- 
seuchung des Grundwassers liegt nämlich 
regelmäßig im öffentlichen Interesse; eine 
entsprechende Verpflichtung des Genehmi- 
gungsinhabers sollte nicht allein aus privat- 
rechtlichen Ansprüchen hergeleitet werden. 

c) Die Eingangsworte von Nr. 1 sind wie folgt 
zu fassen; 

„eine möglichst erfolgreiche Entwicklung . . ." 
Begründung 

Die Änderung steht im Sachzusammenhang 
mit dem Vorschlag zu der Änderung der 
Eingangsworte in Absatz 2 des § 7. 

Die Neufassung begrenzt die Möglichkeit 
einer zu weiten Auslegung der Zweckbestim- 
mung. Damit werden unerwünschte Kon- 
flikte zwischen den Genehmigungsbehörden 
und den Gerichten ausgeschlossen. Im Falle 
einer verwaltungsgerichtlichen Nachprüfung 
von Genehmigungen ist damit sichergestellt, 
daß Entscheidungen den in § 7 normierten 
Ermessensspielraum der Verwaltungsbehör- 
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den nicht in unerwünschter Weise einengen. 
Im übrigen wird durch die Neufassung von 
Nr. 1 die Zweckbestimmung des Gesetzes 
nicht beeinträchtigt. 

d) Der in § 1 Nr. 4 gebrauchte Ausdruck „inter- 
nationale Verpflichtungen" sollte einheitlich 
bei allen einschlägigen Stellen des Entwurfs 
verwandt werden (vgl. z. B. die abweichende 
Formulierung in § 3 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 
Nr. 2, § 57 Abs. 2). 

4. § 2 

In Nr. 1 ist am Ende folgender Satz anzufügen; 

„Kernbrennstoffe im Sinne dieses Absatzes isind 
auch bestrahlte Kernbrennstoffe." 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. Es ist ins- 
besondere notwendig klarzustellen, daß die Be- 
förderung bestrahlter Kernbrennstoffe unter 
§ 4 des Entwurfs fällt. 

5. § 3 

In Absatz 2 Nr. 2 sind hinter den Worten „dieses 
Gesetzes" folgende Worte einzuifügen; 

", der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen und". 

Begründung 
Notwendige Ergänzung. 

6 . § 5 

a) In Absatz 3 sind die Worte „auf seine Kosten" 
zu streichen. 

Begründung 

Die durch die Ablieferung entstehenden 
Kosten können dem unter Umständen mittel- 
losen Finder nicht zugemutet werden. 

b) In Absatz 5 sind die Worte „Abs. 2 Nr. 1 
oder 2" durch die Worte „Abs. 2 Nr. 1 bis 3" 
zu ersetzen. 

Begründung 

Die Möglichkeit der Herausgabe von Kern- 
brennstoffen zur Beförderung zum Zwecke 
der Ausfuhr muß gegeben sein. 

c) In Absatz 5 sind die Worte „kann nur ver- 
langt werden" durch die Worte „ist nur zu- 
lässig" zu ersetzen. 

Begründung 

Der Entwurf bindet die Geltendmachung des 
privatrechtlichen Herausgabeanspruchs an 
Bedingungen. Das gleiche praktische Ergeb- 
nis läßt sich in besserer Weise dadurch er- 
reichen, daß die Zulässigkeit der Heraus- 
gabe beschränkt wird. Das darin liegende 
öffentlich-rechtliche Verbot bindet auch den- 
jenigen, der Kernbrennstoffe außerhalb der 
staatlichen Verwahrung aufbewahrt. Die Be- 
achtung des öffentlich-rechtlichen Verbots 


kann durch eine Strafvorschrift gesichert wer- 
den (s. Vorschlag zu § 46 Abs. 1 Nr. 7). 

7. § 6 

In Absatz 2 Nr. 2 sind hinter dem Wort „Schä- 
den" die Worte „und erhebliche Belästigungen" 
einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung erscheint aus Gründen der Vor- 
sorge mit Rücksicht auf die Ungeklärtheit der 
Materie geboten. 

8 . § 7 

a) aa) Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs- 

verfahrens ist zu prüfen, ob in Absatz 1 
für die Worte „oder sonst innehat" eine 
Formulierimg gefunden werden kann, 
durch die klargestellt wird, daß es sich 
um die Genehmigung stillgelegter An- 
lagen handeln soll. Im übrigen wird auf 
die Änderungsvorschläge zu § 12 Abs. 1 
Nr. 1 und § 19 Abs. 1 hingewieisen, 

bb) an Absatz 1 ist folgender Satz anzu- 
fügen; 

„Das gleiche gilt für wesentliche Ver- 
änderungen der Anlage oder ihres Be- 
triebes.", 

cc) Absatz 3 ist zu streichen; die Absätze 4 
und 5 werden Absätze 3 und 4. 

Begründung 

In Anlehnung an die Regelung in § 25 der 
Gewerbeordnung sollte ausdrücklich be- 
stinunt werden, daß auch wesentliche Ände- 
rungen bei der Betriebsweise eine erneute 
Genehmigung erforderlich machen. Aus re- 
daktionellen Gründen und zur Klarstellimg 
erscheint es erforderlich, die bisher in Ab- 
satz 3 vorgesehene Regelung in Absatz 1 zu 
übernehmen. 

b) In Absatz 2 sind die Eingangsworte wie folgt 
zu fassen: 

„Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn " 

Begründung 

Der Regierungsentwurf enthält einen Ge- 
setzesbefehl an die Genehmigungsbehörde, 
die gezwungen ist, bei Vorliegen der Vor- 
aussetzungen die Genehmigung zu erteilen. 
Die vorgeschlagene Neufassung hingegen be- 
freit die Behörde von diesem Zwang und 
räumt ihr innerhalb der Grenzen eines 
pflichtgemäßen Ermessens einen größeren 
Spielraum für ihre Entscheidung ein. Dieser 
Ermessensspielraum ist notwendig, well mit 
der Kodifizierung des Rechts der Kernenergie 
Neuland betreten wird. Deswegen mußte 
auch § 1 Nr. 1 neu gefaßt werden, weil sonst 
der Ermessensspielraum mittelbar zu stark 
eingeengt sein würde. 
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c) In Absatz 2 Nr, 2 sind hinter dem Wort 
„Schäden" die Worte „und erhebliche Be- 
lästigungen" einzufügen. 

Begründung 

Es ist erforderlich, daß nicht nur gegen Schä- 
den, sondern auch gegen Belästigungen Vor- 
sorge getroffen ist (vgl. Begründung zu dem 
Änderungsvorschlag zu § 6). 

Nach § 8 des Gesetzentwurfs soll die Geneh- 
migung nach § 7 eine etwa erforderliche Ge- 
nehmigung nach § 16 der Gewerbeordnung 
ersetzen. Da bei der Erteilung einer Geneh- 
migung nach § 16 nicht nur Gefährdungen, 
•sondern auch erhebliche Belästiigungen be- 
deutsam sind, müssen diese im Verfahren 
nach § 7 des vorliegenden Gesetzentwurfs 
ebenfalls berücksichtigt werden. 

d) In Absatz 2 ist nach einem Komma folgende 
Nr. 5 anzufügen: 

„5. überwiegende öffentliche Interessen dem 
Standort der Anlage nicht entgegen- 
stehen." 

Begründung 
Notwendige Ergänzung. 

e) In Absatz 4 Satz 1 sind die Worte „auf 
anderen Rechtsvorschriften beruhender" zu 
streichen. 

Begründung 

Die Beteiligung von Behörden sollte nicht da- 
von abhängig sein, ob der Zuständigkeits- 
bereich auf Rechtsvorschriften oder auf Ver- 
waltungsvorschriften (z. B. der Geschäftsver- 
teilung innerhalb der Landesbehörden) be- 
ruht. 

8a. § 9 

In Absatz 1 ist folgender Satz anzufügen: 

„Das gleiche gilt für wesentliche Änderungen 
des Verfahrens und der Betriebsstätte bei der 
Bearbeitung, Verarbeitung oder sonstigen Ver- 
wendung von Kernbrennstoffen." 

Begründung 

Änderungen des Verfahrens und der Betriebs- 
stätte werden in der Regel andere Sicherheits- 
vorkehrungen erforderlich machen. In Anleh- 
nung an die in § 7 getroffene Regelung ist da- 
her eine Erweiterung erforderlich (vgl. auch § 8 
Abs. 3 des Gesetzentwurfs in der Fassung der 
BT-Drucksache 3502 der 2. Wahlperiode). 

9. § 11 

a) In § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 1 und § 13 Abs. 3 
ist jeweils auf die in § 1 bezeichneten Zwecke 
verwiesen. Da die in § 1 aufgeführten Zwecke 
des Gesetzes sehr verschiedenartig sind und 
in ihrer Zielsetzung miteinander in Wider- 
streit stehen können, ist es notwendig, in 
den genannten Ermächtigungs Vorschriften 
den Zweck der Ermächtigung zu konkreti- 


sieren (Artikel 80 Abs. 1 Satz 2 GG), wie 
dies z. B. in § 10 geschehen ist. 

b) In Absatz 1 sind die Nr. 1 und 3 wie folgt zu 
fassen: 

„1. daß die Aufsuchung von radioaktiven 
Stoffen, der Umgang mit radioaktiven 
Stoffen (Gewinnung, Erzeugung, Lage- 
rung, Bearbeitung, Verarbeitung, son- 
stige Verwendung und Beseitigung), der 
Verkehr mit radioaktiven Stoffen (Er- 
werb und Abgabe an andere), die Beför- 
derung und die Ein- und Ausfuhr dieser 
Stoffe einer Genehmigung oder Anzeige 
befürfen," 

Begründung 

Die Aufsuchung von radioaktiven Stoffen ist 
weder als Umgang noch als Verkehr mit der- 
artigen Stoffen zu bezeichnen. Im übrigen 
sollten für Umgang und Verkehr gesonderte 
Definitionen vorgesehen werden, weil in den 
§§ 12 und 19 beide Begriffe getrennt ver- 
wandt werden. 

„3. daß nach einer Bauartprüfung durch eine 
in der Re chtsver Ordnung zu bezeichnende 
Stelle Anlagen, Geräte und Vorrichtun- 
gen, die radioaktive Stoffe enthalten 
oder ionisierende Strahlen erzeugen, all- 
gemein zugelassen werden können." 

Begründung 

Klarstellung, daß in der Rechtsverordnung 
nicht die für die allgemeine Zulassung zu- 
ständige Stelle bezeichnet werden soll. 

10 . § 12 

a) In Absatz 1 Nr. 1 sind 

aa) die Worte „bei der Errichtung und beim 
Betrieb" durch die Worte „bei der Er- 
richtung, beim Betrieb und beim Besitz" 
ZU ersetzen, 

Begründung 

Für bereits errichtete und nicht oder nicht 
mehr betriebene Anlagen ist der Erlaß 
von Vorsorge- und überwachungsvor- 
schriiften erforderlich; auch durch das 
bloße Vorhandensein dieser Anlagen 
können Gefahren entstehen. Es ist z. B. 
an eine Reaktoranlage zu denken, die 
nach einem Unfall still gelegt wird. 

bb) die Worte „Umgang mit Anlageni, Ge- 
räten und Vorrichtungen" durch die 
Worte „Umgang und Verkehr mit An- 
lagen, Geräten und Vorrichtungen" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Der mit den Ländern bereits erörterte 
Entwurf einer Ersten Strahlenschutzver- 
ordnung sieht Überwachungsvorschriften 
beim Erwerb und bei der Abgabe der 
typenmäßig zugelassenen Vorrichtungen 
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vor; die Ermächtigungsgrundlage muß 
entsprechend erweitert werden. 

b) In Absatz 1 ist nach Nr. 1 folgende Nr. la 
einzufügen: 

„la. daß Unfälle und sonstige Schadensfälle 
beim Umgang mit Kernbrennstoffen 
und sonstigen radioaktiven Stoffen, 
beim Betrieb von Anlagen der in §§ 7 
und 11 Abs. 1 Nr. 2 bezeichneten Art, 
beim Umgang mit Anlagen, Geräten 
und Vorrichtungen der in § 11 Abs. 1 
Nr. 3 bezeichneten Art sowie bei der 
Beförderung dieser Stoffe, Anlagen, 
Geräte und Vorrichtungen der Auf- 
sichtsbehörde zu melden sind," 

Begründung 

Es sollte eine Ermächtigung geschaffen 
werden, eine der Verordnung vom 
14. Juni 1944 (RGBl. I S. 135) entspre- 
chende Regelung auch für die vom Ge- 
setzentwurf erfaßten Betriebe und Tä- 
tigkeiten zu erlassen. Nur hierdurch 
können die Aufsichtsbehörden das zur 
Durchführung der Aufsicht unerläßliche 
Material erhalten. 

c) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) In den Rechtsverordnungen nach Ab- 
satz 1 Nr. 3 kann das Grundrecht des Ar- 
tikels 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes auf 
körperliche Unversehrtheit eingeschränkt 
werden, wenn und soweit es zum Schutz von 
Leben und Gesundheit der Beschäftigten, 
Dritter oder der Allgemeinheit erforderlich 
ist.“ 

Begründung 

Eine Einschränkung von Grundrechten durch 
Rechtsverordnung ist zwar möglich; das er- 
mächtigende Gesetz muß jedoch selbst das 
zulässige Ausmaß der Beschränkung fest- 
legen. Der Änderungsvorschlag soll dement- 
sprechend eine nähere Begrenzung der mög- 
lichen Grundrechtsbeschränkung zum Aus- 
druck bringen [vgl. die Stellungnahme des 
Bundesrates zu dem Entwurf eines Gesetzes 
über den Verkehr mit Arzneimitteln (Arznei- 
mittelgesetz) — BT-Drucksache 654]. 

d) Folgender neuer Absatz 3 ist anzufügen: 

„(3) Bis zum Erlaß einer Rechtsverordnung 
nach Absatz 1 Nr. 5 dürfen radioaktive Ab- 
fallstoffe nicht beseitigt werden. Sie sind 
vielmehr so zu ven\mhren, daß sie keinen 
Schaden verursachen können.“ 

Begründung 

Der Gefahr, daß bis zum Erlaß der vorge- 
sehenen Rechtsverordnung radioaktive Ab- 
fallstoffe achtlos weggeschüttet werden und 
diese dabei in das allgemeine Kanalisations- 
system oder auf Müllplätze oder dgl. ge- 
langen, muß vorgebeugt werden; andernfalls 
ist eine radioaktive Vergiftung des Bodens 
und des Grundwassers zu befürchten. 


10a. § 14 

Nach dem Wort „gelten" ist das Wort „ergän- 
zend" einzufügen. 

Begründung 

Es sollen Zweifel über die Anwendbarkeit des 
§ 17 des Entwurfs in diesen Fällen ausgeschlos- 
sen werden. 

11. § 17 

Absätze 2 und 3 sind wie folgt zu fassen: 

„(2) Genehmigungen und allgemeine Zulas- 
sungen können widerrufen werden, wenn 

a) von ihnen innerhalb von zwei Jahren 
kein Gebrauch gemacht worden ist, so- 
weit nicht bei der Genehmigung oder 
allgemeinen Zulassung etwas anderes 
bestimmt wird, 

b) eine ihrer Voraussetzungen von An- 
fang an nicht gegeben war oder später 
weg gefallen ist 

oder 

c) gegen die Vorschriften dieses Ge- 
setzes und der auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassenen Rechtsiverordnungen, 
sowie gegen die hierauf beruhenden 
Anordnungen und Verfügungen der 
Aufsichtsbehörden verstoßen worden 
ist, oder die mit Genehmigungen und 
allgemeinen Zulassungen verbunde- 
nen oder nachträglich an ge ordneten 
Auflagen nicht eingehalten worden 
sind. 

(3) Genehmigungen oder allgemeine Zulassun- 
gen sind zu widerrufen, wenn dies wegen einer 
erheblichen Gefährdung der Beschäftigten, Drit- 
ter oder der Allgemeinheit erforderlich ist und 
nicht durch nachträgliche Auflagen in angemes- 
sener Zeit Abhilfe geschaffen werden kann.“ 

Begründung 

Die Formulierung der Voraussetzungen für den 
Widerruf der Genehmigungen und Zulassungen 
sind mit der in § 18 Abs. 2 Nr. 2 und in § 19 
Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs vorgesehenen For- 
mulierung abzustimmen. Insbesondere sollte 
zumindest zur Klarstellung ausdrücklich fest- 
gelegt werden, daß der Widerruf auch bei einer 
Nichterfüllung von Auflagen und bei Verstoß 
gegen Anordnungen der Aufsichtsbehörden 
möglich ist. Eine entsprechende Regelung ent- 
hält auch der in Vorbereitung befindliche Ent- 
wurf einer Ersten Strahlenschutzverordnung. 
Das gleiche gilt für die Möglichkeit des Wider- 
rufs in den Fällen, in denen von der Genehmi- 
gung oder Zulassung kein Gebrauch gemacht 
worden ist. 

Die Fälle, in denen die Genehmigung oder Zu- 
lassung widerrufen werden muß, sollten in An- 
lehnung an § 18 Abs. 2 Nr. 3 des Entwurfs de- 
finiert werden. Die Unterscheidung einer Ge- 
fährdung der Beschäftigten, Dritter oder der 
Allgemeinheit ist nicht gerechtfertigt. 
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12 . § 18 

a) Absatz 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 
„Entschädigungspflichtig ist der Bund.'' 

b) Absatz 4 ist wie folgt zu fassen: 

„(4) Hat der Bund eine Entschädigung ge- 
leistet, so können Länder oder sonstige Ge- 
bietskörperschaften zum Ausgleich herange- 
zogen werden, wenn und soweit dies nach 
ihrem sich aus der Gesamtlage ergebenden 
Interesse am Widerruf gerechtfertigt ist. Das 
Nähere, insbesondere die Maßstäbe für die 
Interessenabwägung und die Durchführung 
des Ausgleichs, wird durch Rechtsverordnung 
geregelt." 

Begründung 

Die Landesbehörden handeln gemäß § 24 des 
Entwurfs bei Ausübung des Widerrufs im 
Aufträge des Bundes. Nach Artikel 85 Abs. 3 
und 4 GG unterstehen sie dabei den Weisun- 
gen der obersten Bundesbehörden. Es ist 
deshalb sachlich gerechtfertigt, daß der Bund 
allein entschädigungspflichtig ist. Soweit im 
Einzelfall die Interessenlage der beteiligten 
Gebietskörperschaften einen Ausgleich recht- 
fertigt, soll dieser unter Aufrechterhaltung 
der Grundsätze der Regierungsvorlage ge- 
mäß der zu § 18 Abs. 4 vorgeschlagenen Än- 
derung durchgeführt werden. 

c) In Absatz 2 Nr. 2 ist der letzte Satzteil vom 
Wort „insbesondere" ab, dem Änderungs- j 
Vorschlag zu § 17 Abs. 2 Buchstabe c anzu- 
passen. 

13. § 19 

a) In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „die Er- 
richtung und der Betrieb von Anlagen" durch 
die Worte „die Errichtung, der Betrieb und 
der Besitz von Anlagen" zu ersetzen. 

Begründung 

Auf den Änderungsvorschlag zu § 12 Abs. 1 
Nr. 1 wird verwiesen. 

b) In Absatz 1 Satz 1 Zeile 4 sind nach dem 
Wort „Umgang" die Worte „und Verkehr" 
einzufügen. 

Begründung 

Auf den Änderungsvorschlag zu § 12 Abs. 1 
Nr. 1 wird verwiesen. 

c) Absatz 1 Satz 2 ist dem Vorschlag zu § 17 
Abs. 2 Buchstabe c anzupassen, zumal der 
Entwurf die Überwachung der nachträglichen 
Auflagen nicht vorsieht. 

Außerdem ist folgender Satz 3 anzufügen: 

„§ 139b der Gewerbeordnung gilt entspre- 
chend." 

Begründung 

Die in § 139b GewO enthalteng Vorschrif- 
ten sind für die Durchführung der Aufsicht 
über Atomanlagen und die »sonstigen vom 
vorliegenden Gesetzentwurf erfaßten Tätig- 


keiten nicht ZU entbehren; die Spezialbe- 
stimmungen des § 19 Abs. 2 des Entwurfs 
sollen hierdurch nicht berührt werden. 

d) Absatz 3 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Aufsichtsbehörde kann anordnen, daß 
ein Zustand beseitigt wird, der den Vor- 
schriften dieses Gesetzes, der auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen 
oder den mit Genehmigungen und allgemei- 
nen Zulassungen verbundenen oder nach- 
träglich angeordneten Auflagen wiiderspricht 
oder aus dem sich durch die Wirkung ioni- 
sierender Strahlen Gefahren für Leben, Ge- 
sundheit oder Sachgüter ergeben können." 

Begründung 

Anpassung an die Formulierung in §§ 17 und 
18 Abs. 2. 

e) In Absatz 4 ist das Wort „staatlichen" zu 
streichen. 

Begründung 

Es müssen Aufsichtsbefugnisse nichtstaat- 
licher Organe, z. B. der technischen Auf- 
sichtsbeamten der Berufsgenossenschaften, 
ebenfalls unberührt bleiben. 

14. § 21 

a) In Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz und in 
Absatz 3 ist jeweils das Wort „Kosten" durch 
das Wort „Aufwendungen" zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung; Kosten im Sinne des § 21 sind 
nur Gebühren und Auslagen. 

b) In Absatz 4 ist der zweite Relativsatz wie 
folgt zu fassen: 

„ . . . , der nach diesem Gesetz oder einer 
nach diesem Gesetz erlassenen Rechtsver- 
ordnung einer Genehmigung für diejenige 
Betätigung ..." 

Begründung 
Notwendige Ergänzung. 

c) Nachstehender Absatz 6 ist anzufügen: 

„(6) Für Genehmigungen und allgemeine 
Zulassungen, die von Landesbehörden nach 
diesem Gesetz erteilt werden, richtet sich die 
Erhebung der Kosten nach den landesrecht- 
lichen Bestimmungen." 

Begründung 

Soweit die Genehmigungen und allgemeinen 
Zulassungen im Vollzug des Gesetzes durch 
Landesbehörden vorgenommen werden, müs- 
sen sie nach dem allgemeinen Kostenrecht 
der betreffenden Länder behandelt werden. 
Andernfalls hätten die Verwaltungsbehörden 
je nach der behandelten Materie verschie- 
denes Kostenrecht anzuwenden; die Vermei- 
dung dieser Zweigleisigkeit dient der Ver- 
waltungsvereinfachung und -erleichterung. 


53 



Drucksache 759 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


15. § 23 

a) Die Überschrift ist wie folgt zu fassen: 

„Zuständigkeit für Verwahrung, Beförde- 
rungs- und Auf be Währungsgenehmigungen" 

Begründung 

Die Überschrift „Verwahrungsbehörden" 
entspricht nicht dem Inhalt der Vorschrift. 

b) Die Worte „für die Genehmiigung und Be- 
aufsichtigurrg der Aufbewahrung von Kern- 
brennstoffen" sind durch die Worte „für die 
Genehmigung der Aufbewahrung von Kern- 
brennstoffen" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Aufbewahrung von Kernbrennstoifen 
außerhalb der staatlichen Verwahrung wiid 
meist im räumlichen Zusammenhang T'iit 
nach § 7 des Gesetzentwurfs genehmigten 
Anlagen erfolgen. Deshalb ist es zweck- 
mäßig, auch die Aufsicht über die Aufbe- 
wahrung Landes behörden zu übertragen. Die 
bei der Aufsicht zu wahrenden Belange, ins- 
besondere die des Nachbarschutzes, verlan- 
gen eine enge Zusammenarbeit und ein 
weitgehendes Einvernehmen mit den hierfür 
zuständigen Landesbehörden. Gegen die 
Aufsicht durch die Physikalisch-Technische 
Bundesanstalt spricht auch, daß diese die 
Aufsicht nicht selbst durchführen kann, son- 
dern dazu entweder eigene Unierbehörden 
einrichten oder sich im Wege der Anitsiiilfe 
der Behörden der Länder bedienen müßte. 

16. § 24 

<a) In Absatz 2 sind Satz 1 wie folgt zu iasaeii 
und die Sätze 2 bis 4 zu streichen: 

„Für die Genehmigung nach §§ 7 und 9 und 
deren Widerruf, sowie für die Aufsicht über 
Anlagen nach § 7 und die Verwendung von 
Kernbrennstoffen außerhalb dieser Anlagen 
sind die Landesregierungen oder die von 
ihnen bestimmten Behörden zuständig." 

Begründung 

Um die Dispositionsmöglichkeit für die Be- 
hördenzuständigkeit in den Ländern nicht zu 
beeinträchtigen, sollte in Bundesgesetzen 
grundsätzlich von der Festlegung von Zu- 
ständigkeiten im Bereich der Landes Verwal- 
tung abgesehen werden. 

b) In Absatz 2 Satz 5 ist das Wort „staatliche" 
zu streichen. 

Begründung 

Bei der Wahrnehmung der sich aus den Vor- 
schriften über die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung ergebenden Befugnisse sowie der 
Befugnisse der Berufsgenossenschaften han- 
delt es sich nicht stets um „staatliche" Auf- 
sichtsbefugnisse. 

17 § 26 

a) Die Bundesregierung wird gebeten, im wei- 


teren Verlauf des Gesetzgebungsverfalirens 
zu prüfen, ob nicht in Absatz 1 der Satz 2 
gestrichen werden sollte. 

Die in § 26 Abs. 1 erfaßten Schadensfälle 
unterscheiden sich nicht so weitgehend von 
den in § 25 geregelten, daß es gerechtfertigt 
erschiene, die Geschädigten auf eine grund- 
sätzliche Verschuldungshaftung mit umge- 
kehrter Beweislast zu verweisen. In Isoto- 
penlaboratorien siiind Gefährdungen infolge 
menschlicher Unzulänglichkeit, auch außer- 
halb eines nachweisbaren Verschuldens, in 
nicht geringerem Maße möglich, als bei den 
dm geschlossenen Bereich arbeitenden Kern- 
reaktoren. Auch dann, wenn ein Schaden 
eintritt, obwohl den Unternehmer kein Ver- 
schulden trifft und die Sdiutzeinrichlungen 
nicht versagt haben, muß es als unbillig an- 
gesehen werden, den Geschädigten ohne Er- 
satz zu lassen. Die Gafahrenlage wird in 
ihrer ersten Ursache von demjenigen ge- 
schaffen, der mit radioaktiven Stoffen arbei- 
tet. 

b) Die Bundesregierung wird gebeten, im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, ob nicht in Absatz 4 Nr. 1 nach 
dem Wort „Verletzten" die Worte „mit des- 
sen Einverständnis" eingefügt werden soll- 
ten. Es sollte sicher gestellt werden, daß ein 
Verletzter den gegenüber der vertraglichen 
und der deliktischen Haftung erhöh len 
Schutz dann nicht verliert, wenn die radio- 
aktiven Stoffe ohne sein Einverständnis an 
ihm angewendet werden. 

c) Folgender § 26a ist einzufügen: 

.§ 26a 

(1) Die Haftung nach §§ 25 und 26 kann im 
Rahmen eines Arbeitsverhältnisses durch 
Vertrag nicht ausgeschlossen oder be- 
schränkt werden. 

(2) § 898 der Reichs versicherungsordnimg 
findet keine Anwendung mit der Maßgabe, 
daß sich die Verbindlichkeit des Unierneh- 
mers auf den Betrag beschränkt, um den sie 
die Entschädigung aus der Unfallversiche- 
rung übersteigt." 

Begründung 

Zum Schutz der Arbeitnehmer erscheint es 
erforderlich, Abmachungen über den Aus- 
schluß oder die Beschränkung der Haftung 
des Unternehmers zu verbieten. 

Auch rechtfertigt sich die Einschränkung der 
Haftung des Unternehmers nach § 898 Satz 1 
RVO hier ebenso wenig wie nach dem Ge- 
setz vom 7. Dezember 1943 (RGBl. I S. 674) 
für den Fall, daß der Arbeitsunfali bei der 
Teilnahme am allgemeinen Verkehr einge- 
treten ist. 

Dementsprechend ist in § 26 Abs. 4 als Zu- 
satz anzufügen: 

„Das gilt nicht für Arbeitsverhältnisse." 
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18. § 32 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens soll geprüft werden, ob bei gene tischen 
Schäden ein Bedürfnis besteht, die 30jährige 
Verjährungsfrist auszuschließen, da diiese Schä- 
den auch noch später auftreten können. 

19. § 35 

In Absatz 1 sind das Ende des Satzes 1 und der 
Satz 2 wie folgt zu fassen: 

. iinwieweit der Schaden vorwiegend von 
dem einen oder anderen Teil verursacht worden 
ist. Das gleiche gilt, wenn der Schaden einem 
der beteiligten Ersatzpflichtigen entstanden ist, 
von der Haftpflicht, die für einen anderen von 
ihnen eintritt." 

Begründung 

Angleichung an die Fassung des § 17 Straßen- 
verkehrsgesetz. 

20. § 36 

In Absatz 1 sind nach dem Wort „Beförderer" 
folgende Worte einzufügen: 

", bei Beförderung auf See auch dem Schiffs- 
kapitän," 

Begründung 

Der Kapitän ist nach der in der Rechtsprechung 
und Rechtswissenschaft herrschenden Lehre un- 
mittelbarer Besitzer der beförderten Güter. Da- 
mit haftet er ebenfalls nach § 26 des Entwurfs. 
Diese Haftung des Kapitäns (§§ 511 ff. HGB) 
steht selbständig neben der Haftung des Ver- 
frachters und des Reeders. Andererseits ist der 
Kapitän nicht „Beförderer" im Sinne des § 36 
des Entwurfs eines Atomgesetzes. 

Soweit die Beförderung auf Seeschiffen in Be- 
tracht kommt, ist demnach nach § 36 des Ent- 
wurfs der Absender wohl dem Reeder gegen- 
über verpflichtet, Vorsorge für die Erfüllung 
der gesetzlichen Schadensersatzverpflichtungen 
des Beförderers zu treffen, die sich aus der Be- 
förderung ergeben; die Verpflichtung bezieht 
sich aber nicht auf den Kapitän, da der Kapitän 
wohl unmittelbarer Besitzer, aber nicht Beförde- 
rer ist. 

21. § 37 

a) In Absatz 1 sind die Worte „31. Dezember 
1965" durch die Worte „31. Dezember 1970" 
zu ersetzen. 

Begründung 

Die Freistellungsverpflichtung des Bundes 
ist insbesondere für das in Aussicht genom- 
mene Leistungsreaktoren-Programm der 
Bundesrepublik von erheblicher Bedeutung. 
Da Leistungsreaktoren lim Rahmen dieses 
Programms mit hoher Wahrscheinlichkeit 
nicht vor dem 31. Dezember 1970 in Betrieb 
genommen werden und ungewiß ist, ob eine 
ausreichende Verlängerung der Freistel- 


lungsverpflichtung des Bundes über den 
31. Dezember 1965 hinaus erfolgt, wird die 
Privatwirtschaft wegen des unübersehbaren 
Risikos und des möglichen Ausmaßes der 
Schadenshaftung nicht zu der erwünschten 
und erforderlichen Beteiligung an dem Pro- 
gramm ermutigt. Es sollte daher die Befri- 
stung bis zum 31. Dezember 1970 erfolgen. 

b) In Absatz 2 ist die Nr. I wie folgt zu fassen: 

„1. wegen Schäden, die an den Anlagen und 
ihr zugehörigen Betriebsgrundstücken, 
Betriebseinrichtungen, Betriebsgeräten 
oder Betriebsmaterialien aller Art ein- 
schließlich der Kernbrennstoffe entste- 
hen;" 

Begründung 

Klarstellung. 

22. § 39 

Absatz 3 ist am Ende unter Streichung des 
Punktes wie folgt zu fassen: 

„. . . oder wenn aus anderen Gründen als 
wegen Freispruchs keine straf gerichtliche Ver- 
urteilung erfolgt oder wenn ein Strafverfahren 
aus anderen Gründen als wegen Mangels an 
Beweisen nicht eingeleitet oder durchgeführt 
wird." 

Begründung 

Notwendige Ergänzung und Klarstellung. 

23. § 40 

Die Überschrift des Fünften Abschnitts ist wie 
folgt zu fassen: 

„Straf- und Bußgeldvorschriften" 
Begründung 

Der Abschnitt enthält neben Strafbestimmungen 
auch Bußgeldvorschriften. 

24. §§ 41, 42, 43 und 45 

Die §§ 41 bis 43 und 45 sind wie folgt zu fas- 
sen: 

«§ 41 

Herbeiführung einer Explosion durch 
Kernenergie 

(1) Wer es unternimmt, durch Freisetzung 
von Kernenergie eine Explosion herbeizuführen 
und dadurch Leib oder Leben eines anderen 
oder fremde Sachen von bedeutendem Wert zu 
gefährden, wird mit Zuchthaus nicht unter fünf 
Jahren bestraft. 

(2) Wer durch Freisetzung von Kemenergie 
eine Explosion herbeiführt und dadurch fahr- 
lässig Leib oder Leben eines anderen oder 
fremde Sachen von bedeutendem Wert gefähr- 
det, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren be- 
straft. Sind mildernde Umstände vorhanden, so 
ist die Strafe Gefängnis nicht unter einem Jahr. 
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(3) In besonders schweren Fällen ist die 
Strafe bei Taten nach Absatz 1 Zuchthaus nicht 
unter zehn Jahren oder lebenslängliches Zucht- 
haus, bei Taten nach Absatz 2 Zuchthaus nicht 
unter fünf Jahren. Ein besonders schwerer Fall 
liegt in der Regel vor, wenn der Täter durch die 
Tat den Tod eines Menschen verursacht hat, 

§ 42 

Mißbrauch ionisierender Strahlen 

(1) Wer in der Absicht, die Gesundheit eines 
.anderen zu schädigen, es unternimmt, ihn einer 
ionisierenden Strahlung auszusetzen, die des- 
sen Gesundheit zu schädigen geeignet ist, wird 
mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft. Sind 
mildernde Umstände vorhanden, so ist die 
Strafe Gefängnis nicht unter sechs Monaten, 

(2) Unternimmt es der Täter, eine Vielzahl 
von Menschen einer solchen Strahlung auszu- 
setzen, so ist die Strafe Zuchthaus nicht unter 
fünf Jahren. 

(3) In besonders schweren Fällen ist die 
Strafe bei Taten nach Absatz 1 Zuchthaus nicht 
unter fünf Jahren, bei Taten nach Absatz 2 
Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder lebens- 
langes Zuchthaus. Bin besonders schwerer Fall 
liegt in der Regel vor, wenn der Täter durch die 
Tat den Tod eines Menschen verursacht. 

(4) Wer in der Absicht, die Brauchbarkeit 
einer fremden Sache von bedeutendem Wert zu 
beeinträchtigen, sie einer ionisierenden Strah- 
limg aussetzt, welche die Brauchbarkeit der 
Sache zu beeinträchtigen geeignet list, wird mit 
Gefängnis bestraft. Der Versuch ist strafbar. 

§ 43 

Vorbereitungshandlungen 

Wer zur Vorbereitung eines bestimmten nach 
§ 41 Abs. 1 oder § 42 Abs. 2 strafbaren Unter- 
nehmens Kernbrennstoffe, radioaktive Stoffe 
oder die zur Ausführung der Tat erforderlichen 
Vorrichtungen herstellt, einführt, sich oder 
einem anderen verschafft, verwahrt oder einem 
anderen überläßt oder eine ähnliche Handlung 
von gleicher Gefährlichkeit vomimmt, wird mit 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft. Sind 
mildernde Umstände vorhanden, so ist die 
Strafe Gefängnis nicht unter sechs Monaten." 


„§ 45 

Tätige Reue 

(1) Das Gericht kann die in § 41 Abs. 1, § 42 
Abs. 2 angedrohte Mindeststrafe unterschreiten 
oder auf eine mildere Strafart erkennen, wenn 
der Täter freiwillig seine Tätigkeit aufgibt oder 
sonst die Gefahr abwendet. 

(2) Das Gericht kann die in § 41 Abs. 2, § 42 
Abs. 1, § 43 angedrohte Mindeststrafe unter- 


schreiten, auf eine mildere Straf art erkennen 
oder von einer Bestrafung nach diesen Vor- 
schriften absehen, wenn der Täter freiwillig 
seine Tätigkeit aufgibt oder sonst die Gefahr 
abwendet. 

(3) Wird die Gefahr ohne Zutun des Täters 
labgewendet, so genügt sein freiwilliges und 
ernsthaftes Bemühen, sie abzuwenden." 

Begründung 

Die vorgeschlagene Neufassimg der Straf Vor- 
schriften beruht auf Empfehlungen der Großen 
Strafrechtskommission. 

25. § 46 

In Absatz 1 wird folgende Nr. 7 angefügt: 

„7. Kernbrennstoffe entgegen § 5 Abs. 5 an 
Unberechtigte herausgibt," 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 5 Abs. 5. 

26. § 47 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen; 

„(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig zuwiderhandelt." 

Absatz 2 ist am Anfang wie folgt zu fassen: 

„(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer " 

Absatz 4 ist am Anfang wie folgt zu fassen; 

„(4) Ordnungswidrig handelt ferner, wer . , . 

Begründung 

Angleichung an die übliche Gesetzessprache. 

In Absatz 5 ist der letzte Satz wie folgt zu 
fassen : 

„Das Bundesamt entscheidet auch über die Ab- 
änderimg und Aufhebung eines rechtskräftigen, 
gerichtliich nicht nachgeprüften Bußgeldbeschei- 
des (§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten)." 

Begründung 

Klarstellung, daß es sich hier nicht um ein Man- 
dats Verhältnis, sondern um eine echte Zustän- 
digkeitsverlagerung handelt. 

27. § 49 

In § 49 Abs. 1 und 4 sind die Worte „Gemein- 
gefahr (§ 315 Abs. 3 des Strafgesetzbuchs)" zu 
ersetzen durch die Worte „Gefahr für Leib oder 
Leben eines Menschen oder für fremde Sachen 
von bedeutendem Wert". 

Begründung 

Anpassung an den Wortlaut des § 46 Abs. 3 
und des § 48 sowie des § 41 in der vor geschla- 
genen Neufassimg. 
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28. § 51 

Absatz 1 ist am Ende nach dem Komma wie 
folgt zu fassen: 

„so ist der Berechtigte unter Zugrundelegung 
des Verkehrswertes dieser Gegenstände ange- 
messen in Geld zu entschädigen." 

Begründung 

Sowohl das Ausmaß als auch die Art der Ent- 
schädigung muß im Hiinblick auf Artikel 14 
Abs. 3 Satz 2 GG ausdrücklich geregelt werden. 
Daß der Berechtigte angemessen zu entschädi- 
gen ist, wie es der Entwurf vorsieht, ist keine 
zureichende Regelung des Ausmaßes der Ent- 
schädigung [vgl. Stellungnahme des Bundes- 
rates zum Entwurf eines Gesetzes über den 
Verkehr mit Arzneimitteln (Arzneimittelgesetz) 
— BT-Drucksadie 654]. 


29. § 55 

a) Absatz 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Rechtsverordnungen auf Grund der §§ 11, 
12, 13, 18 Abs. 4 und § 21 Abs. 5 erläßt die 
Bundesregierung. " 


Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 18 
Abs. 4. 

b) Absatz 2 Satz 2 ist zu streichen. 
Begründung 

Wegen der besonderen Bedeutung der phy- 
sikalischen, technischen und strahlenbiolo- 
gischen Werte sollte eine Beteiligung des 
Bundes rates auch hier erfolgen. 

30. §56 

Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1; folgen- 
der Absatz 2 ist anzufügen: 

„(2) § 24 Abs. 3 Nr. 10 der Gewerbeordnung 
in der Fassung des Gesetzes vom 29. Septem- 
ber 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1459) wird ge- 
strichen." 

Begründung 

Die erforderlichen Vorschriften über Anlagen 
zur Erzeugung von Röntgen- oder radioaktiven 
Strahlen können in Zukunft nach §§ 11 und 12 
des vorliegenden Gesetzes erlassen werden; zur 
Klarstellung sollte die entsprechende Ermäch- 
tigung ln der Gewerbeordnung gestrichen wer- 
den. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen und Empfehlungen 
des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen unter 
3, c), 8. d), 8. e), 9. b), 10. a) aa), 10. a) bb), 10a., 
13. a), 13. b), 13. e), 14. a), 14. b), 15. a), 15. b), 
16. b), 21. a), 21. b), 23., 25., 27., 28. und 30. zum 
Entwurf eines Gesetzes über die friedliche Ver- 
wendung der Kernenergie und den Schutz gegen 
ihre Gefahren (Atomgesetz) zu. 

Im übrigen wird folgendes bemerkt: 

Zu 1. 

Mit Rücksicht auf die dem Bundestag vorliegenden 
Initiativgesetzentwürfe zur Ergänzung des Grund- 
gesetzes (BT-Drucksachen 30 und 266) hat die Bun- 
desregierung davon abgesehen, einen eigenen Ge- 
setzentwurf zur Ergänzung des Grundgesetzes ein- 
zubringen. 

Zu 2. 

Nach Auffassung der Bundesregierung macht die 
Zuweisung der Überwachung der Ein- und Ausfuhr 
bestimmter Stoffe in § 22 Abs. 2 ein Gesetz mit 
qualifizierter Mehrheit des Bundestages nicht er- 
forderlich. Die Überwachung der Ein- und Ausfuhr 
ist keine neue Aufgabe der Bundesfinanzverwal- 
tung im Sinne des Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 des 
Grundgesetzes. Wie sich aus den zollrechtlichen 
Vorschriften ergibt, obliegt der zum Bereich der 
Bundesfinanzverwaltung gehörenden Zollverwal- 
tung seit jeher die Überwachung des gesamten 
grenzüberschreitenden Warenverkehrs. Durch § 22 
Abs. 2 wird diese umfassende Überwachungsbefug- 
nis als „alte Aufgabe" hinsichtlich eines besonderen 
Sachgebietes konkretisiert. 

Zu 3. a) 

Die angeregte Prüfung hat ergeben, daß eine Er- 
gänzung des Gesetzentwurfs durch Vorschriften 
über den Schutz der Allgemeinheit vor Gemein- 
schäden nicht notwendig ist. Der Schutz der Allge- 
meinheit vor Gemeinschäden ist bereits durch die 
in dem Gesetzentwurf enthaltenen Vorschriften in 
Verbindung mit den zu erlassenden Strahlenschutz- 
verordnungen gewährleistet. Die nunmehr erwei- 
terte Zweckbestimmung des § 1 Nr. 2 „ . . . Leben, 
Gesundheit und Sachgüter ... zu schützen und 
durch Kernenergie oder ionisierende Strahlen ver- 
ursachte Schäden auszugleichen" [vgl. Zu 3. b)] be- 
zieht sich auch auf Sachgüter der Allgemeinheit. 
Die gegenteilige Annahme des Bundesrates findet 
im Gesetz keine Stütze. ; 

Die Anregung, den Gesetzentwurf im Hinblick auf ! 
den Ausgleich entstandener Gemeinschäden zu er- I 


gänzen, ist durch die Zustimmung zu der Anregung 
unter 3. b) berücksichtigt. 

Zur Anregung, klarzustellen, daß auch Gemein- 
schäden unter den Begriff „Schäden" in den §§ 4, 5, 
6, 7 und 9 fallen, wird auf die Ausführungen in 
Absatz 1 verwiesen. Im Vordergrund der Zweck- 
bestimmung des Gesetzes steht ein umfassender 
Schutz von Leben, Gesundheit und Sachgütern. Die 
Schutzvorschriften des Gesetzes und die zu er- 
lassenden Strahlenschutzverordnungen dienen da- 
her notwendigerweise auch der Verhütung von Ge- 
meinschäden. 

Zu 3. b) 

Der Anregung wird entsprochen. § 1 Nr. 2 erhält 
folgende Fassung: 

„2. Leben, Gesundheit und Sachgüter vor den 
Gefahren der Kernenergie und der schäd- 
lichen Wirkung ionisierender Strahlen zu 
schützen und durch Kernenergie oder ioni- 
sierende Strahlen verursachte Schäden auszu- 
gleichen," 

Zu 3. d) und 5. 

Der Empfehlung wird zugestimmt. Dementspre- 
chend erhalten die betreffenden Vorschriften fol- 
gende Fassung: 

§ 3 Abs. 2 Nr. 2: 

„2. gewährleistet ist, daß die einzuführenden 
Kernbrennstoffe unter Beachtung der Vor- 
schriften dieses Gesetzes, der auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen 
und der internationalen Verpflichtungen der 
Bundesrepublik auf dem Gebiet der Kern- 
energie verwendet werden." 

(Neufassung zugleich unter Berücksichtigung des 
Vorschlages 5.) 

§ 3 Abs. 3 Nr. 2: 

„2. gewährleistet ist, daß die auszuführenden 
Kernbrennstoffe nicht in einer die inter- 
nationalen Verpflichtungen der Bundesrepu- 
blik auf dem Gebiet der Kernenergie oder 
die innere oder äußere Sicherheit der Bun- 
desrepublik gefährdenden Weise verwendet 
werden." 

§ 57 Abs. 2: 

„(2) Die Vorschriften der §§ 1, 3 bis 24 und 55 
finden unbeschadet der internationalen Verpflich- 
tungen der Bundesrepublik keine Anwendung auf 
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Atomwaffen, die der Bundesrepublik zu Verteidi- 
gungszwecken zur Verfügung stehen." 

Zu 4. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Es bedarf keiner besonderen Erwähnung, daß auch 
bestrahlte Kernbrennstoffe Kernbrennstoffe im 
Sinne des Gesetzes sind. Im übrigen werden be- 
strahlte Kernbrennstoffe ohnehin durch § 2 Nr. 1 
Buchstabe d erfaßt. 

Zu 5. 

Vergleiche die Ausführungen zu 3. d). 

Zu 6. a) 

Dem Vorschlag wird mit Rücksicht auf die in § 21 
Abs. 2 enthaltene Regelung zugestimmt. 

Zu 6. b) und c) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt mit der Maßgabe, 
daß § 5 Abs. 5 folgende Fassung erhält: 

„(5) Die Herausgabe von Kernbrennstoffen 
aus der staatlichen Verwahrung nach Absatz 1 
oder aus der genehmigten Aufbewahrung nach 
§ 6 ist nur zulässig, wenn der Empfänger gemäß 
Absatz 2 Nr. 1 oder 2 zum Besitz der Kernbrenn- 
stoffe berechtigt ist, sowie zu einer nach § 4 ge- 
nehmigten Beförderung zum Zwecke der Ausfuhr 
von Kernbrennstoffen." 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Fassungsände- 
rung würde über den von ihm verfolgten und in 
der Begründung näher erläuterten Zweck hinaus- 
gehen, weil hiernach die Herausgabe von Kern- 
brennstoffen zu einer genehmigten Beförderung 
schlechthin zulässig wäre, ohne daß es auf den 
Zweck der Beförderung ankäme. 

Zu 7. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Einfügung erscheint nicht erforderlich, da bei 
der Aufbewahrung von Kernbrennstoffen Belästi- 
gungen der Nachbarn nicht auftreten können. Die 
Aufbewahrung von Kernbrennstoffen ist weder mit 
Immissionen noch mit der Aussendung von Strahlen 
auf andere Grundstücke verbunden. 

Zu 8. a) aa) 

Die Bundesregierung sieht im Augenblick keine 
Möglichkeit, die Formulierung „ . . . oder sonst 
innehat ..." durch eine bessere und ebenso weit- 
reichende zu ersetzen. Diese Fassung findet auch 
im Schweizer Entwurf zu einem Bundesgesetz über 
die friedliche Verwendung der Atomkernenergie 
und den Strahlenschutz Verwendung. Die Bundes- 
regierung wird jedoch im weiteren Gesetzgebungs- 
verfahren prüfen, ob die Vorschrift anders formu- 
liert werden kann. 


Zu 8. a) bb) und cc) 

Den Vorschlägen wird zugestimmt mit der Maß- 
gabe, daß § 7 Abs. 1 folgende Fassung erhält: 

„(1) Wer eine Anlage zur Erzeugung oder zur 
Spaltung von Kernbrennstoffen oder zur Auf- 
arbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe errichtet, 
betreibt oder sonst innehat oder die Anlage oder 
ihren Betrieb wesentlich verändert, bedarf der 
Genehmigung." 

Dementsprechend muß § 46 Abs. 1 Nr. 4 wie folgt 
lauten: 

„4. Anlagen zur Erzeugung oder zur Spaltung 
von Kernbrennstoffen oder zur Aufarbeitung 
bestrahlter Kernbrennstoffe errichtet, be- 
treibt, sonst innehat oder die Anlage oder 
ihren Betrieb wesentlich verändert," 

Zu 8. b) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag mit 
Rücksicht auf die besondere Natur und die Neu- 
artigkeit der Anlagen im Sinne des § 7 zu. Es er- 
scheint in diesem besonderen Falle vertretbar, der 
Behörde die Möglichkeit zu geben, die Genehmi- 
gung zu versagen, wenn dies besondere, nach dem 
heutigen Stand der Erkenntnisse noch nicht vorher- 
sehbare und deshalb in den Genehmigungsvor- 
aussetzungen gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 nicht 
erfaßte Umstände gebieten. 

Zu 8. c) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Nach dem Vorschlag des Bundesrates unter 8. d), 
dem die Bundesregierung zustimmt, ist Genehmi- 
gungsvoraussetzung, daß dem Standort der Anlage 
überwiegende öffentliche Interessen nicht entgegen- 
stehen. Unter diesem Gesichtspunkt hat die Geneh- 
migungsbehörde auch zu prüfen, ob und in welchem 
Ausmaß von der Anlage Belästigungen ausgehen 
können. 

Zu 8 a. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt mit der Maßgabe, 
daß § 9 Abs. 1 folgende Fassung erhält: 

„(1) Wer Kernbrennstoffe außerhalb von An- 
lagen der in § 7 bezeichneten Art bearbeitet, ver- 
arbeitet oder sonst verwendet, bedarf der Ge- 
nehmigung. Einer Genehmigung bedarf ferner, 
wer von dem in der Genehmigungsurkunde fest- 
gelegten Verfahren für die Bearbeitung, Ver- 
arbeitung oder sonstige Verwendung wesentlich 
abweicht oder die in der Genehmigungsurkunde 
bezeichnete Betriebsstätte oder deren Lage 
wesentlich verändert." 

Ein Bedürfnis, die Änderung des Verfahrens oder 
der Betriebsstätte von einer Genehmigung abhän- 
gig zu machen, besteht nur dann, wenn die Geneh- 
migungsurkunde auf ein bestimmtes Verfahren oder 
auf eine bestimmte Betriebsstätte abstellt. 

Der vorstehenden Änderung entsprechend muß 
§ 46 Abs. 1 Nr. 5 wie folgt lauten: 
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„5. Kernbrennstoffe außerhalb von Anlagen zur 
Erzeugung oder zur Spaltung von Kern- 
brennstoffen oder zur Aufarbeitung be- 
strahlter Kernbrennstoffe bearbeitet, ver- 
arbeitet oder sonst verwendet oder wer von 
dem in einer Genehmigung nach § 9 Abs. 1 
festgelegten Verfahren für die Bearbeitung, 
Verarbeitung oder sonstige Verwendung 
wesentlich abweicht oder die in der Geneh- 
migung bezeichnete Betriebsstätte oder deren 
Lage wesentlich verändert," 

Zu 9. a) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die in § 1 genannten Zwecke bilden eine Gesamt- 
heit. Die Rechtsverordnungen dürfen daher nicht 
einseitig nur der Verfolgung einzelner Zwecke die- 
nen; sie müssen vielmehr unter Beachtung der der 
Bundesrepublik obliegenden internationalen Ver- 
pflichtungen dem Schutz- und Förderungsgedanken 
des Gesetzes in gleicher Weise Rechnung tragen. 
§ 1 dient also in seiner Gesamtheit der Konkreti- 
sierung. Es muß deshalb grundsätzlich insgesamt 
auf ihn Bezug genommen werden. 

Zu 10. b) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt mit der Maßgabe, 
daß die Ergänzung in § 12 Abs. 1 als Nummer 4a 
eingefügt wird. 

Zu 10. c) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt mit der Maßgabe, 
daß § 12 Abs. 2 folgende Fassung erhält: 

„(2) In den Rechtsverordnungen nach Absatz 1 
Nr. 3 kann das Grundrecht des Artikels 2 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes auf körperliche Un- 
versehrtheit eingeschränkt werden, wenn und so- 
weit dies zum Schutz von Leben und Gesundheit 
der Beschäftigten oder Dritter oder zum Schutz 
der Allgemeinheit erforderlich ist." 

Zu 10. d) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Für eine solche Vorschrift besteht kein Bedürfnis, 
da die Erste Strahlenschutzverordnung unmittelbar 
nach Inkrafttreten des Gesetzes erlassen werden 
kann. Im übrigen könnte die vom Bundesrat vor- 
geschlagene Vorschrift im Falle eines längeren 
zeitlichen Zwischenraumes zwischen dem Erlaß des 
Atomgesetzes und einer Strahlenschutzverordnung 
zu erheblichen Gefährdungen führen. Auch in dem 
Zeitraum zwischen dem Inkrafttreten des Atomge- 
setzes und einer Strahlenschutzverordnung muß die 
Beseitigung radioaktiver Stoffe zur Verhinderung 
von Gefährdungen möglich sein. 

Zu 11. 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu § 17 Abs. 3 zu. Dem Vorschlag zu 
§ 17 Abs. 2 wird mit der Maßgabe zugestimmt, daß 
die Vorschrift wie folgt lautet: 


„(2) Genehmigungen und allgemeine Zulas- 
sungen können widerrufen werden, wenn 

1. von ihnen innerhalb von zwei Jahren 
kein Gebrauch gemacht worden ist, so- 
weit nicht die Genehmigung oder all- 
gemeine Zulassung etwas anderes be- 
stimmt, 

2. eine ihrer Voraussetzungen von An- 
fang an nicht gegeben war oder spä- 
ter weggefallen ist und nicht in ange- 
messener Zeit Abhilfe geschaffen wird 
oder 

3. gegen die Vorschriften dieses Gesetzes 
oder der auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen, gegen 
die hierauf beruhenden Anordnungen 
und Verfügungen der Aufsichtsbehör- 
den oder gegen die Bestimmungen des 
Bescheids über die Genehmigung oder 
allgemeine Zulassung erheblich oder 
wiederholt verstoßen oder wenn eine 
nachträgliche Auflage nicht eingehal- 
ten worden ist und nicht in angemes- 
sener Zeit Abhilfe geschaffen wird." 

Im Gegensatz zu der vom Bundesrat vorgeschla- 
genen Fassung schließt die vorstehende Fassung 
den Widerruf dann aus, wenn es sich um unerheb- 
liche und einmalige Verstöße handelt oder wenn 
in angemessener Zeit Abhilfe geschaffen wird. Dies 
besonders hervorzuheben, erscheint im Hinblick 
auf die mögliche wirtschaftliche Tragweite eines 
Widerrufs angezeigt, obwohl sich die Unzulässig- 
keit des Widerrufs hier bereits aus dem allgemei- 
nen verwaltungsrechtlichen Grundsatz von der 
Verhältnismäßigkeit der Mittel ergeben kann. 

Zu Nummer 3 wird noch bemerkt, daß der ent- 
sprechende Vorschlag des Bundesrates — ebenso 
wie seine Vorschläge unter 12. c), 13. c) und d) 
— - den Verstoß gegen inhaltliche Beschränkungen 
einer Genehmigung oder allgemeinen Zulassung 
(§ 17 Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs) nicht decken 
würde. 

Zu 12. a) und b) und zu 29. a) 

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt. 

Wird der Widerruf von einer Landesbehörde aus- 
gesprochen, so werden dafür in der Mehrzahl der 
Fälle Örtliche Gesichtspunkte maßgebend sein. 
Das gilt insbesondere für Genehmigungen, die auf 
Grund einer Rechtsverordnung nach § 11 (Strahlen- 
schutzverordnung) ergehen; solche Genehmigungen 
werden voraussichtlich weitaus häufiger zu ertei- 
len und zu widerrufen sein als Genehmigungen 
nach §§ 7 und 9. Das Land, dem die widerrufende 
Behörde angehört, wird* auch besser als der Bund 
die angemessene Höhe der Entschädigung und das 
Vorliegen etwaiger Ausschlußgründe (§ 18 Abs. 2) 
beurteilen können. Es wäre wenig folgerichtig, dem 
Bund die Abwicklung von Entschädigungsansprü- 
chen auch dort vorzubehalten, wo das Gesetz im 
übrigen von den Landesbehörden ausgeführt wird. 
Die vorgeschlagene Rechtsverordnung ist nicht er- 
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forderlich. Der Regierungsentwurf enthält in § 18 
Abs. 4 für den Ausgleich im Innenverhältnis bereits 
einen Maßstab, der eindeutig ist und zugleich die 
Berücksichtigung aller wesentlichen Gesichtspunkte 
erlaubt. 

Zu 12. c) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß der mit „insbesondere" eingeleitete Satzteil in 
§ 18 Abs. 2 wie folgt lautet: 

„. . . insbesondere durch erhebliche oder wieder- 
holte Verstöße gegen die Vorschriften dieses Ge- 
setzes oder der auf Grund dieses Gesetzes er- 
gangenen Rechtsverordnungen, gegen die hierauf 
beruhenden Anordnungen und Verfügungen der 
Aufsichtsbehörden oder gegen die Bestimmungen 
des Bescheids über die Genehmigung oder allge- 
meine Zulassung oder durch Nichteinhaltung nach- 
träglicher Auflagen." 

Zu 13. c) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß § 19 Abs. 1 Sätze 2 und 3 wie folgt lauten; 

„Die Aufsichtsbehörden haben insbesondere dar- 
über zu wachen, daß nicht gegen die Vorschriften 
dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Geset- 
zes erlassenen Rechtsverordnungen, die hierauf 
beruhenden Anordnungen und Verfügungen der 
Aufsichtsbehörden und die Bestimmungen des Be- 
scheids über die Genehmigung oder allgemeine 
Zulassung verstoßen wird und daß nachträgliche 
Auflagen eingehalten werden. Auf die Befugnisse 
und Obliegenheiten der Aufsichtsbehörden finden 
die Vorschriften des § 139b der Gewerbeordnung 
entsprechende Anwendung." 

Zu 13. d) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß § 19 Abs. 3 Satz 1 wie folgt lautet: 

„Die Aufsichtsbehörde kann anordnen, daß ein Zu- 
stand beseitigt wird, der den Vorschriften dieses 
Gesetzes oder der auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassenen Rechtsverordnungen, den Bestimmungen 
des Bescheids über die Genehmigung oder allge- 
meine Zulassung oder einer nachträglich angeord- 
neten Auflage widerspricht oder aus dem sich 
durch die Wirkung ionisierender Strahlen Gefah- 
ren für Leben, Gesundheit oder Sachgüter ergeben 
können." 

Zu 14. c) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß § 21 Abs. 6 wie folgt lautet: 

„(6) Soweit Landesbehörden Genehmigungen 
und allgemeine Zulassungen auf Grund einer 
Rechtsverordnung nach § 11 erteilen, gelten die 
landesrechtlichen Kostenvorschriften. " 

Nach der vom Bundesrat vorgeschlagenen Fassung 
wäre bei Genehmigungen nach §§ 7 und 9 Landes- 


kostenrecht anzuwenden. Dieses bietet aber nicht 
ohne weiteres Gewähr dafür, daß die verhältnis- 
mäßig hohen Kosten, die durch die Einschaltung der 
Reaktor-Sicherheitskommission bei der Überprü- 
fung von Sicherheitsberichten entstehen (vgl. Be- 
gründung zu § 7), bei der Gebührenerhebung be- 
rücksichtigt werden können. Da die Genehmigungen 
nach §§ 7 und 9 stets von den obersten Landesbe- 
hörden erteilt werden, läßt der Erlaß besonderer 
bundesrechtlicher Kostenvorschriften insoweit eine 
nennenswerte Vermehrung der Verwaltungsarbeit 
nicht befürchten. 

Dagegen kann, über den Vorschlag des Bundesrates 
hinausgehend, den vom Bundesrat ins Feld geführ- 
ten Erwägungen der Verwaltungsvereinfachung bei 
den — voraussichtlich wesentlich zahlreicheren — 
Genehmigungen Rechnung getragen werden, die auf 
Grund von Rechtsverordnungen nach § 11 (Strahlen- 
schutzverordnungen) ergehen. 

Zu 16. a) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung konnte sich zum Verzicht auf 
die Errichtung einer besonderen bundeseigenen Ver- 
waltung zur Ausführung des Gesetzes nur unter der 
Voraussetzung entschließen, daß die praktisch wich- 
tigsten Verwaltungsaufgaben nach diesem Gesetz - — 
Erteilung und Widerruf von Genehmigungen nach 
§§ 7 und 9 — von den Obersten Landesbehörden 
wahrgenommen werden. Sie leisten in besonderem 
Maße Gewähr für eine der Bedeutung und den oft 
überörtlichen Auswirkungen des Genehmigungs- 
objektes entsprechende Sachbehandlung. Die Zu- 
sammenfassung der Genehmigungen bei den Ober- 
sten Landesbehörden fördert zugleich die Entwick- 
lung der notwendigen speziellen Verwaltungskennt- 
nisse. Die Bundesregierung legt auch Wert auf un- 
mittelbaren Verkehr mit den Genehmigungsbehör- 
den (Artikel 85 Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes). 

Zu 17. a) 

Die angeregte Prüfung hat folgendes ergeben: 

Die Haftung nach § 26 ist gegenüber dem ursprüng- 
lichen Entwurf (BT-Drucksache 3026 der 2. Wahl- 
periode, Anlage Ib, § 21) bereits verschärft worden. 
Der Entlastungsbeweis, an den von vornherein 
strenge Anforderungen gestellt waren, ist für be- 
stimmte Fälle nunmehr überhaupt ausgeschlossen. 
Die erwogene weitere Haftungsverschärfung würde 
die Haftung nach § 26 der sehr weitreichenden Haf- 
tung nach § 25 gleichstellen, was nach Auffassung 
der Bundesregierung nicht sachgerecht wäre und 
die Bestrebungen, im Rahmen der OEEC-Staaten zu 
einer Konvention über die Harmonisierung des 
Atomhaftungsrechts zu gelangen, wesentlich beein- 
trächtigen würde. 

Zu 17. b) 

Die Bundesregierung wird die vom Bundesrat er- 
betene Prüfung im weiteren Verlauf des Gesetz- 
gebungsverfahrens vornehmen. Sie verkennt nicht, 
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daß gegen den in § 26 Abs. 4 Nr. 1 enthaltenen 
weitreichenden Haftungsausschluß für Ärzte Beden- 
ken geltend gemacht werden können. Nach dem bis- 
herigen Ergebnis der Prüfung glaubt sie jedoch, daß 
die vom Bundesrat empfohlene Fassung den Haf- 
tungsausschluß für Ärzte zu sehr einengen und den 
Ärzt zum Nachteil des Patienten von der Anwen- 
dung fortschrittlicher Heilmethoden abhalten könnte, 
z. B. wenn wegen Minderjährigkeit oder Bewußt- 
losigkeit eine ausdrückliche rechtserhebliche Ein- 
willigung des Patienten nicht zu erlangen ist. 

Zu 17. c) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung nimmt unter dem Vorbehalt, 
daß sich bei der Beratung des Entwurfs eines Unfall- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes keine abwei- 
chenden Gesichtspunkte ergeben, hierzu vorläufig 
wie folgt Stellung: 

Eine Einschränkung der Geltung des § 898 der 
Reichsversicherungsordnung, wie sie der Bundes- 
rat als Absatz 2 eines neuen § 26a vorschlägt, ist 
nicht gerechtfertigt. Nach dem Grundgedanken des 
§ 898 der Reichsversicherungsordnung (vgl. § 627 
der Reichsversicherungsordnung in der Fassung des 
Entwurfs eines Unfallversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes) soll der Unternehmer angesichts seiner 
Beitragsleistung zur Unfallversicherung grund- 
sätzlich von der Haftung für Unfälle frei sein. Dem 
Gesetz über die erweiterte Zulassung von Scha- 
densersatzansprüchen bei Dienst- und Arbeits- 
unfällen vom 7. Dezember 1943 (RGBl. I S. 674; 
vgl. auch § 629 der Reichsversicherungsordnung in 
der Fassung des Entwurfs eines Unfallversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes) liegen Erwägungen zu- 
grunde, für die hier kein Raum ist; insbesondere 
der Gedanke, daß es unbillig wäre und sich prak- 
tisch nur zugunsten der Kraftfahrhaftpflichtversiche- 
rer auswirken würde, wenn ein bei einem Ver- 
kehrsunfall Verletzter wegen seiner Zugehörigkeit 
zum Betrieb des Ersatzpflichtigen schlechter stünde 
als sonst ein Verletzter. 

Bleibt dem Unternehmer der Schutz des § 898 der 
Reichsversicherungsordnung erhalten, so hat er 
keinen Anlaß, im Rahmen eines Arbeitsverhält- 
nisses seine Haftung aus §§ 25 und 26 zu beschrän- 
ken oder auszuschließen. Damit entfällt jedes prak- 
tische Bedürfnis für die vom Bundesrat als Absatz 1 
eines neuen § 26a vorgeschlagene Regelung. 


Zu 18. 

Die angeregte Prüfung hat ergeben, daß auf die 
dreißigjährige Verjährungsfrist nicht verzichtet 
werden kann. Der Nachweis, daß ein bestimmter 
Schaden durch ein mehr als 30 Jahre zurückliegen- 
des Ereignis verursacht ist, wird kaum jemals er- 
bracht werden können. Insofern wäre ein Verjäh- 
rungsausschluß ohne praktische Bedeutung. Er 
könnte jedoch zu Rechtsunsicherheit und unver- 
tretbar hohen Versicherungslasten für den zur 
Deckungsvorsorge Verpflichteten führen, sofern 


überhaupt eine Versicherungsmöglichkeit bestünde. 
Falls sich innerhalb von 30 Jahren nach Inkrafttre- 
ten des Gesetzes auf Grund neuer Erkenntnisse die 
Notwendigkeit hierzu ergeben sollte, könnte die 
Verjährungsfrist immer noch verlängert werden. 

Zu 19. 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung des § 35 Abs. 1 Satz 1 zu. Sie hält da- 
gegen an der bisherigen Fassung des Satzes 2 fest, 
weil in dem hier geregelten Fall nicht von mehre- 
ren beteiligten Ersatzpflichtigen gesprochen werden 
kann. 


Zu 20. 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates im Grundsatz zu. Sie weist jedoch dar- 
auf hin, daß der Vorschlag die allgemeine Frage 
aufwirft, ob, in welcher Weise und in welchem 
Umfang die Vorsorge für die Erfüllung gesetz- 
licher Schadensersatzverpflichtungen außer auf den 
Schiffskapitän auch im übrigen auf Personen 
erstreckt werden soll, deren sich der Beförderer bei 
Ausführung der Beförderung bedient. Diese Frage 
ist im internationalen Verkehr von großer Bedeu- 
tung, Sie ist zur Zeit Gegenstand von Beratungen 
im Rahmen der OEEC aus Anlaß der Vorbereitung 
eines internationalen Atomhaftungsabkommens. 
Die Bundesregierung hält es für zweckmäßig, zu- 
nächst das Ergebnis der internationalen Erörterun- 
gen abzuwarten. Im weiteren Gesetzgebungsverfah- 
ren wird sie zu der aufgeworfenen Frage nochmals 
Stellung nehmen. 


Zu 22. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Eine Ergän- 
zung und Klarstellung in dem vom Bundesrat ange- 
regten Sinn scheint nicht erforderlich. 

Die Bundesregierung nimmt den Vorschlag jedoch 
zum Anlaß, § 39 Abs. 3 an § 627 der Reichsver- 
sicherungsordnung in der Fassung des Entwurfs 
eines Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
anzugleichen. Die Vorschrift lautet hiernach wie 
folgt: 

„(3) Die Vorschriften des Absatzes 1 und des 
Absatzes 2 Sätze 2 und 3 gelten nicht, wenn der 
in Anspruch Genommene den Schaden vorsätzlich 
herbeigeführt hat." 

Zu 24. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. Die Bundesregie- 
rung darf jedoch richtigstellen, daß es in § 41 Abs. 3 
Satz 1 „lebenslanges" statt „lebenslängliches" hei- 
ßen muß und daß in § 41 Abs. 3 Satz 2 am Ende 
das Wort „hat" entfallen muß. 

Zu 26. 

Dem Vorschlag zu § 47 Abs. 5 wird zugestimmt. 
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Den Vorschlägen zu den Absätzen 1, 2 und 4 stimmt 
die Bundesregierung nicht zu. Die Gesetzessprache 
ist zwar nicht einheitlich. Die in der Regierungs- 
vorlage verwendete Fassung stimmt jedoch besser 
mit der Ausdrucksweise des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten überein, das nur den Begriff der 
Ordnungswidrigkeit, nicht den Begriff des ord- 
nungswidrigen Handelns kennt. 


Zu 29.a) 

Vergleiche die Ausführungen zu 12. a) und b). 

Zu 29. b) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Es handelt 
sich um auf internationaler Ebene festgelegte 
Werte, die — wie schon in der Begründung zu § 55 
dargelegt — möglichst rasch von den einzelnen 
Staaten übernommen werden sollen. 
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